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Letzte Meldung:

Westmächte treten 

Friedenswillen des 

kurdischen Volkes 

mit Füßen!

Abdullah
Öcalan
an die Türkei 
ausgeliefert
Solidarität mit dem 

kämpfenden 

kurdischen Volk!



NS-ZWANGSARBEI-
TER: Die Berichte über die Kredite

der Deutschen Bank für das KZ
Auschwitz – die SS-Geschäfte und
Verbindungen der Dresdner Bank
waren schon länger bekannt – haben
den Druck auf deutsche Konzerne,

endlich die von ihnen ausgebeuteten
Zwangsarbeiter angemessen zu entschä-
digen, beträchtlich erhöht. Deutsche-
Bank-Chef Breuer und Kanzleramtsmi-
nister Hombach eilten letzte Woche zu
zweitägigen Gesprächen in die USA. Am
16. Februar wollten 16 Konzernvertreter
mit Kanzler Schröder über die Schaffung
eines „Entschädigungsfonds“ sprechen.
Auffällig ist, daß noch immer niemand
mit den Zwangsarbeitern in Osteuropa
gesprochen hat. Die PDS-Abgeordneten
Wolfgang Gehrke und Ulla Jelpke kün-
digten am 11. Februar eigene Schritte an:
„Die PDS will erreichen, daß die Mitte
Mai endende Verjährungsfrist für Indivi-
dualklagen zur Erlangung von Entschä-
digungsleistungen der Betriebe aufgeho-
ben wird. Sie sichert den Vertreterinnen
und Vertretern der Überlebenden der NS-
Zwangsarbeit jede mögliche Hilfe zu.
Den Überlebenden muß individuell,
wirksam,schnell und unbürokratisch ge-
holfen werden.“ Vordringlich sei die
Schaffung der versprochenen Bundes-
stiftung „Entschädigung für NS-
Zwangsarbeit“. „In den von der Bundes-
regierung vorgelegten Haushaltsansät-
zen für das laufende Jahr sind keine Mit-
tel für eine solche Stiftung ausgewiesen“,
kritisierten sie. „Zudem ist es erforder-
lich,daß die Bundesregierung endlich die
Organisationen der Opfer von NS-
Zwangsarbeit an den Diskussionen be-
teiligt. Im Rahmen der Kampagne ‚Ge-
rechtigkeit für Zwangsarbeiter‘ werden
die Opferverbände vor allem die Klagen
der Opfer aus den osteuropäischen Län-
dern gegen die Nutznießer der verbre-
cherischen Menschenschinderei – ge-
nannt NS-Zwangsarbeit – vor deutschen
Gerichten weiter vorantreiben, ebenso
wie die öffentliche Information über die
Rechte der Überlebenden.Dabei wird die
PDS sie unterstützen.“

MEHR PFLEGEGELD: Das Bundeskabi-
nett hat am 10. Februar Verbesserungen
bei der Pflegeversicherung beschlossen.
Das Gesetz sieht u.a. vor, bei teilsta-
tionärer Pflege in Pflegestufe zwei und
drei die Leistungen von 1 500 auf 1 800
DM und von 2 100 auf 2 800 DM monat-
lich zu erhöhen. Stirbt eine versicherte
Person, so wird das Pflegegeld für den
Monat des Todes nicht mehr zurückge-
fordert. Ob das Gesetz in Kraft tritt, ist
nach der Hessenwahl offen,denn die FDP
hat bisher jede Ausweitung der Pflege-
versicherung strikt abgelehnt. Der PDS-
Abgeordnete Ilja Seifert kritisierte die
Verbesserungsvorhaben als ungenügend:
„Die Nachbesserungen von Höchstbeträ-
gen bei der teilstationären Tages- oder
Nachtpflege für die Pflegestufen II und
III sowie die Übernahme der Kosten für

die Pflegepflichteinsätze sind sicher ein
Schritt in eine richtige Richtung. Trotz-
dem bleiben sie ein Tropfen auf den
heißen Stein. Für ein menschenwürdiges
und selbstbestimmtes Leben auch für
den Fall, daß jemand ständig begleitende
Assistenz benötigt, bedarf es der gene-
rellen Qualifizierung und Reformierung
des Systems. Damit käme endlich das ur-
sprüngliche sozialpolitische Ziel wieder
ins Blickfeld, die Betroffenen nicht in die
Sozialhilfe fallen zu lassen. Nach einer
von der Hans-Böckler-Stiftung in Bre-
men erstellten empirischen Untersu-
chung ‚Die Auswirkungen der 2.Stufe der
Pflegeversicherung auf die Hilfe zur Pfle-
ge in Einrichtungen‘ benötigen z.B. 80%
der Hilfeempfänger trotz Pflegeversiche-
rung nach wie vor Sozialhilfe.“

SAISON-LANDARBEITER: Landwirt-
schaftsminister Funke hat angekündigt,
er werde die Begrenzungen für den Ein-
satz ausländischer Saisonarbeiter in der
Landwirtschaft weiter lockern. Die alte
Bundesregierung hatte vor einiger Zeit
angekündigt, die Anwerbung ausländi-
scher Saisonarbeiter zu begrenzen, dafür
sollten inländische Arbeitslose stärker zu
Saisonarbeiten bei der Ernte verpflichtet
werden. Das scheint nicht zu genügen.
Funke will den Arbeitsämtern bei der
Entscheidung, wie der Bedarf an Saison-
arbeit gedeckt wird, wieder freie Hand
geben. Wenn nicht genügend Arbeitslose
zur Verfügung stünden, sollen Saisonar-
beiter aus Osteuropa rekrutiert werden.

WOHNUNGEN PRIVATISIERT: Noch im Fe-
bruar will Bundesbauminister Müntefe-
ring über den Verkauf von 112 600 Woh-
nungen im Bundesbesitz entscheiden.
Die meisten sind Wohnungen von Eisen-
bahn-Beschäftigten. Zwei Bietergrup-
pen konkurrieren um den Zuschlag: eine
Gruppe von zehn Landesentwicklungs-
und privaten Wohnungsgesellschaften
bietet netto 4,6 Milliarden DM, die be-
reits im Haushalt eingeplant sind. Die
Gewerkschaft der Eisenbahner hat eine
AG aus 18 Eisenbahner-Wohnungsge-
sellschaften gebildet,deren Angebot aber
in diesem Jahr nur 2 Mrd. DM netto ein-
bringen soll. Der Hauptpersonalrat der
Eisenbahner hatte im Vorjahr die Ver-
kaufspläne von Münteferings CDU-Vor-
gänger Wissmann gestoppt, weil bei der
Privatisierung der Bahn vertraglich zu-
gesagt worden war, die Wohnungen als
betriebliche Sozialeinrichtungen zu er-
halten, und auf Mitspracherechten und
Sicherheiten der Alt-Mieter bestanden.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Vom 23. bis
26.2.berät der Bundestag über den Haus-
halt 1999 und den Finanzplan des Bun-
des. Am 26.2. steht auch die Anhebung
des BAföG auf der Tagesordnung. Eben-
falls am 26.2. beraten die EU-Regierung-
schefs in Bonn über die EU-Reform. Am
4.3. März soll der Bundestag über die Re-
gierungsvorhaben zu Steuerreform,Öko-
steuer und 630-DM Jobs entscheiden.

2 AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT • PB 4/99

Politische Berichte Nr. 3 /1999 – 
Inhalt
__________________________________________

Aktuell aus Politik und Wirtschaft

Aktuell in Bonn  . . . . . . . . . . . . . . . . 2
Kosovokonflikt: Internationales
Protektorat . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3
Scharping in der Gedenkstätte
des KZ Auschwitz  . . . . . . . . . . . . . . 4
Stichwort: Bataillon  . . . . . . . . . . . . 5
Zur Hessenwahl . . . . . . . . . . . . . . . . 6
IG Metall zu Schilys Staatsbürger-
gesetz  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

Auslandsberichterstattung

Frankreich: CGT im Sog des
Konstruktiven  . . . . . . . . . . . . . . . . . 8
WEU-Osterweiterung  . . . . . . . . . . . 9
Lohnentwicklung in der 
Tschechischen Republik  . . . . . . . . 10
Meldungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11

Regionales West und Ost

Lokaler Widerstand  . . . . . . . . . . . 12
Stuttgart: Familienpaß soll
abgeschafft werden!  . . . . . . . . . . . 13
Wuppertal: Öffentlich geförderter
Beschäftigungssektor  . . . . . . . . . . 14
Düsseldorf: Widerstand gegen 
Verwaltungsreform NRW  . . . . . . . 15
Hamburg: Veranstaltung 100 Tage
Rot-grün in Bonn  . . . . . . . . . . . . . 15
Eisenhüttenstadt: Plattform 
gegen Rechts  . . . . . . . . . . . . . . . . . 15
O-Ton  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16
Kommunale Politik  . . . . . . . . . . . 17

Aus Betrieben und Gewerkschaften

Was war?  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18
IG Metall Tarifrunde: Aktueller
Stand  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18
BASF: Initiative für 
Beschäftigung  . . . . . . . . . . . . . . . . 19
Papierverarbeitung: Übertarif-
liche Zahlungen . . . . . . . . . . . . . . . 20

Diskussion und Dokumentation

Zur Konzeption der Politischen
Berichte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21
Parlamentarische Initiativen
der PDS 1999/2000  . . . . . . . . . . . . 23
Buchkritik: Die Linke und die
Staatsschuld  . . . . . . . . . . . . . . . . . 25

Letzte Seiten

Lektüreempfehlung: Über die
Achtung und Würdigung 
der Opfer  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 27

Termine  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28

I N B O N N

A
K

T
U

E
L

L



PB 4/99 • AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT 3

Anfang Februar fand in München die „Tagung
für Sicherheitspolitik“ statt , früher bekannt
unter dem Namen Wehrkundetagung. Was
die Besetzungsliste der Tagung angeht, so
kann man davon ausgehen, daß die politi-
schen, militärischen und ökonomischen
führenden Mächte in München vertreten wa-
ren. Was dort diskutiert wird, hat keinen
unerheblichen Anteil an den zukünftigen
weltweiten Entwicklungen. 

In der Presse wurde vor allem ein Kon-
flikt zwischen Europa und den USA aus-
gemacht. Während die amerikanischen
Vertreter eine Ausweitung des NATO-
Einsatzgebietes mindestens bis zum Na-
hen Osten forderten, wäre die Position
der europäischen Vertreter eher zurück-
haltend ausgefallen.Zweiter Streitpunkt
sei die Frage der Mandatierung von Mi-
litäreinsätzen durch den UNO-Sicher-
heitsrat. Hier will die USA Lockerung.
Die Europäer seien für Beibehaltung der
jetzigen Lage. Sicher kann man feststel-
len, daß die heftigste Gegenposition ge-
gen die US-Pläne von Seiten Frankreichs
und Rußlands kam.Aber wie reagierte die
deutsche Regierung? Hochkarätig war sie
zum Treffen aufgefahren.Bundeskanzler,
Bundesaußenminister und Bundesver-
teidigungsminister legten in ausführli-
chen Referaten die Position der Bundes-
regierung dar. Und die hat es in sich.Was
die weltweite Ausweitung des expansi-
ven europäisch-deutschen Interesses be-
trifft, so spricht die Bundesregierung ei-
ne deutliche Sprache, die man unter der
Kohlregierung nur verklausuliert formu-
liert bekam. So heißt es in der Rede des
Bundeskanzlers:

„Die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik ist an den Werten des Frie-
dens, der Menschenrechte und einer
nachhaltigen, demokratischen Entwick-
lung ausgerichtet. Das sind originär eu-
ropäische, aber ebenso universelle Werte,
auf die auch die nordatlantische Allianz
gebaut ist. Dabei sind Menschenrechte
und nachhaltige Entwicklung, gerade
angesichts der Globalisierung,weit mehr
als ein politisch-philosophisches Ideal.
Die Wahrung der Menschenrechte, das
hat uns nicht zuletzt die Asienkrise ge-
zeigt, sind auch für die Wirtschaft ein be-
deutsames Prinzip: Ohne umfassende
Freiheiten gibt es keine wirklich freien
Märkte. Ohne ökologische Nachhaltig-
keit und ohne freie Entfaltung der Indi-
viduen gibt es keine Investitionssicher-
heit. Und was für die Wirtschaft gilt, gilt
für die Sicherheitsarchitektur der Welt
erst recht.

In diesem Sinne muß unsere Außen-
und Sicherheitspolitik ein Beitrag zur
globalen Zukunftssicherung sein. Nen-

nen wir es ruhig: als Export politischer
Stabilität.“

Wie diese Art von globaler Zukunfts-
sicherung zur Investitionssicherheit aus-
sieht, kann man nun an einem prakti-
schen Beispiel direkt vor der Haustür de-
monstrieren. Die Kosovokrise ist für die-
se „Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik“ (GASP) ein willkommener
Anlaß, den Worten Taten folgen zu lassen.

In diesen Tagen treffen sich die beteilig-
ten Gruppen und Vertreter der Kontakt-
gruppe, um über die Neugliederung des
Kosovo zu verhandeln. Über was wird
aber verhandelt? Der neue Stil der eu-
ropäischen Aussenpolitik wird hier deut-
lich. Die Kontaktgruppe hat einen Plan
vorgelegt,der schon das Ergebnis des Ver-
handlungsprozesses festlegt. Er war Vor-
aussetzung für das Treffen, und das Tref-

Kosovokonflikt

Kontaktgruppe will internationales Protektorat
Bundeswehr sichert mit Soldaten und Waffen

Am 13. Februar hat eine Delegation von
uniformierten Bundeswehrsoldaten,
geleitet von Bundesverteidigungsmini-
ster Scharping (SPD) und begleitet vom
polnischen Verteidigungsminister
Onyszkiewicz, die Gedenkstätte des KZ
Auschwitz in Polen besucht (Bild).
SPD-Minister Scharping nutzte ausge-
rechnet die Gelegenheit dieses Besu-
ches, um erneut die deutsche Beteili-
gung am Bosnien-Einsatz und die ge-
plante Entsendung von Bundes-
wehrsoldaten zu einer vom UN-Sicher-
heitsrat nicht autorisierten Militärakti-
on im Kosovo zu rechtfertigen. Spre-
cherinnen und Sprecher des Auschwitz-
Komitees protestierten am 15. Februar
gegen seine Äußerungen und das uni-
formierte Auftreten der deutschen Sol-
daten:

„Der Verteidigungsminister Rudolf
Scharping hat bei einem ersten Besuch
einer Abordnung der Bundeswehr in
Auschwitz, diesem Ort des Gedenkens
an den millionenfachen Mord, dazu be-
nutzt, um zu begründen: „Darum ist die

Bundeswehr in Bosnien“ und daß sie
darum „wohl auch in das Kosovo ge-
hen“ wird.

Soll vergessen sein, daß in diesem
Jahrhundert zweimal über Serbien von
deutschem Boden aus Vernichtung und
Verwüstung hinweggingen? Soll verges-
sen sein das Massaker an hunderttau-
senden Serben, begangen von Deut-
schen im Zweiten Weltkrieg?

Ausgerechnet mit Auschwitz wird
gerechtfertigt,daß wieder deutsche Sol-
daten – gegen die UNO-Charta han-
delnd – in Jugoslawien einmarschieren.
Wir sind fassungslos, ja entsetzt dar-
über, daß der Verteidigungsminister das
Gedenken an Auschwitz hierzu
mißbraucht!

Wir finden es zudem äußerst ge-
schmacklos, daß die Bundeswehrsolda-
ten zur Gedenkstätte in Uniform er-
scheinen.
Auschwitzkomitee in der Bundesrepu-
blik: Esther Bejarano (Vorsitzende), Pe-
ter Gingold (Mitglied des Auschwitzko-
mitees, Bundessprecher der VVN-BdA)

Auschwitz-Komitee zu Scharpings Äußerungen  
beim Bundeswehr-Gedenkstättenbesuch
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fen dient eigentlich nur dazu, die Zu-
stimmung der Konfliktparteien festzule-
gen.

Was dekretiert der Plan der Kontakt-
gruppe? Die Neue Züricher Zeitung be-
schreibt den Plan der Kontaktgruppe:
„Der Kosovo-Plan der internationalen
Kontaktgruppe sieht de facto die Errich-
tung eines internationalen Protektorats
vor, mit dem Chef der OSZE-Überprü-
fungsmission als Gouverneur.“

Und so sieht das im einzelnen aus:
Der Kosovo-Plan, so wie er vorliegt,

zeichnet in elf Artikeln und drei Anhän-
gen ein Grundgerüst für eine „demokra-
tische Selbstregierung“ Kosovos. Inner-
halb der Grenzen der Bundesrepublik Ju-
goslawien entsteht ein Quasistaat mit al-
lem, was dazugehört: Präsident, Parla-
ment, Regierung, Gerichten. Diese
Behörden sind albanisch dominiert, ent-
sprechend der Zusammensetzung der Be-
völkerung; es sind aber für Minderhei-
tenvertreter Sitze reserviert. Besonderes
Gewicht erhalten die Gemeindeverwal-
tungen; sie werden nach dem lokalen Be-
völkerungsproporz zusammengesetzt.
Wahlen sollen schon neun Monate nach
Vertragsunterzeichnung stattfinden.

Kosovo steht, laut Vertragsentwurf der
Kontaktgruppe, weitestgehend außer-
halb der Rechtsordnung der Bundesre-
publik Jugoslawien und der Republik
Serbien; diese müssen ihre Verfassungen
und Gesetze den Vorschriften des Vertrags
anpassen,nicht umgekehrt.Über die Um-
setzung des Vertrags wacht der Chef der
OSZE-Überprüfungsmission in Kosovo;
dieses Amt hat nach wie vor der Ameri-
kaner William Walker inne. Er wird laut
Entwurf mit weitreichenden Kompeten-
zen ausgestattet und entscheidet in
Streitfällen; seine Stellung gleicht der ei-
nes Gouverneurs in einem internationa-
len Protektorat. Nach drei Jahren soll ei-
ne Überprüfung des Abkommens statt-
finden. Ein Referendum über volle Un-
abhängigkeit ist nicht geplant, aber auch
nicht ausgeschlossen. Bis auf weiteres
wird der jugoslawische Dinar an die
Staatszugehörigkeit Kosovos erinnern.

Auflösung der Militärverbände

Daß die Herrschaft Serbiens über Koso-
vo beendet werden soll, zeigt sich vor al-
lem im Anhang 2 über Polizei und Si-
cherheit. Nach dem Willen der Kontakt-
gruppe müssen die serbischen Spe-
zialtruppen samt Ausrüstung sofort nach
Vertragsabschluss aus Kosovo abziehen.
Die übrigen Truppen des serbischen In-
nenministeriums werden ebenfalls sofort
auf 2500 Mann abgebaut. Innerhalb ei-
nes oder höchstens zweier Jahre nach Ver-
tragsabschluss sind auch diese Restbe-
stände gestaffelt aus Kosovo abzuziehen.
Das Oberkommando über die serbische
Polizei in Kosovo liegt während der Ab-
zugsphase beim Chef der Überprüfungs-
mission.Bestand und Bewaffnung der ju-
goslawischen Armee werden stark einge-
schränkt. Gerade 1500 Mann sollen in
drei Kasernen in Grenznähe stationiert

Stichwort: 

BATAILLON
Die Armee ist in
Einheiten geglie-
dert, deren Führer
Disziplinargewalt
über seinen Un-
tergebenen hat.
Von unten nach
oben unterschei-
det man: Kompa-
nie, Bataillon, Re-
giment, Brigade,

Division, Korps, Führungskommando.
Ab dem Bataillon spricht man von ei-
nem Verband, der einen Stab hat und
von einem Kommandeur geführt wird.
Das II. Korps der Bundeswehr,
Führungsstab in Ulm, soll ein „ver-
stärktes mechanisiertes Bataillon mit
Kampfpanzern LEOPARD II und
Schützenpanzern MARDER sowie da-
zugehörigen Führungs-, Unterstüt-
zungs- und Logistikteilen“ entsenden.
Die Presse spricht von insgesamt 3300
Mann, neben Späh- und Transportpan-
zern würden „rund 50 schwere Kampf-
panzer Leopard 2 A5 und Schützen-
panzer 1 A3“ entsandt. Damit schickt
die BRD erstmals einen Verband ins
Ausland, der selbständig taktische
Kampfaufträge ausführen kann, ein
deutscher Kommandeur würde deut-
sche Truppen im Einsatz führen. („The
Germans to the Front“ soll der britische
Oberkommandierende 1905 beim Ein-
satz einer multinationalen Truppe in
China befohlen haben, bis heute blieb
der Truppe der Ruhm unvergeßlich).

Die Art der Bewaffnung zeigt, daß
man den Zusammenstoß mit Einheiten

der jugoslawischen Armee sucht.
Kampfpanzer werden v.a. im Kampf der
Panzerverbände eingesetzt („Nur Pan-
zer können Panzer schlagen“). Für die
Auseinandersetzung im durchschnitte-
nen oder auch bebauten Gelände sind
sie letztlich nur mäßig geeignet.Obwohl
die politisch-moralische Wirkung in
Städte einrasselnder Panzerfahrzeuge
betäubend groß ist, könnten gut infor-
mierte und ausgerüstete Gegner wirk-
same Panzerabwehrmittel anwenden.
Die Entsendung der Leopard 2 A5 ent-
hält daher eine Botschaft an die jugos-
lawische Armee: Sie soll im Kosovo
punktuell gestellt und im verbundenen
Gefecht mit der überlegenen NATO-
Luftwaffe aufgerieben werden.

Die Armeeführung weiß, daß das
nicht unblutig vor sich gehen wird.
Nach Pressemeldungen bereitet das II.
Korps, die Soldaten jetzt „in psycholo-
gischen Seminaren auf Verwundung
und Tod“ vor.

Wie? Wird die Panzertruppe an ka-
meradschaftlichen Abenden das alte,
grölige Lied üben: „... trifft uns die To-
desku-u-gel, ruft uns das Schicksal a-
a-a-ab, dann wird unser Pa-a-anzer ein
ehernes Gra-a-ab“, während der Kom-
mandeur sich schon zurückgezogen hat
und in einem alten Briefsteller nach-
liest: „... tief ergriffen mitteilen, daß ihr
Sohn, (Gatte, Bruder usw.) in tapferer
(vorbildlicher, selbstverständlicher)
Pflichterfüllung ...“ – denn so begegnet
der führende Soldat dem Tod. Bedeut-
samer als der Tod, den die Soldaten er-
leiden – in aller Deutlichkeit: sie sollten
besser verweigern! – ist der Tod, den sie
über andere bringen. Der Staat schickt
Soldaten ins Ausland, die Gesellschaft
kriegt Mörder zurück. maf

sein; ihr Aktionsgebiet wird auf einen
fünf Kilometer breiten Streifen an der
Grenze begrenzt.

Auch die Tage der Befreiungsarmee
Kosovo sind laut Vertragsentwurf ge-
zählt: „Innerhalb dreier Monate nach
Abschluß dieses Abkommens werden al-
le vorhandenen paramilitärischen und
irregulären Kräfte in Kosovo aufgelöst“,
wird verlangt. Den Zeitplan dazu erstellt
wiederum der Chef der Überprüfungs-
mission. Waffen mit Kaliber „über 7,62
Millimeter“ werden von der Kommission
eingesammelt und zerstört. Nach dieser
Formulierung werden bewaffnete Zivili-
sten – Albaner wie Serben – ihre Kala-
schnikows behalten können; deren Kali-
ber ist genau 7,62 Millimeter.

Stärkung albanischer Strukturen

An die Stelle der serbischen Polizei – und
der Polizei der Befreiungsarmee in den
von ihr kontrollierten Gebieten – treten
2 700 Gemeindepolizisten. Der Aufbau
der Gemeindepolizei wird von der Über-
prüfungsmission überwacht; ihre Ausbil-
dung erhalten die Beamten in einer neu

zu schaffenden Polizeischule. Sie sollen
nach Möglichkeit aus der örtlichen Be-
völkerung rekrutiert werden. Auch sonst
liegt das Hauptgewicht der neuen Ver-
waltung bei den lokalen Behörden. Sie
verfügen über eigene Steuereinnahmen
und sind jeweils nach der örtlichen eth-
nischen Bevölkerungszusammensetzung
zu wählen.

Der Kosovo-Plan entspricht in dieser
Form am ehesten dem Vorschlag für die
Errichtung eines internationalen Protek-
torats, wie er vom Präsidenten der Koso-
vo-Albaner, Ibrahim Rugova, schon
früher gemacht wurde. Den albanischen
Separatisten geht er nicht weit genug; sie
beharren auf voller Unabhängigkeit.Ver-
schiedene Führer der Befreiungsarmee
dürften mit der Auflösung ihrer Verbän-
de nicht einverstanden sein, da damit für
sie unweigerlich ein Machtverlust ver-
bunden ist. Die Führung in Belgrad hat
eine Herauslösung Kosovos aus serbi-
scher Rechtshoheit bisher strikt abge-
lehnt.

Daß ein solcher Plan nicht ohne Hilfe
von NATO-Truppen umgesetzt werden
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kann, ist für die Kontaktgruppe keine
Frage.Was die Bereitstellung von Solda-
ten und Waffen angeht, ist die Bundesre-
gierung wieder einmal vorgeprescht. In
einer Mitteilung des Bundesverteidi-
gungsministeriums wird stolz vermeldet,
was auf dem Balkan einrücken soll:
„Bundesminister der Verteidigung Ru-
dolf Scharping hat die Aufstellung von
Verstärkungskräften der NATO-Notfall-
schutztruppe für die OSZE-Mission ge-
billigt. Aufstellung, Vorbereitung und
Ausbildung erfolgen durch das II. Korps
in Ulm. Kern der Verstärkungskräfte ist
ein verstärktes mechanisiertes Bataillon
mit Kampfpanzern LEOPARD II und
Schützenpanzern MARDER sowie dazu-
gehörigen Führungs-, Unterstützungs-
und Logistikteilen. Teile dieser Kräfte
können auch Kern eines deutschen Kon-
tingentes als Beitrag zu einer NATO-
Friedenstruppe werden, wenn dies nach
Abschluß eines Friedensvertrages zwi-
schen den Konfliktparteien erforderlich
wird. Zur Führung der Verstärkungs-
kräfte wird ein Brigadestab eingesetzt,
der auch zur Führung multinationaler
Kräfte befähigt ist.Die Entscheidung von
Verteidigungsminister Scharping betrifft
ausschließlich die Aufstellung,Vorberei-
tung und Ausbildung und entspricht dem
Willen der Bundesregierung,sich im Not-
fall an Maßnahmen der NATO zur Her-
auslösung der OSZE-Beobachter zu be-
teiligen.Der Einsatz ist abhängig von der
weiteren politischen und militärischen
Entwicklung im Kosovo und steht unter
dem Vorbehalt einer Entscheidung der
Bundesregierung sowie der konstitutiven
Zustimmung des Deutschen Bundesta-
ges.“

Daß der Bundestag diesem Treiben zu-
stimmen wird, ist als sicher anzusehen.
Nachdem die Grünen ihre antimilitari-
stischen Positionen Stück für Stück ver-
kaufen, wird dem weltweiten Einsatz
deutscher Truppen bald nichts mehr im
Wege stehen.Vielleicht gibt es aber doch
noch einige Haltepunkte, die eine anti-
militaristische Position stärken können.
Angelika Beer, verteidigungspolitische
Sprecherin der Grünen Bundestagsfrak-
tion, weist in einem Interview mit der
Zeitung Jungle World vom 3.2.99 auf ei-
nen wichtige Entwicklung hin:

„Fakt ist, daß wir 340000 Bundes-
wehrsoldaten haben und eine NATO, die
beabsichtigt, im April ein militärisches
Konzept zu verabschieden, das mögli-
cherweise die Selbstmandatierung des
Bündnisses beinhaltet – also einen gene-
rellen Verzicht auf völkerrechtliche Man-
date. Das gilt es zu verhindern, was man
aber nicht erreicht, indem man sagt: Ich
will damit nichts zu tun haben, sondern
nur, indem man in die reale Diskussion
eintritt. Dieser Aufgabe stellen sich die
Grünen, und das schmälert nicht ihren
Antimilitarismus.“ Nun, dann mal ran!
Wie wärs mit einem Zusammengehen mit
der PDS in dieser Frage, die bisher als
einzige Bundestagsfraktion an dieser an-
timilitaristischen Position festhält? hav 

Die europäische Politik liefert Öcalan an

Ankara aus

Kurdische Tragödie,
wievielter Akt?
Wieviele kurdische Tragödien hat die Welt
in den letzten Jahren mehr oder minder teil-
nahmslos mitangesehen? 

1975 das Abkommen von Algier. Kurdi-
sche Peschmerga unter Barzani hatte – un-
terstützt von Iran, Israel und USA – gegen
das Regime in Bagdad für Selbstbestim-
mungsrechte, kurdische Autonomie
gekämpft. Nachdem der Schah von Persien
seinen Territorialstreit mit dem Irak im
„Abkommen von Algier“ am 6. März 1975
beigelegt hatte, zogen er, die USA und Is-
rael die Unterstützung für die KDP zurück.
Diese mußte sich geschlagen geben,
Mustafa Barzani floh in die USA, wo er
1979 starb.

1988 Halabja. Während der Militärope-
ration „Anfal“ des irakischen Regimes wer-
den mehr als 4000 kurdische Dörfer und 25
Städte zerstört. 182000 Kurdinnen und
Kurden sollen damals getötet worden sein,
Hunderttausende vertrieben. Grausiger
Höhepunkt: der Giftgasangriff auf Halab-
ja, der über 5000 Menschen das Leben ko-
stet. Noch heute leiden Zehntausende un-
ter den Spätfolgen.Ausrüstungen und Roh-
stoffe für das Giftgas kamen auch aus
Deutschland.

Dann der Sturz des Schah-Regimes.
Kaum an der Macht, schlagen die Mullahs
die kurdische Bewegung brutal nieder.
Auch im Exil wird die kurdische Bewegung
weiter gehetzt: Dr. Ghassemlou,Vorsitzen-
der der iranischen KDP, wird 1989 in Wien
ermordet, 1992 werden in Berlin im Re-
staurant Mykonos der neue Vorsitzende Dr.
Scharafkandi und drei Begleiter umge-
bracht.

Der Golfkrieg. Wieder lassen sich die
südkurdischen Organisationen vom Westen
in einen unvorbereiteten Aufstand gegen
Saddam Hussein hineintreiben. Der Auf-
stand wird niedergeschlagen, eine furcht-
bare Flucht von Kurdinnen und Kurden
setzt ein, die die Türkei an ihrer Grenze
stoppt. In der Folge wird Südkurdistan zur
„UN-Schutzzone“ erklärt. Die angebliche
„Selbstverwaltung“ von KDP und PUK
geht binnen kürzester Zeit am Streit um
Schmuggelerlöse u.a. Differenzen zugrun-
de. Mehrere Invasionen der türkischen Ar-
mee zum Kampf gegen die PKK folgen und
verwandeln die „Schutzzone“ – von der
UNO unwidersprochen – in ein Kriegsge-
biet der türkischen Armee.

Das Bündnis Israel-Türkei verstärkte
den Druck gegen die kurdische Bewegung.
Faktisch kann sich die türkische Armee
seitdem sowohl der Hilfe der USA  als auch
israelischer Militärs sicher sein. Nachdem
die kurdische Guerilla zeitweise eine Si-
tuation militärischen Gleichgewichts mit
dem Militär erkämpft hatte – tagsüber kon-
trollierte türkisches Militär die Straßen
und Städte, nachts die Guerilla – gelingt es
den Militärs mit massiver Hilfe des Westens

– allein die BRD liefert zeitgleich zum
PKK-Verbot in Deutschland hunderttau-
sende Kalaschnikows,gepanzerte Fahrzeu-
ge u.a. Waffen aus NVA-Beständen – über
3000 kurdische Dörfer zu zerstören und ca.
3 Millionen Kurdinnen und Kurden aus
ihren Dörfern zu vertreiben. Von Militärs
und Geheimdienst gelenkte und mit der
Rauschgiftmafia verbündete Todesschwa-
drone morden kurdische Oppositionelle,
Journalisten, Politiker, Gewerkschafter.
Parteien wie HEP und DEP werden verbo-
ten, kurdische Abgeordnete ins Gefängnis
geworfen.

Und jetzt? Mit einer kühnen Aktion hat-
te sich die PKK-Führung Ende 1998 aus ei-
ner schwierigen Verbindung mit der syri-
schen Politik gelöst und die kurdische Fra-
ge der europäischen Öffentlichkeit vorge-
legt. Der PKK-Vorsitzende hatte sich als
persönlicher Botschafter nach Europa be-
geben.Wie hat die europäische Politik dar-
auf reagiert? Sie hat den Gesandten in die
Hände der türkischen Folterer geliefert!
Die ganze Niedertracht, zu der europäische
imperialistische Politik in der Lage ist,geht
wieder auf die kurdische Emanzipations-
bewegung nieder. Die Repression in der
Türkei  wird jetzt noch mehr zunehmen.
Man muß vermuten, daß die europäische
Politik ab dem Balkan und weiter ostwärts
Militärstiefel und terroristische Regime,
denen Menschenleben und Menschenwür-
de nichts gelten, für unverzichtbar hält.

Was wird geschehen? Noch am Abend der
Verhaftung Öcalans in Kenia hatte das ZK
der PKK in einer Eilerklärung zu Beson-
nenheit aufgerufen: „Das kurdische Volk
auf der ganzen Welt soll sich gegenüber die-
ser lebenswichtigen Lage sehr sensibel ver-
halten und vorbereitet sein; niemand soll
auf eigene Faust etwas unternehmen und…
abwarten“, hieß es. Die bei Redaktions-
schluß anhaltenden Besetzungen griechi-
scher Konsulate sind Verzweiflungsaktio-
nen.Wie sie ausgehen,kann zur Stunde nie-
mand sagen. Die Auslieferung Öcalans sei
das Ergebnis von Druck der USA und Tür-
kei auf Griechenland und windigen Ver-
sprechen Ecevits betr. Zypern, wird in kur-
dischen Kreisen gemutmaßt.

Kurz vor der Festnahme Öcalöans hatte
es aus kurdischen Kreisen geheißen,der von
Öcalan angekündigte PKK-Kongreß sei
abgeschlossen. Die PKK gehe davon aus,
daß die europäischen Mächte derzeit nicht
für eine politische, demokratische Lösung
der kurdischen Frage zu gewinnen seien.
Der Guerillakrieg gegen das türkische Re-
gime werde also in Kürze wieder aufge-
nommen. Jetzt wird diese Entwicklung si-
cher noch eine andere Dynamik bekommen.

Die kommenden Tage und Wochen wer-
den zeigen, ob die kurdische Bewegung,
MED-TV,die kurdischen Parteien,die Gue-
rilla in den Bergen die Kraft haben, nach
der Verhaftung des PKK-Vorsitzenden wei-
ter für ihre gerechten Ziele zu kämpfen.

Die europäische Politik hat in der kur-
dischen Frage – wie vor 75 Jahren mit dem
Abkommen von Lausanne – wieder einmal
schwere Blutschuld auf sich geladen.

rül, 16.2., 13 Uhr
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FDP fordert Änderung der Energie- und

Wirtschaftspolitik

Der FDP-Wirtschaftsminister von Rheinland-
Pfalz, Brüderle, forderte von der Bundesre-
gierung eine Änderung ihrer Energiepolitik: 
„Die Hessenwahl ist auch die Quittung
für falsche energiepolitische Weichen-
stellungen von Rot-Grün in Bonn. Das
Gezerre um die Gespräche zum Energie-
konsens, zur Frage des Ausstiegs aus der
Wiederaufarbeitung und zur Atomge-
setznovelle, insbesondere aber das unab-
gestimmte und törichte Vorgehen des
Bundesumweltministers Jürgen Trittin,
der Ideologie vor technologischen und
wirtschaftlichen Sachverstand stellt, hat
das Faß in Hessen zum Überlaufen ge-
bracht … Wie lange noch will die SPD die
zukunftsfeindliche und irrationale Ener-
giepolitik der Grünen mittragen?“ (9.2.)
Die Bundestagsabgeordnete Gudrun Knopp
ergänzt Forderungen zur Wirtschaftspolitik:
„Das schwindende Vertrauen ist in der
Wirtschaft, vor allem im Mittelstand, be-
sonders groß. Mit ihrer ‚Ein Schritt vor,
zwei Schritt zurück‘-Politik verprellt

Rot-Grün nicht nur Unternehmer, auch
die Arbeitnehmer bleiben auf der
Strecke. Statt den Rat von Sachverstän-
digen für die Schaffung von neuen Ar-
beitsplätzen anzunehmen, setzt die neue
Bundesregierung diese aufs Spiel. Das
beschäftigungsfeindliche Procedere um
die 630-DM-Jobs,das Schwarzarbeit för-
dert, oder auch die sogenannte ökologi-
sche Steuerreform, die hohen Energie-
verbrauch belohnt und im Gegenzug ge-
rade Kleinverdiener und den Mittelstand
über Gebühr belastet, verdeutlichen das
rot-grüne Chaos, das in Hessen nun zur
Abwahl geführt hat.“ (8.2.99)

CDU: Presseberichte

Von der CDU lag keine schriftliche Bewer-
tung des Wahlausgangs in Hessen vor, wohl
aber werden Vorstandsmitglieder in Presse-
berichten zitiert. Die Süddeutsche Zeitung
stellt Mitglieder in Kochs künftigem hessi-
schen Kabinett vor. Umweltminister werde
z.B. wieder Karl-Heinz Weimar.
„Weimar bekam damals eine Rüge des
hessischen Verwaltungsgerichtshofs,weil

Die Parteien zum Ergebnis der Hessenwahlen

Hessen und die Folgen

er Vorabstimmungen für den Betrieb der
Atomfabrik Alkem in Hanau in Teilge-
nehmigungen umwandelte, um die Anla-
ge am Laufen zu halten. Weimars Nach-
folger Joschka Fischer stellte fest,daß der
Umweltminister Ministeriums-Unterla-
gen über die Hanauer Atomfabrik bei der
Betreiberfirma Siemens gelagert hatte –
angeblich aus Platzgründen.“

„Ein zweites bekanntes Gesicht ist das
des weit rechts positionierten designier-
ten Justizministers Christian Wagner, der
im Wahlkampf den ‚härtesten Strafvoll-
zug Deutschlands‘ versprach. Unter
Wallmann war Wagner Kultusminister.
Damals plante er,an Hessen Schulen wie-
der alle drei Strophen des Deutschland-
liedes einzuführen.“ Der designierte In-
nenminister  Bouffier plane u.a. einen
„freiwilligen Polizeidienst für Bürger so-
wie die Einführung der Schleierfahn-
dung.“ (Süddeutsche Zeitung, 9.2.99)
Die Berliner Zeitung zitiert den Wahlsieger
Koch, der im CDU-Präsidium gegen angeb-
lich geringe Aussichten der Union im Osten
aufgetreten sei: „Wir sind mit 43 Prozent
wieder mitten rein in die 40er,“ wider-
spricht Koch, „und wir sind wieder Mei-
nungsführer bei den Jungen.“ (9.2.99)
Die Frankfurter Allgemeine berichtet von der
CDU-Vorstandssitzung nach den Wahlen: 
„‚Wir werden auch die Wahlen in Thürin-
gen und in Berlin gewinnen. Wir wollen
alle Wahlen gewinnen‘, sagte der CDU-
Vorsitzende Schäuble nach der Sitzung
des Bundesvorstands in Bonn. Der in
Hessen errungene ‚große Sieg‘ habe lan-
despolitische Gründe, sei aber auch eine
Reaktion der Wähler auf die ersten hun-
dert Tage rot-grüner Regierung in Bonn
und sei deshalb eine schallende Ohrfeige
für das von dieser Koalition angerichte-
te Chaos in der Bundespolitik zu werten.“

„Die Aussprache des Vorstands war
von der Genugtuung über den Wahlsieg
und der sich damit verbindenden Har-
monie gekennzeichnet. Die Befriedigung
über den Erfolg der Unterschriftenakti-
on, aber auch die Erleichterung darüber,
daß sich Befürchtungen nicht bestätig-
ten, sie werde Wasser auf die Mühlen der
Rechtsparteien lenken, herrschten vor.
Der sächsische Ministerpräsident Bie-
denkopf wies darauf hin, die Entschei-
dung, das Ausländerthema zu enttabui-
sieren, habe erheblich zum Sieg beige-
tragen. Die CDU müsse fortfahren, die
von den Linken aufgebauten Tabus zu
brechen. Als Beispiel nannte er das Tabu
des Sozialstaats. Das rief sofort den Wi-
derspruch Geißlers hervor, der anmerkte,
der Sozialstaat sei in den letzten 16 Jah-
ren längst enttabuisiert worden. Er müs-
se nicht enttabuisiert, sondern repariert
werden.“ (FAZ, 9.2.99)

Grüne: Presseberichte

Auch die Bundesgeschäftsstelle der Grünen
hatte eine Woche nach den Hessenwahlen
keine eigene schriftliche Einlassung zum
Wahlausgang in Hessen. Hier Auszüge aus
Presseberichten, auf die verwiesen wurde.
Die Frankfurter Rundschau weist darauf hin,

H essen bringt unter den Bundeslän
dern zur Zeit die höchste wirt-
schaftliche Pro-Kopf-Leistung. Das

Land hat viele Standortvorteile, so den
systematischen Ausbau Frankfurts zum
großen Geschäftsplatz, den Großflugha-
fen, Einrichtungen der Atomindustrie.
Der zweifelhafte Charakter dieser Vortei-
le ist seit Jahrzehnten Anlaß erbitterter
politischer Kämpfe gewesen: Häuser-
kampf, Startbahn West, Anti-Atom. Die
Landeswahlergebnisse in Hessen fallen
knapp aus. Mal kann das konservativ li-
berale Lager eine Mehrheit überzeugen,
daß noch bessere Verwertungsbedingun-
gen für das Kapital der wirtschaftlichen
Lage aller zugute käme, mal die Rot-Grü-
nen, daß dem gnadenlosen Verwertungs-
trieb zum Schutz von Mensch und Um-
welt Schranken gezogen werden sollten.
Um so erstaunlicher ist es, daß am Aus-
gang dieser Wahlen eine Frage der politi-
schen Sitten ausschlaggebend gewesen
sein soll, nämlich die ausländerfeindliche
Unterschriftensammlung der CDU. Die
Konsequenz für die Bundespolitik wurde
von der SPD rasch gezogen. Die Zuer-
kennung der Staatsbürgerschaft wird
weiter erschwert, es soll eine doppelte
Staatsbürgerschaft auf Zeit geben.Damit
verbunden ist von einer Änderung der
Verfassung die Rede, die Aberkennung
der Staatsbürgerschaft verbietet. Aus-
drücklich wird gesagt, diese Verfassungs-
bestimmung sei als Reaktion auf die Me-
thode der Nazis entwickelt worden,
ganze Bevölkerungsgruppen auszubür-
gern. Heute hingegen würde man Einzel-
fallprüfungen vornehmen.So hört man es
aus der SPD/FDP Koalition in Rhein-

land-Pfalz, auf die es für eine Bundes-
ratsmehrheit in Sachen Staatsbürger-
schaftsrecht angeblich ankommt. Eine
genauere Analyse der Wahl wird zeigen,
daß die Union nicht wegen ihrer auslän-
derfeindlichen Hetze gewonnen hat, son-
dern wegen ihres Konzeptes der führen-
den Rolle der Wirtschaft.
Rot-Grün gibt sich leidend: die Bevölke-
rung macht nicht mit! Aber wobei auch?
Schröder, der doch wissen mußte, daß die
Lohnquote niedrig steht und die Ge-
werkschaftsbewegung in diesem Jahr das
Lohn- und Gehaltsniveau heben muß,
wenn sie nicht Zweifel an ihrer Daseins-
berechtigung lostreten will, hat sich auf
diesen absehbaren Fall nicht vorbereitet,
mault bloß rum, die Regierung könne ei-
nen Streik nicht brauchen. Fischer, der
lange Jahrzehnte Zeit hatte, sich mit dem
außenpolitischen Problemfeld vertraut
zu machen, hat nicht eine neue außenpo-
litische Idee, sondern folgt den Spuren
Kinkels in die Kriegsverstrickung.
Oft heißt es, die Grünen und in gewissem
Maße auch die SPD litten unter unreali-
stischen Erwartungen ihrer Klientel.Sol-
len die Leute ihrer Erwartungen zurück-
schrauben? Wenn kein Frieden erreicht
werden kann: in den Krieg ziehen? Wenn
das Kapital nicht angemessene Löhne
und Gehälter zahlen will: darben? So
doch nicht. Die Ansprüche der linken
Wählerschaft: – Frieden, wirtschaftliches
Auskommen, Demokratie – sind beschei-
den genug. Realpolitiker, die solch
schlichte Interessen aufgeben, versagen
gerade im Realen der Politik, wo aus Kri-
tiken Alternativen zu entwickeln wären.

maf
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daß die Grünen nicht nur in Hessen Stim-
men verloren, und zitiert zweimal den „Rea-
lo“ Matthias Berninger:
„Mit dem brutalen Verlust jeder dritten
Wählerstimme in Hessen ist … sichtbar
geworden, daß es bei der Aufsteigerpar-
tei der neunziger Jahre abwärts geht.
Stimmengewinne verbuchten die Grünen
zuletzt im September 1997 bei den Wah-
len in Hamburg. Danach setzte es Verlu-
ste in Niedersachsen, Sachsen-Anhalt,
Bayern und Mecklenburg-Vorpommern,
Auch bei der Bundestagswahl im Sep-
tember hielt der Negativ-Trend an … Der
Nordhesse Matthias Berninger lenkt in
seiner Analyse den Blick auf die Wande-
rungsbilanz, wonach 72000 Wähler von
den Grünen zur SPD und 20 000 zur CDU
wechselten. Den Urnen ferngeblieben
seien hingegen nur rund 15 000 Bürger,
die vor vier Jahren die Grünen gewählt
hatten. ‚Wir haben die jungen Leute nicht
nach links, sondern zur Mitte hin verlo-
ren.‘“ (Frankfurter Rundschau, 9.2.)
Unter der Überschrift „Überall ist Hessen“
setzt sich der Heidelberger Publizist und
Professor Micha Brumlick mit dem Ergebnis
der Grünen in der „taz“ auseinander: 
„Die hessischen Grünen sind heute die
Partei der arrivierten und gebildeten 30-
bis 45jährigen – schon in der Generation
der 68er bewegen sie in Hessen keine
größere Gruppen mehr …

Programmatisch ist es den Grünen
nicht gelungen, bei Bildung und Wissen-
schaft, maßgeblichen Zukunftsthemen,
Kompetenz zu zeigen. Das Ausbleiben
mitreißender Alternativen zum SPD-
Sparkurs verstimmte junge Eltern eben-
so wie die in Hessen nicht unwichtige
Lehrerschaft.… Der vornehmlich an pro-
fessioneller Politik interessierte Part-
einachwuchs hat – wie die gesamte Par-
tei – keine Lehren aus den jüngsten Ju-

gendstudien gezogen, wonach sich junge
Leute in ihrer Masse weder für Umwelt
noch für Frieden, sondern vor allem für
ihre berufliche Zukunft interessieren.

… Die Bundespartei wäre freilich
schlecht beraten, das hessische Wahler-
gebnis – obwohl hausgemacht – als Pro-
vinzdebakel abzutun. Noch immer hat
Hessen für die Grünen im Bund eine Vor-
reiterrolle gespielt. Somit wirkt das hes-
sische Ergebnis als Menetekel … Noch
hat sich die aus „68“ und den „neuen so-
zialen Bewegungen“ herrührende Phy-
siognomie der Grünen, ihr Image als lin-
ke Protestpartei, nicht gänzlich dem po-
litischen Alltagsbetrieb anverwandelt.
An Hessen läßt sich lernen, was verlo-
rengeht, wenn die Partei diese Tradition
nicht fortentwickelt.“ (taz, 9.2.99)

SPD: „Klassisch sozialdemokratische

Themen … stärker akzentuieren“

Der SPD-Bundesgeschäftsführer Ottmar
Schreiner kündigte noch am Wahlabend (7.
Februar) an, die SPD werde künftig stärker
ihre „klassisch sozialdemokratischen The-
men“ in den Vordergrund rücken:
„Ich glaube, daß man beim gegenwärti-
gen Stand der Dinge in Hessen von Sei-
ten der Sozialdemokratischen Partei dar-
auf hinweisen kann, daß wir zukünftig
doch etwas stärker als in den vergange-
nen Wochen darauf hinwirken wollen,
daß klassisch sozialdemokratische, also
unsere zentralen Themen – Bündnis für
Arbeit, Kampf gegen Arbeitslosigkeit,
soziale Gerechtigkeit, Kampf gegen die
Jugendarbeitslosigkeit – in der nächsten
Zeit stärker akzentuiert werden als die
möglicherweise in den vergangenen Wo-
chen der Fall gewesen ist.

Was denkbare Fragen zur weiteren Be-
handlung des Gesetzentwurfs zur er-
leichterten Einbürgerung anbelangt, se-

he ich zumindest keinerlei Veranlassung,
von dem bisher für richtig gehaltenen
Verfahren abzusehen.Der Gesetzentwurf
wird dem Parlament präsentiert werden.
Es wird dann im Rahmen des normalen
parlamentarischen Verfahrens die Mög-
lichkeiten der einen oder anderen Kor-
rektur geben. Das haben wir im Vorfeld
des Landtagswahlkampfes in Hessen
auch so gesagt. An dieser Grundlinie ist
auch nach dem jetzigen Stand der Dinge
nichts zu ändern. Ich bin allerdings der
Meinung,daß wir angesichts spezifischer
Umfragen zu dem Thema weiterhin er-
höhten Informations- und Aufklärungs-
bedarf haben Die Kampagne der
CDU/CSU lebt erkennbar von falschen
Darstellungen und manipulativen Infor-
mationen.“ (SPD-Presseinformation,
7.2.99, 18.45 Uhr)

Gysi: Neue gesellschaftliche Mehrheiten

nicht ohne PDS

Gregor Gysi, Fraktionsvorsitzender der PDS,
erklärte am 8. Februar:
„Die Hessenwahl zeigt, daß SPD und
Bündnis 90 / Grüne ohne die PDS struk-
turell über keine Mehrheiten in der Ge-
sellschaft verfügen. Die polarisierende
Anziehungskraft der Kampagne von
CDU/CSU gegen die erleichterte Ein-
bürgerung Nichtdeutscher macht deut-
lich, daß das Bundestagswahlergebnis
kein Ausdruck eines kulturellen Werte-
wandels war, sondern lediglich die Chan-
ce beinhaltet, einen solchen zu erstreiten.
Noch dringender wird die Aufgabe der
PDS, die SPD in sozialen Fragen, die
Grünen in ökologischen Fragen und bei-
de in antimilitaristischen Fragen zum
„Jagen“ zu tragen.Nach meiner Auffas-
sung muß das die letzte Landtagswahl in
Hessen gewesen sein, zu der die PDS
nicht angetreten ist.“ •

IGM zu Schilys Staatsbürgergesetz

Nachbesserungen verlangt
Schon vor den Hessenwahlen hatte die Ab-
teilung Ausländische Arbeitnehmer der IG
Metall eine erste Bewertung von Schilys Ge-
setzentwurf veröffentlicht. Darin begrüßt die
IG Metall den Einstieg ins Territorialprinzip,
kritisiert aber zugleich die Hürden, die Schi-
ly und andere SPD-Innenminister weiterhin
vor dem Erwerb der deutschen Staatsbür-
gerschaft aufrechterhalten wollen, und for-
dert Nachbesserungen. Diese Nachbesse-
rungen scheinen zwar im Augenblick nur
schwer durchsetzbar. Nach den Wahlen in
Bremen und Berlin aber – in beiden Ländern
könnte rot-grün bei einem erfolgreichen
Wahlgang eine große Koalition ablösen und
so bereits in diesem Jahr die Mehrheiten im
Bundesrat wieder ändern – könnte diese
Forderung nach Nachbesserungen erneut
vorgetragen werden. Hier die Stellungnah-
me des IG-Metall-Sprechers Töppel.

Wir begrüßen den am 13. Januar 1999
vorgelegten Entwurf der Bundesregie-
rung für ein „Gesetz zur Erleichterung
des Erwerbs der deutschen Staatsan-

gehörigkeit“. Seit Jahren drängt die IG
Metall auf eine Reform des Staatsan-
gehörigkeitsrechts zur Förderung der In-
tegration und gesellschaftlicher Gleich-
stellung. Die Regierung hat deutlich Po-
sition bezogen und die Erleichterung des
Erwerbs der deutschen Staatsbürger-
schaft durch Hinnahme der doppelten
Staatsbürgerschaft als richtige und
wichtige Maßnahme zur Förderung der
Integration bekräftigt, betonte Töppel in
einer ersten Stellungnahme. Diese Re-
form ist ein wichtiges Signal für die Men-
schen ausländischer Herkunft. Nun kön-
nen sie mehr Vertrauen gewinnen und als
wichtiges Element und Subjekt einer
fortschrittlichen und europäischen ge-
wandten Politik angesehen werden.

In dem vorliegenden Entwurf vermis-
sen wir zwar den Mut zur einfachen
Durchsetzung des Territorialprinzips,
aber wir hoffen auf Nachbesserungen.

Zu bedauern ist das zu eng gefaßte Kri-
terium der Straflosigkeit. Für Strafen,
die nicht absichtlich oder in der puber-
tären Jugend begangen wurden, werden
Menschen lebenslang von dieser Integra-

tionsmaßnahme ausgeschlossen bleiben.
Ebenso bedauerlich ist das Kriterium
„Bezug von Sozial- und Arbeitslosenhil-
fe“ als Hindernis für die Einbürgerung;
auch wenn dies als Kann-Bestimmung
ausgewiesen ist, so wissen wir aus der
Praxis, welche Interpretationsmöglich-
keiten im konkreten Procedere gegen-
über Antragstellern möglich sind.Da die
Regierungskoalition die absolute Mehr-
heit besitzt und nicht auf Verhandlungen
mit der Opposition angewiesen ist, muß
sie hier zügig und nach vorne gerichtet
entscheiden.Wir appellieren an alle aus-
ländischen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, sich konstruktiv und poli-
tisch an der Verbesserung und Umsetzung
des Regierungsentwurfs zur Einbürge-
rung und Doppelstaatsangehörigkeit zu
beteiligen. Das wäre ein beispielhafter
Schritt zur gesellschaftlichen und politi-
schen Normalisierung und ein Exempel
für die politischen Kräfte, die die Chan-
ce einer konsequenteren Einbürgerung
behindern bzw. verhindern wollen.
(IGM, Abt. Ausländische Arbeitnehmer,
Frankfurt/Main, Januar 1999)
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CGT-Kongress

Im Sog des
Konstruktiven
Von Bernhard Schmid, Strasbourg

Auf ihrem Gewerkschaftskongreß in Stras-
bourg suchte die kommunistische CGT nach
einer neuen Orientierung.

Trillerpfeifen und Nebelhörner ertönen,
Eisenbahner werfen mit Konfetti und der
Schlachtruf des Streikherbstes 1995 –
„Tous ensemble, tous ensemble“ (alle zu-
sammen) – wird aus über tausend Kehlen
skandiert. Aber wir befinden uns nicht
auf einer Demonstration, sondern auf
dem zu Ende gehenden Gewerkschafts-
kongress der CGT. Und eben wurde der
Name des neuen Generalsekretärs be-
kanntgegeben: Bernard Thibault, bisher
Chef der Eisenbahnergewerkschaft der
CGT. Bereits im Juli 1998 war er vom Bu-
reau confédéral,dem obersten Führungs-
gremium,zum Nachfolger des alten CGT-
Generalsekretärs Louis Viannet be-
stimmt worden. Zunächst gegen Thi-
baults Willen, und Viannet mußte harte
Überzeugungsarbeit leisten, um den
40jährigen, der im Alter von 15 Jahren in
eine Lehre als Mechaniker bei der Bahn-
gesellschaft SNCF eingetreten war, für
das Amt zu gewinnen.

Der langhaarige und unkonventionell
auftretende Thibault, populärer „Star“
der Streikwelle in den öffentlichen Dien-
sten im November und Dezember 1995,
wird eine schwierige Aufgabe haben. Sie
besteht darin, die „Wandlung“ der CGT
„von der reinen Protestgewerkschaft zu
einer konstruktiv-kritischen Kraft“ – die
sein Vorgänger Viannet ausgerufen hat –

voranzutreiben und zugleich den um „zu
viel Kompromißlerei“ beunruhigten Tei-
len der Basis Garantien zu geben.

Die Confédération Générale du Travail
(Allgemeiner Arbeiterverband) hat vom
Sonntag vorletzter bis zum Freitag ver-
gangener Woche in der Konzert- und
Kongreßhalle von Strasbourg ihren 46.
Kongreß abgehalten. Im Jahr 1895 als so-
zialistische Arbeiterorganisation ge-
gründet, ist die CGT die älteste der fran-
zösischen Richtungsgewerkschaften, un-
ter denen sich heute fünf Gewerk-
schaftsbünde und eine Reihe ungebun-
dener kleinerer Organisationen tum-
meln. Den Titel der Nummer 1 macht ihr
in jüngster Zeit die früher eher links-un-
dogmatische, heute eindeutig soziallibe-
ral orientierte CFDT (Französischer de-
mokratischer Arbeiterverband) streitig:
letztere gibt ihre aktuelle Mitgliederzahl
offiziell mit 730000 an,während Kritiker
aus den eigenen Reihen eher von 530000
ausgehen. Unterdessen verfügt die CGT
nach kaum bestrittenen Angaben über
etwas mehr als 653 000 Mitglieder, Rent-
ner eingeschlossen.

Auf den ersten Blick nicht viel gegen-
über mehr als fünf Millionen Mitgliedern
in den Jahren nach der Befreiung von den
Nazis 1944, von denen im Mai 1968 noch
immer 2,3 Millionen übrig waren. Der
Untergang des sowjetischen „Modells“,
an dem sich die französische KP – mit der
die CGT seit den 30er Jahren durch enge
Bande verwoben ist – noch bis in die spä-
ten achtziger Jahre angelehnt war, hat si-
cherlich diesem quantitativen Nieder-
gang beigetragen. Es bildet jedoch nicht
den einzigen Faktor, der zu seiner Er-
klärung beiträgt.

Die Organisationsstärke der französi-
schen Gewerkschaftsbewegung ist qua-
litativ betrachtet nicht enorm, der ge-
werkschaftliche Organisationsgrad der
Beschäftigten ist mit aktuell neun Pro-
zent der niedrigste in der gesamten EU.
Dabei gilt es freilich nicht aus den Augen

zu verlieren, dass den Gewerkschaften in
Frankreich eine andere Rolle zukommt
als in anderen EU-Ländern: sie bilden
den aktivistischen und politisierten Kern
der Arbeiterbewegung und erfüllen nur
äußerst selten versicherungsähnliche
Aufgaben für passiv bleibende Mitglie-
der. So bezahlen französische Gewerk-
schaften in der Regel keine Streikgelder,
die Betroffenen bezahlen den Verdienst-
ausfall aus eigener Tasche – was im Ge-
genzug den Vorteil hat, dass sie sich in ih-
rer Ausübung des Streikrechts von nie-
mandem kontrollieren lassen. Denn das
Streikrecht gehört in Frankreich allein
den Beschäftigten, die es – im Gegensatz
zum deutschen Recht – ohne jedes Zutun
einer Gewerkschaft ausüben können.

Um das Bild der CGT zu vervollstän-
digen, muß man hinzufügen, daß ihr Mit-
gliederrückgang seit 1992 gestoppt, seit
dem Streikjahr 1995 sogar wieder leicht
anwachsend ist. Des ehemaligen Gesell-
schaftsmodells verlustig geworden und
einer ebenfalls um eine neue Orientie-
rung ringenden KP gegenüberstehend,
hat die CGT seit einigen Jahren „die Na-
belschnur durchtrennt“, wie es Thibault
ausdrückt. Der damalige CGT-General-
sekretär Viannet erklärte auf dem letzten
Kongress der französischen KP im De-
zember 1996 seinen Austritt aus dem Na-
tionalen Büro (Ex-Politbüro) der Partei,
dem obersten Führungsgremium, auch
wenn eine Stufe darunter – im nationa-
len Komitee (Ex-Zentralkomitee) der
Partei – noch eine Reihe führender CGT-
Funktionäre anzutreffen sind, darunter
Bernard Thibault, der aber an den Sit-
zungen nicht teilnimmt.

Die Regierungsbeteiligung der KP seit
Juni 1997 hat das Autonomiestreben der
CGT noch beschleunigt, da in der Ver-
gangenheit in ähnlichen Perioden – wie
1981 bis 1984 – die übergroße Rücksicht-
nahme auf die „Genossen Minister“
dafür gesorgt hatte, daß die CGT von der
Enttäuschung über die Regierungsbilanz

Links: CGT-Demonstration in Marseilles im Dezember 1995 gegen die Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik der damaligen

konservativen Regierung / Rechts: Der neue CGT-Generalsekretär Bernard Thibault.



der Linksparteien mit in einen Abwärts-
sog gerissen wurde.

Das Verfechten eines vermeintlich fer-
tigen, alternativen Gesellschaftsmodells
und der vermeintliche Einblick in die
„Gesetzmäßigkeiten der Geschichte“
gehören nun aber eindeutig der Vergan-
genheit an. Ähnlich wie die französische
KP öffnet sich die CGT demonstrativ und
mitunter fast krampfhaft,um aus den so-
zialen Bewegungen Impulse für ein neu-
es Gesellschaftsprojekt zu gewinnen.
Und genau wie in „der Partei“ führt dies
zu widersprüchlichen Entwicklungen:
Linksalternative Bewegungspolitik und
sozialdemokratisch anmutender Prag-
matismus koexistieren hier ebenso wie
einige versprengte „orthodoxe“ Elemen-
te, die gegen „reformistische Aufwei-
chung und Verrat“ protestieren, während
sich die offizielle Sprache um „Moder-
nität“ bemüht.

Die Delegierten in Strasbourg, fast
verwirrt von einem so pluralistischen An-
gebot, zeigen sich bereit, in kurzen Zeit-
abständen gegensätzlichen Initiativen
und Äußerungen zu applaudieren. So
wird das Engagement der CGT für die
Sans-papiers – die „illegalen“ Immi-
granten, die um ihr Bleiberecht kämpfen
– einhellig bekräftigt. Mit scharfen Wor-
ten protestiert der Kongreß gegen die
Strafverfolgung von Michel Beurrier,
CGT-Bezirksvorsitzender in Clermont-
Ferrand, dem wegen angeblicher Flucht-
begünstigung für einen Sans-papiers nun
eine Haftstrafe droht. Heftigen Applaus
erhält eine Vertreterin der CGT-Arbeits-
losenkomitees für ihre Aussage zu Beset-
zungsaktionen von Erwerbslosen und
kollektive Gratiseinkäufe in Supermärk-
ten: „Es ist legitim, kollektiven Ungehor-
sam zu praktizieren und in der Illegalität
zu handeln.“

Viel Beifall erhält aber auch Nicole
Notat, die sozialliberale CFDT-Chefin,
die sich 1995 gegen die Streiks gestellt
hatte. Zuvor hat es jedoch eine Ermah-
nung gegeben, Notat bloß nicht auszu-
pfeifen. Denn die offizielle „Annähe-
rung“ zwischen CGT und CFDT ist die
Voraussetzung dafür, daß die CGT – 20
Jahre nach ihrem ersten Antrag auf Auf-
nahme – in diesem Jahr endlich in den
Brüsseler Europäischen Gewerkschafts-
bund (EGB) aufgenommen wird, als letz-
te große westeuropäische Gewerkschaft
und lange nach der CFDT.

Das traditionelle Kräftespiel in der
Arbeitswelt Frankreichs sah in der Regel
so aus: die „reformistischen“ Gewerk-
schaften, beispielsweise die CFDT oder
Force Ouvrière, unterzeichneten Tarifab-
schlüsse und erreichten damit einige Ver-
besserungen für die Beschäftigten, die
„sozialen Frieden“ schaffen sollten. Die
CGT hingegen denunzierte diese Abkom-
men. Für beide Seiten war dieses Proze-
dere mit Vorteilen verbunden: Die Oppo-
sition der CGT als stärkster Organisati-
on verschaffte den anderen Gewerk-
schaften das Druckpotential, um in den
Verhandlungen vorwärtszukommen.

Doch in jüngster Zeit hat sich die Aus-
gangslage gründlich geändert: Durch
Massenarbeitslosigkeit und Struktur-
wandel hat sich das Kräfteverhältnis ge-
wandelt, für Abschlüsse bedarf es zuneh-
mend größerer Kompromißbereitschaft
und Gegenleistungen der abhängig Be-
schäftigten.

Mit einem neuen „Pragmatismus“
zeigt sich die CGT bereit, sich partiell in
das Verhandlungssystem zu integrieren,
um Schlimmeres zu verhindern. In eini-
gen Fällen hat die CGT bereits Abkom-
men mit der Kapitalseite unterstützt.Das
erweist sich bei den laufenden Verhand-
lungen über die Umsetzung der gesetzli-
chen Vorschriften zur 35-Stunden-Wo-
che: Nach dem Willen der Regierung sol-
len dazu dezentrale Kompromisse zwi-
schen Kapital und Arbeit – etwa: Ar-
beitszeitverkürzung gegen Flexibilität –
geschlossen werden. Acht von insgesamt
40 Branchenabkommen, die bisher zwi-
schen Gewerkschaften und Kapitalver-
tretern zur 35-Stunden-Woche abge-
schlossen wurden, tragen die Unter-
schrift der CGT.

In Strasbourg beantragen zwar einige
Delegierte – hauptsächlich, aber nicht
ausschließlich, vom „orthodoxeren“ Flü-
gel –, daß die Confédération keine Ab-
kommen mit Klauseln zur „Annualisati-
on“, zur Einrichtung von Jahres-Zeit-
konten zur Flexibilisierung der Arbeits-
zeiten, unterschreiben dürfe. Doch die
Tagungsleitung bügelt diese Vorstöße mit
der Begründung ab, für Millionen Be-
schäftigte sei diese „Annualisation“
längst Realität: „In diesen Fällen ist es
realistischer und mobilisierungsträchti-
ger, für kollektive Garantie zugunsten
der Beschäftigten zu streiten, die der
Willkür engste Grenzen setzen.“

WEU-Osterweiterung

Was WEU und GASP 
für die Tschechische
Republik bedeuten
Von Brian Denny

Das Januarheft von Postmark Prague enthält
Auszüge aus einem Artikel von Brian Denny,
außenpolitischer Redakteur der Londoner
Zeitung Morning Star, in der November-Aus-
gabe des Politischen Rundbriefs der Islip
Unity Group. Darin analysiert Denny die Be-
ziehungen zwischen der Westeuropäischen
Union, der EU und Deutschlands „Marsch
nach Osten“. Der Artikel ist auch in den
Deutsch-Tschechischen Nachrichten Nr.
5/99 enthalten, die beim GNN Verlag zu er-
halten sind.

Die Westeuropäische Union (WEU) ist ein
Produkt des Kalten Krieges. Sie wurde
erheblich gestärkt,als Margaret Thatcher
1986 das Gesetz über ein einheitliches
Europa unterzeichnete. In diesem Zu-

sammenhang wurden europäische „Ver-
teidigungs“mechanismen etabliert,kom-
plett mit Plänen für die Schaffung eines
europäischen Militärisch-Industriellen
Komplexes. Das Ergebnis war z.B. die
Produktion des umstrittenen und obszön
teuren Eurofighters. 1992 wurden in den
Vertrag von Maastricht Pläne für eine
„Leitlinienkompetenz für eine gemein-
same Verteidigungspolitik“ aufgenom-
men.Im Vertrag von Amsterdam 1997 rie-
fen die Euro-Eliten nach einer „zuneh-
menden Rahmenkompetenz für eine ge-
meinsame Verteidigungspolitik“ und die
Bildung einer Euro-Armee. Dies schließt
Vereinbarungen darüber ein, daß Ent-
scheidungen über die Gemeinsame
Außen und Sicherheitspolitik(GASP)
von einer qualifizierten Mehrheit getrof-
fen werden – im Ministerrat erfolgen al-
so Abstimmungen, die für die Mitglieds-
staaten verbindlich sein sollen. Mit an-
deren Worten, die Außenpolitik wird in
Brüssel beschlossen, und nicht mehr
durch gewählte Parlamente. Dies hat

sehr schwerwiegende Auswirkungen auf
die Fähigkeit souveräner Staaten, über
ihre Beziehungen zur übrigen Welt selbst
zu entscheiden, insbesondere für neutra-
le Länder wie Irland oder Österreich –
kurz gesagt, ihre Neutralität ist beendet.
Im Endeffekt erhält die EU durch die Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik
einen bewaffneten Arm, und die Außen-
politik der europäischen Nationen wird
Brüssel untergeordnet … 

Drang nach Osten

Die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik ist im wesentlichen ein deut-
sches Projekt zur Schaffung europäischer
Streitkräfte, die seine Außenpolitik ge-
genüber dem Osten durchführen sollen,
trotz des Widerstands von Leuten wie
Jacques Delors, der „nie an das Konzept
einer gemeinsamen Außenpolitik“ ge-
glaubt hat, sie aber für den Preis dafür
hält, daß Deutschland die Währungsuni-
on akzeptiert.Die Osterweiterung der EU
entspricht Deutschlands traditioneller
Außenpolitik, die bekannt ist unter dem
Begriff „Drang nach Osten“.Oder wie ein
führender Manager von Daimler Benz es
kürzlich formulierte: „Wir müssen nach
Osten vordringen – ökonomisch natür-
lich.“ Eine Militärmacht wird als not-
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wendig betrachtet, um diese Expansion
abzusichern und Bonns ökonomische In-
teressen zu wahren. Aus diesem Grunde
drängt Deutschland am meisten auf die
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspo-
litik. Deutschland besitzt die umfang-
reichsten Streitkräfte in Europa,hat aber
keine Verfügungsgewalt über Atomwaf-
fen. Gemeinsam mit den modernen nu-
klearen Waffensystemen Großbritanni-
ens und Frankreichs hätte es sie.

Der Vertrag von Amsterdam 

Als Keimform einer europäischen Armee
gibt es bereits das 50.000 Mann starke
Eurokorps, das aus deutschen, französi-
schen, belgischen, spanischen und lu-
xemburgischen Einheiten zusammenge-
setzt und bereits in Jugoslawien aktiv ist.
Die absichtliche Zerstückelung des ju-
goslawischen Bundesstaates, der Anfang
des Jahrhunderts geschaffen wurde, um
Deutschlands Expansionsdrang aufzu-
halten, und der weiterschwelende Bal-
kankonflikt sind ein Beispiel für die Aus-
wirkungen deutscher Außenpolitik. Die
Kontrolle über den Balkan öffnet das Tor
zum russischen Öl in Tschetschenien, in
Kasachstan und im Kaspischen Meer und
stärkt die Rolle des Mittelmeerraumes als
strategische Region für die Kontrolle
über das Öl im Nahen Osten. Der Vertrag
von Amsterdam fördert die Koordination
eines europäischen militärisch-industri-
ellen Komplexes, indem er die Mitglieds-
staaten zur „Kooperation auf dem Gebiet
der Rüstung“ verpflichtet. Die WEU
selbst beklagt die Zersplitterung der Rü-
stungsindustrie in Europa,die einen Wert
von 60 Mrd. US-Dollar jährlich oder 2%
der EU-Produktion ausmacht und eine
Million Menschen beschäftigt … Kürz-
lich schrieb Michael Colvin einen Bericht
für die WEU, in dem er darlegte, daß ei-
ne Dreierfusion zwischen der British Ae-
rospace, der deutschen Dasa und der
französischen Aerospatiale erforderlich
sei, um einen Europäischen Raumfahrt-
und Rüstungskonzern ins Leben zu ru-
fen. Mr. Colvin betonte, um „einen sol-
chen Rüstungsgiganten zu schaffen und
die Rüstungsindustrie rationalisieren“
zu können, sei „Privatisierung Voraus-
setzung“. Er erläuterte, der Hauptgrund
dafür sei, daß mit der Rationalisierung
eine Vernichtung von Arbeitsplätzen in
großem Ausmaß verbunden sein würde,
die durch eine Firma mit staatlicher Be-
teiligung aufgrund von politischem und
demokratischem Druck blockiert werden
könnte. Als Teil dieser Entwicklung gab
Frankreich im letzten Monat bekannt,
daß die vollständige Privatisierung des
Aerospatiale-Konzerns trotz linker Op-
position innerhalb der Regierung voran-
getrieben werden soll. Die NATO-Oster-
weiterung gilt als hervorragende Gele-
genheit für diesen Riesenkonzern,Waffen
nach Ungarn, Polen und in die Tschechi-
sche Republik zu verkaufen, die in dem
Bemühen, als „gute Europäer“ zu gelten,
der NATO-Mitgliedschaft als Vorstufe
zur EU-Mitgliedschaft zugestimmt ha-

ben. Um die Bedingungen der NATO-
Mitgliedschaft zu erfüllen, müssen sie
nun die alten Waffen des Warschauer Ver-
trages verschrotten und sich mit NATO-
kompatibler militärischer Hardware ein-
decken. Der Vertrag von Amsterdam und
die Einführung einer Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik bedeutet
einen Schritt auf dem Weg zu einer un-
demokratischen, militarisierten, atomar
bewaffneten EU …
Brian Denny ist außenpolitischer Redak-
teur der Londoner Zeitung Morning Star.

Lohnentwicklung in der Tschechischen

Republik

Ein neues schweres
Jahr in Sicht
Das Realeinkommen der Tschechen begann
sehr bald nach der „samtenen“ Konterrevo-
lution von 1989 zu sinken. Bis 1991 betrug
der Rückgang gegenüber 1989 fast ein Drit-
tel, dies war Folge einer sehr restriktiven
Wirtschaftspolitik bei gleichzeitiger Freiga-
be der Preise. 

Zwischen 1991 und 1997 begannen die
Durchschnittslöhne real von Jahr zu Jahr
zu steigen; dies war allerdings begleitet
von einer dramatischen Öffnung der
Schere zwischen den Verdiensten der
Masse der Beschäftigten und bestimmten
privilegierten Gruppen der Gesellschaft

– insbesondere Inhabern hoher Staats-
ämter, führenden Politikern und Mana-
gern im Finanzsektor oder in privaten
Aktiengesellschaften.

1997 lag der Durchschnittsverdienst
landesweit um 2–3% über dem von 1989,
er wurde allerdings von zwei Dritteln der
Beschäftigten nicht erreicht; deren Rea-
leinkommen war noch immer niedriger
als 1989.

1998 nahm der Druck auf die Löhne
und Renten infolge der beiden Maßnah-
menpakete wieder zu, die die rechte Ko-
alitionsregierung unter dem damaligen
Ministerpräsidenten Klaus im Jahr zuvor
als Notmaßnahmen (zur Bewältigung des
Platzens der „Transformations“-Seifen-
blase) verabschiedet hatte. In den ersten
neun Monaten des Jahres 1998 stiegen die
Monatslöhne gegenüber derselben Vor-
jahresperiode nominal um durchschnitt-
lich 9% (928 Kronen oder ca. 30 $) auf
11 241 Kronen (375 $). Da jedoch in dem-
selben Zeitraum die Einzelhandelspreise
um 11,8% anstiegen, fielen die realen
Durchschnittslöhne um 2,5%. Sie lagen

damit wieder auf der Höhe von 1989,aber
ohne die „zweite Lohntüte“, die der So-
zialismus Arbeitern und Angestellten zur
Verfügung stellte: freie medizinische Ver-
sorgung und Ausbildung, billige Lebens-
mittel, billige Verkehrsmittel, billige Ur-
laubsmöglichkeiten etc. Außerdem blie-
ben natürlich die zwei Drittel der Be-
schäftigten, deren Reallohn den nationa-
len Durchschnittslohn nicht erreichte,
unter dem Niveau von 1989, in manchen
Fällen sogar erheblich darunter.

Die Schere zwischen den Einkommen
der privilegierten Elite und der Masse der
Beschäftigten öffnete sich weiter,ganz im
Einklang mit dem globalen Trend des Ka-
pitalismus, der die Reichen reicher und
die Armen ärmer macht. Während die
Reallöhne im unternehmerischen Be-
reich sich 1998 gegenüber 1997 halten
konnten, war im Non-Business-Sektor –
Gesundheitswesen, Erziehungswesen
etc. – ein Rückgang um ca. 11% zu ver-
zeichnen. Am höchsten waren die Ver-
dienste im Banken- und Versicherungs-
sektor – eben dem Sektor, der am meisten
verantwortlich ist für die Krise des Lan-
des und ihre Verschärfung und dessen An-
teile sich mehrheitlich weiterhin in den
Händen des Staates befinden. In den er-
sten neun Monaten 1998 verdienten die
Beschäftigten im Finanzsektor monat-
lich im Durchschnitt 20 213 Kronen (675
$) – 14,7% mehr als in demselben Vorjah-
reszeitraum. Im Gegensatz dazu betrug
der Durchschnittsverdienst im Erzie-

hungswesen 9226
Kronen (305 $) und
im Gesundheitswe-
sen 9 572 Kronen
(320 $), in beiden Fäl-
len etwa dasselbe wie
1997. Real bedeutete
das angesichts der
Inflation einen
Rückgang um mehr
als 11%.

Die Einkünfte von Managern waren
demgegenüber, unabhängig von den er-
zielten Ergebnissen, hoch und stiegen im
vergangenen Jahr weiter an. Führende
Manager von Aktiengesellschaften ver-
dienten z.B. im Durchschnitt über
300 000 Kronen monatlich (10 000 $). Der
offizielle Mindestlohn betrug im letzten
Jahr 2.650 Kronen monatlich (90 $; kaum
mehr als 2 $ pro Stunde) – verglichen mit
70 000 Kronen (2 350 $) für Minister,
98 000 Kronen (3 270 $) für Premier Ze-
man und mehr als 120 000 Kronen (4 000
$) für Präsident Havel. Erklärtes Ziel der
Regierung ist es, die Lohnerhöhungen in
diesem Jahr nicht über die Höhe der In-
flation steigen zu lassen – letztere wird
unrealistisch niedrig auf 7% geschätzt.
Für die meisten Lohnempfänger bedeu-
tet das ein weiteres Absinken des Real-
lohnes; gleichzeitig wird ein Anstieg der
Erwerbslosenzahl auf eine halbe Million
vorausgesagt.
(aus: Deutsch-Tschechische Nachrichten.
Nr.5, Jan. 1999. Quelle: Postmark Prague
Nr. 257, Januar 1999)

Die Grafik der
Tschechischen
Presseagentur
zeigt die Zu-
nahme der offi-
ziellen  Er-
werbslosigkeit
zwischen Nov.
97 (4,9 %) und
Nov. 98 (7,0%)



Kroatien: Weitere Rehabilitierung
von Ustascha-Mördern
Nach den Festgottesdiensten zum 39.To-
destag des Ustascha-Führers Ante Pave-
lic und der öffentlichen Vorstellung sei-
ner Memoiren (siehe PB 3/99) setzte
Kroatien ein weiteres Zeichen der Reha-
bilitierung des mörderischen Ustascha-
Regimes.

1998 forderte die internationale Öf-
fentlichkeit Argentinien auf, den kroati-
schen Kriegsverbrecher Dinko Sakic,den
ehemaligen Kommandanten des KZs Ja-
senovac, an Kroatien auszuliefern. Din-
ko Sakic wurde schließlich nach Zagreb
geflogen, wo langwierige gerichtliche
Untersuchungen einsetzten.

Immer deutlicher wurde indes, daß
sich auch seine Frau Nada als Aufseherin
im Frauen- und Kinder-KZ Stara Gra-
diska schwerer Verbrechen schuldig ge-
macht hatte. Die Regierung in Belgrad
übergab dazu umfangreiche Dokumen-
tationen, aus denen unter anderem her-
vorgeht,daß Frau Sakic am 21.April 1945
rund 600 Frauen aus dem KZ Stara Gra-
diska zur Erschießung brachte. Jugosla-
wien forderte ihre Auslieferung durch
Argentinien. Nada Sakic aber verlangte,
nach Kroatien gebracht zu werden, des-
sen Staatsbürgerschaft sie inzwischen
erhalten hatte.

Anfang dieser Woche verfügte die
kroatische Staatsanwaltschaft jedoch
die Freilassung der 72jährigen Sakic we-
gen „Mangels an Beweisen“, obwohl sie
1998 die Auslieferung auf Grund „um-
fangreicher Beweismaterialien“ bean-
tragt hatte. Sie habe immer an die „Ge-
rechtigkeit“ der kroatischen Justiz ge-
glaubt, kommentierte Sakic selbst.

Das Simon-Wiesenthal-Zentrum

sprach von einem weiteren Beweis dafür,
daß die kroatische Führung keine Ab-
sicht habe, den Opfern des Ustascha-Re-
gimes Gerechtigkeit widerfahren zu las-
sen. Aus Israel wird gefordert, eine Aus-
lieferung Nada Sakics an Jugoslawien zu
erwirken. Für aufmerksame Beobachter
ist der unglaubliche Vorgang nur ein
Schritt in Richtung eines Freispruchs
auch für Dinko Sakic, den „Schlächter
von Jasenovac“. Inzwischen tragen
schließlich viele Straßen und Plätze
Kroatiens die Namen von Ustascha-Ak-
tivisten.

Südafrika: Die Deutsche Bank 
finanzierte das Apartheid-Regime
Einen Entschädigungsfonds von einer
Milliarde Mark für die Apartheidopfer in
Südafrika forderten Menschenrechtler
am Donnerstag in Bonn.Sie wiesen nach,
daß bis Ende der Apartheid auch bun-
desdeutsche Unternehmen und Banken
das Regime am Leben erhalten halfen. In
den 70er Jahren gehörten Deutsche und
Dresdner Bank zu den Hauptfinanziers,
in den 80er Jahren vor allem bayerische
Banken.

Eine internationale Kampagne will
die Entschuldung der Länder im südli-
chen Afrika erreichen sowie Entschädi-
gung für die Opfer. 1993, im letzten
Apartheidjahr, hatte Südafrika Aus-
landsschulden von 25,7 Milliarden
Dollar. Ein Drittel könnten deutsche
Konzerne einfordern. Allein von 1978 bis
1993 legten bundesdeutsche Geldgeber
70 Milliarden Mark in Südafrika an. Im
Durchschnitt erzielten sie pro Jahr Ge-
winne von 8,6 Prozent dafür.

Deutschland sei der „weltweit bedeu-
tendste Finanzier des öffentlichen Sek-

tors in Südafrika“ gewesen,heißt es in ei-
ner Studie. Darin wird nachgewiesen,
daß ein Großteil der Kredite in die Rü-
stungswirtschaft flossen. Nach Zusam-
menbruch des portugiesischen Kolonial-
reiches bereitete sich Südafrika nicht
bloß auf die angedrohten UNO-Sanktio-
nen vor. Es führte auch Kriege gegen
Nachbarländer. Die von Südafrika ange-
richteten Kriegsschäden in Nachbarlän-
dern werden auf etwa 140 Milliarden
Dollar geschätzt. Nach innen führte das
Apartheidregime Bürgerkrieg gegen den
ANC. Neben der Bundesrepublik zählten
USA, Großbritannien und Schweiz zu
den wichtigsten Geldquellen der Apart-
heid. Noch 1993 flossen Gewinne auslän-
discher Unternehmen in Höhe von 3,1
Milliarden Dollar aus Südafrika ab. Da-
bei handelt es sich um Profite solcher
Konzerne oder Banken, die seit 1985 so-
gar die weltweiten Wirtschaftssanktio-
nen gegen Pretoria ignorierten.

USA: FBI bietet Kopfgeld für einen
puertoricanischen Freiheitskämpfer
Das FBI hat das auf den puertoricani-
schen Freiheitskämpfer Filiberto Ojeda
ausgesetzte Kopfgeld von 150 000 auf
500 000 Dollar erhöht. In der US-Kolonie
Puerto Rico wird die Maßnahme massiv
kritisiert. Nach Ansicht der Unabhän-
gigkeitsbewegung „Congreso Nacional
Hostosiano“ verbirgt sich hinter der wie-
deraufgenommenen Hetzjagd auf Ojedo
der Versuch,die Öffentlichkeit von der ge-
forderten Freilassung von 15 politischen
Gefangenen aus US-amerikanischen Ge-
fängnissen abzulenken, für die die puer-
toricanische Gruppe eintritt.

(Zusammenstellung: hav)

Osttimor: Kommt die Unabhängig-
keit und zu welchem Preis?
1975 hatte die linksorientierte antiko-
loniale Befreiungsbewegung der Frete-
lin die „Demokratische Republik Ost-
timor“ ausgerufen. Die ehemalige por-
tugiesische Kolonie wurde daraufhin
von Truppen der indonesischen Armee
besetzt, die sich seitdem mit der Be-
freiungsbewegung von Osttimor einen
der blutigsten Konflikte lieferte. Etwa
200 000 der knapp 700 000 Einwohner
fielen den Kämpfen und einer Hunger-
blockade zum Opfer. Ihr Kriegsziel, die
Unterwerfung der Provinz, hat die in-
donesische Armee und die herrschende
indonesische Bourgeoisie aber trotz-
dem nicht erreicht. 1988 hatte sich die
Fretelin mit anderen eher konservati-
ven anti-indonesischen Gruppen zu-
sammengeschlossen. 1992 wurde aller-
dings der Fretelinchef Xanana Gusmao
von indonesischen Truppen verhaftet.
Nun hat sich die Situation nach dem
Abtritt des indonesischen Präsidenten
Suharto gewandelt. Der jetzige Macht-
haber und Suharto-Intimus Habibie

sagte, dass Osttimor bis zum 1. Januar
2000 einfach in die Unabhängigkeit
entlassen wird. Gusmao wurde vor ei-
nigen Tagen aus dem Gefängnis entlas-
sen und unter Hausarrest gestellt. Die
Osttimoresen sehen die neue Entwick-

lung mit
gemisch-
ten Ge-
fühlen. Offen
wird von einem
Täuschungs-
manöver der in-
donesischen Re-
gierung gespro-
chen. Es bestehen
Befürchtungen,
daß die Regie-
rung in Jakarta
die in den 80er
Jahren in Ostti-
mor angesiedel-
ten Indonesier,
die gegen die Un-
abhängigkeit der
Provinz sind, ge-
zielt zu Aktionen
gegen die Unab-

hängigkeit einsetzt. Die Befürchtung
ist nicht von der Hand zu weisen, denn
es gibt Hinweise darauf, daß die indo-
nesischen Siedler in den vergangenen
Monaten gezielt bewaffnet worden
sind.
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Nein zu 
Nazi-Aufmarsch, „Blutsrecht“
und Rassismus!
MAGDEBURG. Der Landesverband Sach-
sen-Anhalt der NPD ruft mit Unterstüt-
zung „unabhängiger Kameradschaften“
und „Freier Aktionsgruppen im Nationa-
len und Sozialen Aktionsbündnis Nord-
deutschland“ für den 27.2. zu einer De-
monstration auf dem Magdeburger Dom-
platz auf.

Die Veranstaltung steht unter dem
Motto „Keine deutschen Pässe für Aus-

länder“ und ist nach Einschätzung des
Magdeburger „Arbeitskreis Antifaschis-
mus“, Auftakt und Teil einer auf dem
NPD-Bundesparteitag beschlossenen
Kampagne „gegen doppelte Staatsbür-
gerschaft und Integration“.

Für die Kampagne, mit der die Nazis
die durch die CDU/CSU-Unterschriften-
Aktion angeheizte Diskussion für sich
nutzen wollen, können gleichfalls Unter-
schriftenlisten beim NPD-Bundesvor-
stand bestellt werden. Anmelder der De-
monstration ist der NPD-Landesvorsit-
zende Steffen Hupka.

Der „Arbeitskreis Antifaschismus“ Mag-
deburg bemüht sich derzeit um die
Schaffung eines überregionalen Bünd-
nisses gegen den Nazi-Aufmarsch und
gegen rassistische Stimmungsmache.
Das Motto der angelaufenen Mobilisie-
rung ist „Nein zu Naziaufmarsch,„Bluts-
recht“ und Rassismus! Gleiche Rechte
für alle!’“

Über das von den AntifaschistInnen ein-
gerichtete Infotelefon 0172/30 17 429
sind weitere Infos zu erfahren.

aus Antifaschistische Nachrichten

SAARBRÜCKEN.Vom 22. Februar bis zum 28. März wird die
Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehr-
macht 1941–1944“ im VHS-Zentrum in Saarbrücken ge-
zeigt. Für den 20.2. rufen die Jungen Nationaldemokra-
ten und das „Aktionsbündnis gegen Anti-Wehrmachts-
ausstellung“ zu einer Demonstration des „Nationalen Wi-
derstandes“ auf. Unterstützt wird das Aktionsbündnis
von Stahlhelm LV Saar und Pfalz, NPD LV Saar, Freun-
deskreis Saar-Pfalz, Blood & Honour Saar, sowie Einzel-
mitgliedern von REP und DVU. Treffpunkt der Faschisten
ist um 12 Uhr auf dem Parkplatz der Kongreßhalle. An
diesem Tag sollen verschiedene Gegenaktivitäten statt-
finden. Geplant ist ein dezentrales Konzept mit mehreren
Kundgebungsorten und Kleingruppenaktivitäten. Am
späten Nachmittag soll eine Antifa-Demo unter dem Mot-
to „Zusammen gehört uns die Zukunft – organisiert den
antifaschistischen Widerstand“ in der Saarbrücker In-
nenstadt stattfinden. Das Obermotto für alle Aktivitäten
autonomer Antifaschisten an diesem Tag lautet. „Es ist
unsere Stadt – Kein Fußbreit den Faschisten“.
Infotelefon ab 5.2.99: 0177/4514663 neueste Infos auf
Band, ab 19.2. ist das Infotelefon rund um die Uhr besetzt.
Antifa Saar und Antifaschistische Aktion Neunkirchen
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Schwierige Gebührendiskussion in den Stuttgarter Kindertagesstätten

Familienpaß soll abgeschafft werden!
Stuttgart. Schon wieder liegt ein neuer Vor-
schlag des Jugendamtes für eine neue Ge-
bührenstruktur vor. Das Anliegen, nämlich
die Struktur klarer zu machen und den Ver-
waltungsaufwand zu verringern, scheint hier
erst mal gegeben.

Die bisherigen Vorschläge, wir berichte-
ten in den Politischen Berichten 13/98
und 15/98, sind total überarbeitet wor-
den. In diesen Vorschlägen war vorgese-
hen, die Gebühren strikt einkommensab-
hängig zu berechnen. Anlaufstelle sollte
hierzu das Sozialamt sein; die Gebühr
sollte sich – ausgehend vom Sozialhilfe-
satz – staffeln. Eine stundenweise Be-
treuung sollte gebucht werden können.
Insgesamt war vorgesehen, 3 Millionen
einzusparen. Nun dreht sich das Jugend-
amt mit seinem Vorschlag um 180°.

Die neuen Gebühren

Nach dem neuen Vorschlag wird stun-
denweise berechnet werden, das heißt al-
le Eltern zahlen die Stunden, die sie auch
in Anspruch nehmen. Die Einkommens-
staffelung fällt ganz weg, der Verwal-
tungsaufwand war zu groß.

Für vier Stunden Betreuung sind in
dem Vorschlag 66 DM vorgesehen, 99 DM
für sechs Stunden und für acht Stunden
dann 232 DM, inklusive der 100 DM-
Mittagessenpauschale.Der Hort wird nur
noch mit 6 Stunden veranschlagt, was
dann inklusive Mittagessen 199 DM aus-
machten wird; der Früh- bzw. Spätdienst
wird zusätzlich mit 33 DM berechnet.

Auf den ersten Blick kein schlechter
Vorschlag. Allerdings empfinden viele
Eltern die Kosten für das Mittagessen mit
100 DM als zu hoch; und beim Früh- und
Spätdienst gibt es auch noch Ungereimt-
heiten,denn viele Eltern brauchen ihn oft
nur eine halbe Stunde, zahlen dann aber
voll für zwei.

Abschaffung des Familienpasses

Sozialhilfe beziehende Familien und Fa-
milien,die sich gerade am Rande zum So-
zialhilfebezug befinden, sollen aber in
Zukunft deutlich schlechter gestellt wer-
den. Denn leider kommt bei dem Vor-
schlag des Jugendamtes hinzu, daß der
Gemeinderat den Familienpaß abschaf-
fen will, der immerhin bei der Stufe A zu
35%iger Ermäßigung der Beiträge ge-
führt hat, bei Stufe B noch zu 20%iger.
Sozialhilfeempfänger, die ihre Kinder in
der Tagesstätte haben, sollen gleich be-
handelt werden wie bisher,bei ihnen wird
der Betrag bis auf einen Mittagessenbei-
trag von 40 DM übernommen. Seltsa-
merweise sollen die Kindergarteneltern
hier ausgenommen werden: „9. Empfän-
ger von laufender Hilfe zum Lebensun-
terhalt zahlen im Kindergarten die nor-
male Gebühr, im Bereich der Ganzta-

geseinrichtungen nur ein er-
mäßigtes Essensgeld von 40
DM.“ (Satzungsvorschlag)

Geschwisterermäßigung für

große Familien wird schlechter

Bei der Geschwisterermäßi-
gung birgt die neue Struktur
Vor- und Nachteile: Postiv ist,
daß alle Geschwister bis zum
18. Lebensjahr berechnet
werden, nicht nur die, die
städtische Einrichtungen be-
suchen. Allerdings ist der
Stuttgarter Gesamtelternbei-
rat der Meinung, daß die Ge-
bühren für solche Familien,
die viele Kinder haben, stei-
gen,denn die Ermäßigung pro
Geschwisterkind wird niedri-
ger sein als bisher.
Einige Beispiele:
Bisher bezahlen Eltern mit
vier Kindern jährlich 168 DM
für eine vierstündige Betreu-
ung, wenn ein Kind die Ein-
richtung besucht, in Zukunft
sollen sie 286 DM bezahlen.
Besuchen zwei  Kinder von dreien eine
Einrichtung, kostet das bald 880 anstatt
852 DM wie bisher.

Bei Inhabern des Familienpasses A,
sieht die Rechnung folgendermaßen aus:

Für sechs Stunden im Regelkindergar-
ten sollen  für ein Kind nun 1089 DM an-
statt 840 DM bezahlt werden müssen, bei
zwei Kindern in der Einrichtung 1738
statt 852 DM.

Bei Inhabern des Familienpasses B:
Für sechs Stunden Kindergarten mit ver-
änderter Öffnungszeit soll für eines von
vier Kindern in der Einrichtung 440 DM
statt wie bisher 336 DM bezahlt werden
und für zwei Kinder in der Einrichtung
1738 DM statt 1224 DM.

Haushaltseinsparungen zu Lasten großer

Familien und der Armen

Die geplanten Haushaltseinsparungen
sollen also aufgebracht werden von El-
tern, die mehrere Kinder in der Einrich-
tung haben,und von Eltern,die bisher ei-
nen Familienpaß besaßen. Dies will der
Gesamtelternbeirat nicht hinnehmen. Er
führt dazu eine Elternbefragung durch.

590 500 DM, so plant die Bürgermei-
sterin Müller-Trimbusch, sollen durch
die neue Gebührenordnung mehr einge-
nommen werden. Da sind die erhöhten
Zuschüsse,die Stuttgart vom Land zu er-
warten hat, noch nicht miteingerechnet.

Als Ausgleich für den Familienpaß bie-
tet die Stadt eine Karte an, die für die Fa-
milien wesentliche Einbußen bringen
wird. Konnten beispielsweise jetzt die
Familien 40mal jährlich die Bäder besu-
chen, soll dies nur noch viermal möglich

sein; ein Wilhelma-Besuch ist sogar nur
noch einmal im Jahr vorgesehen. Die Ver-
billigung von Vereinen und Freizeiten soll
dann ganz entfallen. Eine sehr „famili-
enfreundliche“ Politik bahnt sich da wie-
der an. Die Schülermonatskarte von 40
DM für alle Schüler bringt dagegen kei-
ne große Entlastung.

„Kinderparken“ vorerst zurückgestellt

Die vorgeschlagene stundenweise Be-
treuung von Kindern in den Kindergär-
ten, die ganz nach dem „Bedürfnis“
sprich Geldbeutel der Familien gebucht
werden soll, ist zunächst einmal nicht in
der neuen Satzungsordnung berücksich-
tigt; aber im nächsten Kindergartenjahr
sollen Pilotprojekte dazu laufen. Der
Protest hat doch zunächst einmal ge-
wirkt.

Erzieherinnen und Eltern wollen dar-
an festhalten, daß für die Entwicklung
der Kinder eine sechsstündige Betreuung
notwendig ist. Freundschaften zu pfle-
gen, sich Streiten und Vertragen, für das
Leben zu lernen, interessante Erfahrun-
gen zu machen, dazu braucht es Zeit. Die
meisten Kinder hätten gerne diese Zeit,
und die meisten Eltern würden ihren
Kindern diese Zeit auch gerne zugeste-
hen. Deshalb darf sie nicht zum Kosten-
faktor werden!

Glücklicherweise sind in diesem Jahr
Gemeinderatswahlen, so daß die Rech-
nung nicht ganz ohne den Wirt gemacht
werden kann. Eltern und Erzieherinnen
stellen sich jedenfalls schon mal auf
wichtige Auseinandersetzungen ein.

unb
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Im September finden in Nordrhein-West-
falen Kommunalwahlen statt. Der Lan-
desverband der PDS bereitet sich auf die-
se große Herausforderung vor. Klar ist,
daß eine Kandidatur flächendeckend
nicht möglich ist. Der ein oder andere
Kreisverband überlegt aber doch, ob eine
Kandidatur zweckmäßig ist. Außerdem
werden frühere Mitglieder der Grünen
aus Heimbach und Freien Wähler aus
Stollwerk, die inzwischen PDS-Fraktio-
nen gebildet haben, ihre Sitze verteidi-
gen. Darüber hinaus gibt es in NRW die
Demokratische Linke in Wülfrath und
einzelne DKP-Sitze.
Peter Oberhaus von der Wuppertal PDS
beschreibt im PDS-Landesinfo NRW die
Anforderungen wie folgt: „Diese Diskus-
sion sollte in aller Besonnenheit und
möglichst streßfrei erfolgen … Die erste
Frage muß meines Erachtens sein, ob wir
inhaltlich ausreichend auf die Kommu-
nalwahlen vorbereitet sind, bzw. uns zu-
trauen, rechtzeitig „fit" zu sein. Eine
Kandidatur beinhaltet unabdingbar, daß
in den Kreisen kommunalpolitische Po-
stionen erarbeitet werden, möglichst ein
örtliches Programm.“
Wie die PDS in Wuppertal kommunalpo-
litische Positionen erarbeitet hat, be-
schreibt der folgende Artikel. jöd

Die Wuppertaler PDS ist zur Zeit damit
beschäftigt, eine stadtbezogene Position
zur Schaffung von Arbeitsplätzen im öf-
fentlichen Beschäftigungssektor (ÖBS)
zu erarbeiten. Programmatisch liest sich
der ÖBS-Vorschlag der PDS recht gut, in
der Folgezeit wird es jedoch darauf an-
kommen, ihn regional,bzw.kommunal zu
konkretisieren. Mehr Arbeitsplätze im
öffentlichen Beschäftigungssektor – da-
mit mehr soziale, kulturelle und ökologi-
sche Qualität. Wie könnte sich das kon-
kret in Wuppertal vollziehen? Wo ist der
Bedarf, wer könnten die TrägerInnen von
ÖBS-relevanten Projekten sein? Mit die-
sen Fragen befaßt sich eine Arbeitsgrup-
pe der PDS-Wuppertal, deren Ziel es ist,
in den kommenden Monaten – eingebet-
tet in die politischen Auseinandersetzun-
gen zu den Kommunalwahlen 99 – einen
örtlich bezogenen Vorschlag herauszu-
bringen.

Ob das gelingt und wie das letztlich
aussieht, ist im Moment noch nicht ab-
sehbar. Absehbar ist hingegen bereits ei-
ne Herangehensweise der ÖBS-Arbeits-
gruppe, die die Wuppertaler PDS auch
vor zwei Jahren praktiziert hat, als sie
den Entwurf eines kommunalpolitischen
Programms erarbeitete.

Am Beginn des Arbeitsprozesses für
den kommunalpolitischen Programm-
entwurf standen seinerzeit zahlreiche
Gespräche mit Menschen aus unter-
schiedlichen sozialen, kulturellen und

anderen Bewegungen und Einrichtungen
in der Stadt.Wir sind im ersten Stadium
der Erarbeitung zugegangen auf den ört-
lichen Sozialhilfeverein, auf ExpertIn-
nen in Sachen Wohnungswesen, auf die
Arbeitslosenhilfe, auf den AStA der Uni,
auf BetreiberInnen freigetragener Kul-
turstätten, auf SachbearbeiterInnen ver-
schiedener kommunaler Verwaltungsbe-
reiche, auf Mitglieder des Ausländerbei-
rates, auf die örtliche VVN, auf Einrich-
tungen für Senioren und für Menschen
mit Behinderungen, auf Betriebsräte
kommunaler Verkehrsbetriebe, auf Men-
schen, die als SozialarbeiterInnen oder
als Betroffene zum Themen Drogen(poli-
tik) etwas sagen konnten, auf LehrerIn-
nen und andere sachkundige Menschen
aus unterschiedlichen Bereichen des
kommunalen Lebens. Wir sind zu diesen
Menschen und Einrichtungen gegangen
mit dem Ansinnen, ihre Sachkundigkeit
für die Erarbeitung der kommunalpoli-
tischen Positionen der PDS-Wuppertal
zu erschließen.

Bevor wir selbst den ersten Satz für
den Programmentwurf formulierten, ha-
ben wir uns also sachkundig gemacht,
was in den verschiedenen kommunalen
Bereich passiert und welche Erwartun-
gen Menschen,die dort beruflich oder eh-
renamtlich engagiert oder einfach be-
troffen sind, an eine linke Kommunalpo-
litik hegen.

Die Angesprochenen,die wir stets ehr-
lich darüber informiert haben, was unser
Ansinnen ist, haben nahezu alle positiv
auf unsere Herangehensweise reagiert.
Denn wir sind eben nicht zu diesen Men-
schen gegangen mit einem Textentwurf in
der Hand und der Frage: „Was hältst Du

davon“?  Sondern wir haben sie gebeten,
an der Erarbeitung unserer Politik teil-
zunehmen bevor irgend etwas getextet
ist. Und eine solche Erfahrung hatten die
Angesprochenen in der Regel noch nicht
mit politischen Parteien gemacht, auch
nicht mit den Grünen.

Herausgekommen ist seinerzeit im Er-
gebnis des Arbeitsprozesses ein kommu-
naler Programmentwurf, dem jede/r
WuppertalerIn entnehmen konnte, daß
konkrete örtliche Sachkenntnis aus ihm
spricht. Einmal abgesehen davon, daß
unser Kreisverband bisher keine Aktua-
lisierung des Programm geschafft hat,
weil dann der Bundestagswahlkampf
herannahte und wir uns vor allem darauf
konzentrierten, haben wir uns seinerzeit
durch diese Herangehensweise kommu-
nalpolitisch weiterqualifiziert. Denn es
ist einleuchtend, daß das, was wir in den
zahlreichen Gesprächen mit anderen er-
fahren haben, erheblich über das hinaus-
ging, was uns vorher bekannt war. Und
wir gehen ohnehin davon aus, daß nicht
die PDS die Weisheit gepachtet hat, son-
dern viele andere Menschen in ebenso
vielen anderen Fragen mehr Kompetenz
haben, als wir selbst.

Natürlich war der Programmentwurf
nicht ein bloße Aneinanderreihung der
Vorschläge, die wir durch die Einlassun-
gen anderer erfahren hatten, sondern ei-
ne Verarbeitung dieser Erfahrungen im
Kontext mit den grundsätzlichen kom-
munalpolitischen Positionen der PDS,
z.B.zur Frage der Finanzierung der Kom-
munen,für mehr Demokratie vor Ort usw.
Und selbstverständlich haben wir den
Programmentwurf seinerzeit allen, die
wir im Vorfeld beteiligt waren, zugestellt
mit der Bitte, ihn noch mal kritisch
durchzulesen.Dabei kamen nur noch we-
nige Korrekturvorschläge und zwar des-
halb, weil die Beteiligten ihre Einlassun-
gen im wesentlichen in dem Material wie-
derfanden.

Jetzt, da wir speziell zum ÖBS-Thema
örtlich etwas machen wollen, gehen wir
einen ähnlichen Weg. Wir konfrontieren
Menschen aus unterschiedlichen sozia-
len, kulturellen und anderen Berei-
chen/Einrichtungen mit der Frage: „Wo
könntest Du Dir in Deinem Wirkungsfeld
beschäftigungswirksame Maßnahmen
vorstellen,die zugleich mehr Lebensqua-
lität für unsere Stadt bedeuten?“

Wir sind zuversichtlich,daß wir im Er-
gebnis dieser Gesprächskampagne einen
fundierten örtlichen Vorschlag in die
kommunalpolitische Auseinanderset-
zung einbringen werden und mit den
dann gemachten Erfahrungen gewiß
auch innerhalb der PDS den Gedanken-
austausch zur Umsetzung von ÖBS-Mög-
lichkeiten beleben können.

PDS-Kreisverband Wuppertal – pob

Gesellschaft von unten verändern – 

linke Politik beginnt vor Ort

Kommunalpolitische 
Konferenz der PDS in
Nordrhein-Westfalen

im Jugendgästehaus Köln-Rhiel

An der Schanz 14

Samstag, 27. März 1999, 

11.00 bis 18.00 Uhr

Mit Diskussionen, Vorträgen und 
Arbeitsgruppen über:

� Kommunale Bürgerbeteiligung
� Öffentlich geförderter Beschäftigungs-

sektor in derKommune
� Drogenpolitik vor Ort
� Gleichstellungspolitik 
� Lokale Agenda 21
� Öffentliche Sicherheit – gegen Sicher-

heitspartnerschaften

Öffentlich geförderter Beschäftigungssektor – wie kann das in Wuppertal aussehen?

Die Sachkompetenz anderer miteinbeziehen



PB 4/99 • REGIONALES AUS WEST UND OST 15

Veranstaltungsbericht

100 Tage Rot-Grün 
in Bonn
HAMBURG. Zur Bilanz des Regierungswech-
sels und dem Versuch, die Fragen zu be-
antworten, wo sich die Politik geändert hat
und was nun anders werden müsse und kön-
ne, trafen sich im Curio-Haus die Hambur-
ger Mitglieder des Bundestages Olaf Scholz
(SPD) und Kristin Heyne (Bündnis 90/Die
Grünen) mit Vertretern von Gewerkschaften
und Initiativen. DPG, HBV, GEW, das Ham-
burger Forum, die Euromarsch-Initiative und
die Koordinierungsstelle der Arbeitsloseni-
nitiativen hatten eingeladen.

Wie nicht anders zu erwarten, stellten die
beiden Abgeordneten der Regierungs-
mehrheit in Bonn die vielen kleinen po-
sitiven Schritte der Bundesregierung in
die richtige Richtung heraus: Änderung
des Staatsbürgerschaftsrechts, Einstieg
in die Ökosteuer, Stärkung der Renten-
kasse durch 2 Mio. zusätzliche Beitrags-
zahler, 100.000 Ausbildungsplätze- und
100.000 Solardächerprogramm sowie die
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Da-
gegen kritisierte Eckart Spoo (Hannover,
Mit-Initiator der Erfurter Erklärung) die
Erweiterung des Bündnisses für Arbeit
und Ausbildung um das Thema Wettbe-
werbsfähigkeit, womit „das schlimmste
Stichwort des Neoliberalismus“ wieder
zum Gegenstand geworden sei, und die
Nichtwiedereinführung der Vermögens-
steuer.Er stellte das gerade auf dem jüng-
sten Erfurter Ratschlag vorgelegte Pro-
gramm „1 Million Arbeitsplätze jetzt!“
vor, das der öffentliche Beschäftigungs-
sektor,ohne an die Zustimmung der Wirt-
schaft gebunden zu sein, mit nur 4,7 Mrd.
DM Zusatzkosten binnen eines Jahres
realisieren könne) siehe nebenstehenden
Kasten einschließlich der finanziellen
Durchrechnung). Jens Amthor (Vorsit-
zender der DPG) mahnte an, daß eine an-
dere politische Vision sichtbar werden
müsse, die die Umverteilung von oben
nach unten zum Mittelpunkt haben müs-
se. Uli Meinecke (Geschäftsführer der
HBV) hielt den außerparlamentarischen
Druck für einen Politikwechsel für nötig.
Anna Ammonn (Vorsitzende der GEW)
begrüßte das 100000-Ausbildungsplatz-
programm, fragte aber, was mit den an-
deren 400000 arbeitslosen Jugendlichen
werde und warum es keine Ausbildungs-
platzumlage gäbe. Zwar seien Forschung
und Hochschulen mit 1 Mrd. DM mehr
besser finanziert, aber die Begründung
„zur Steigerung der Leistung und Effizi-
enz und des Wettbewerbs“ lasse sie nach
dem Staatsverständnis der Koalitionäre
fragen. Prof. Norman Paech (HWP, Mit-
Initiator der Erfurter Erklärung) kriti-
sierte die Außenpolitik: Joschka Fischer
betone die Kontinuität, z.B. daß die Na-
to ohne UNO-Mandat Weltgendarm wei-
terspiele. Er kritisierte die Fortsetzung
der Verlogenheit: einerseits Kosovo – an-

dererseits Nato-Partner Türkei. Wo gäbe
es eine Kurdistan-Kontaktgruppe oder
eine OSCE-Mission nach Kurdistan? An-
gesichts von drei Millionen Flüchtlingen
in Kurdistan sei doch auch hier nach hu-
manitären Maßnahmen zu fragen. Und
drittens sei jetzt der Ausstieg aus der
Atomwaffenpolitik möglich. Die BRD
habe sich in der UNO-Vollversammlung
aber nur enthalten, als 97 andere Staaten
dafür gestimmt hätten. Das alles sei „so-
gar kostenneutral“. Eine Bemerkung, die
sogleich K.Heyne übelnahm,verstand sie
sie doch zu Recht als prinzipielle, harte
Kritik.

Die z.T. heftige nachfolgende Diskus-
sion machte ein Dilemma deutlich. Rede-
ten die Vertreter der Regierungsmehrheit
genüßlich detailliert von den kleinen
Schritten zur Verbesserung, so wuchs bei
Gewerkschaftern und Initiativlern der
Frust, daß nicht noch mehr geschieht,
weil mehr geschehen könnte. Die Regie-
rungsvertreter aber können nicht andau-
ernd sagen: Mehr geschieht nicht aus
Rücksicht auf das Kapital. Wehren diese
Parlamentarier weitergehende Forde-
rungen mit der dauernden Bemerkung
ab, es sei alles viel schwieriger, und um-
schiffen eloquent kritische Fragen (so
nach der Doppelzüngigkeit in der Außen-
politik, nach dem 1-Million-Arbeitsplät-
zeprogramm im öffentlichen Bereich
oder ihrem Staatsverständnis), ist die
Neigung bei den außerparlamentari-
schen Gruppen um so geringer, die klei-
nen Schritte zur Verbesserung als solche
zu würdigen.Weder geben die Parlamen-
tarier zu erkennen, wo sie außerparla-
mentarischen Druck gegen rechte Politik
als willkommen betrachten, noch kon-
zentrieren sich Gewerkschaften und In-
itiativen auf ein, zwei Felder der Politik,
wo jetzt Veränderungen gegen Wider-
stand durchgesetzt werden können. Ob
die Hoffnung trügt, über eine EU-abge-
stimmte Außen- und Steuerpolitik besse-
re Lösungen zu finden, wird sich zeigen.
Die außerparlamentarische Opposition
jedenfalls hat auf dieser Veranstaltung
dazu zu wenig argumentiert, offensicht-
lich, weil sie sich zu wenig mit der Frage
der realen Durchsetzung beschäftigt hat
und auch für sie Europa zu weit weg ist,
sie auch schlicht keine Ahnung davon
hat. Die in der Kohl-Zeit vielleicht aus-
reichende Strategie, Forderungen aufzu-
stellen, reicht spätestens heute nicht
mehr,wo erwartet werden muß,damit mit
Rot-Grün auch die Umsetzung diskutiert
werden kann.Die Parlamentarier der Re-
gierungskoalition sollten sich hüten, die
Abwehr weitergehender Forderungen
mit Argumenten der abgewählten Kohl-
Regierung zu begründen (K. Heyne: „Ein
Land mit hohem Export wie die BRD muß
auf Wettbewerbsfähigkeit achten“, oder
„ich bin dagegen,die Schule völlig zu pri-
vatisieren“). Kurz: Ein schwieriger, aber
notwendiger Dialog, an dem sich aber
noch viel mehr kritische Linke beteiligen
sollten. Gerade jetzt ist frustriertes Sich-
Abwenden politisch falsch. Horst Bethge

„Clement nimm
den Hut – Wir vom
LVR sind gut“

DÜSSELDORF. 6 000 Beschäftigte des
Landschaftsverbandes Westfalen demon-
strierten am 1. Februar in Lüdenscheid,
4000 Beschäftigte des Landschaftsverban-
des Rheinland in Düsseldorf. 

Anlaß war die Klausurtagung der SPD-
Landtagsfraktion, die die von NRW-Mi-
nisterpräsident Clement vorgelegten
Pläne zur Verwaltungsreform in NRW be-
riet. Aufgerufen hatte die Gewerkschaft
ÖTV. Clement will die Landschaftsver-
bände auflösen und ihre Aufgaben den
fünf Regierungspräsidenten zuweisen,
deren Funktionen in Dienstleistungszen-
tren umgewandelt werden sollen.

Die Beschäftigten befürchten den Ab-
bau von bis zu 22.000 Arbeitsplätzen in
den „Mittelinstanzen“.

Clement sagte in Lüdenscheid zu, daß
es keine betriebsbedingten Kündigungen
geben wird. Das reicht den Beschäftigten
und der ÖTV nicht. Die ÖTV hat auch an
Clements Stil massive Kritik: Die Pläne
seien bisher weder mit der Gewerkschaft
noch mit den Personalräten vernünftig
beraten worden, Mitbestimmungsrechte
würden nicht gewahrt. Solch ein Stil sei
in NRW neu.

Auch aus anderen Richtungen gibt es
Kritik an Clements Plänen: Der Städte-
tag befürchtet die Abwälzung von Auf-
gaben auf die Städte, ohne finanzielle
Deckung; die Ruhrgebietsstädte wollen –
wie B.90/Die Grünen – einen eigenen Re-
gierungsbezirk, was die SPD-Landtags-
fraktion ausdrücklich ablehnt

. wof
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PDS: SachsenBank-
Holding ist schlicht und
einfach überflüssig

Auf großen und anhaltenden Widerstand
bei den Beschäftigten, aber auch bei vie-
len Kommunen stößt die sächsische Lan-
desregierung unter Biedenkopf bei ihrem
Vorhaben, eine landesweite Sparkassen-
Holding zu bilden und diese Holding dann
mit der Landesbank zu einer neuen „Sach-
sen-Bank“ zu fusionieren. Diese „Sach-
senbank“ gilt schon länger als eines von
CDU-Ministerpräsident Biedenkopfs
„Lieblingsprojekten“.

Die Beschäftigten der 23 Sparkassen
fürchten zu Recht Beschäftigungsabbau,
die Kommunen eine Beseitigung ihrer Mit-
spracherechte bei der Kreditpolitik der
Sparkassen. 

Am 31. Januar demonstrierten auf Auf-
ruf der Gewerkschaften HBV, DAG, ÖTV
u.a. mehrere tausend Beschäftigte in
Dresden gegen das Vorhaben, das nach
den Befürchtungen der Gewerkschaften
4.000 der 14.000 Sparkassenbeschäftig-
ten ihren Job kosten kann.

In einem gemeinsamen Schreiben for-
derten DGB, DAG, ÖTV und HBV die Land-
tagsparteien auf, das Vorhaben zu
blockieren. Hier die Antwort des parla-
mentarischen Geschäftsführers der PDS-
Fraktion, André Hahn:

„Die PDS-Fraktion bleibt auch nach
der kosmetischen Korrektur des Hol-
ding-Modells durch die CDU-Fraktion
dabei, daß sie der Sparkassen-Holding
nicht zustimmen kann.Insoweit rennen
die Gewerkschaftsvorsitzenden in der
PDS-Fraktion offene Türen ein.

Alle Rettungsversuche der CDU-
Fraktion können den entscheidenden
Geburtsfehler des Modells nicht aus
der Welt schaffen: Die Holding, wel-
chen Namen das Kind auch letztlich
bekommen möge, hat im Kern nur das
Ziel, die Landesbank für einen Bräuti-
gam schön zu machen – die Sparkassen
sind dabei die Mitgift.

Mit der Holding ist weder den Inter-
essen der Sparkassen und ihrer Be-
schäftigten noch der kommunalen
Selbstverwaltung gedient.

Die PDS wird Bemühungen, dem
Holding-Modell per Volksgesetzge-
bung eine Abfuhr zu erteilen und die
regionale Verankerung der Sparkassen
zu gewährleisten, nach Kräften unter-
stützen.

Zudem wird sie in den Kreistagen
darauf hinwirken, daß klare und ein-
deutige Beschlüsse gegen einen Beitritt
der regionalen Sparkassen gefaßt wer-
den.

Anderenfalls steht auch auf Kreise-
bene das in der Landkreisordnung ver-
ankerte Recht auf Durchführung von
Bürgerbegehren zur Verfügung.“
(PDS-Fraktion im Landtag, Dresden,
den 9.2.1999)

Über einen Streit zwischen SPD und PDS in
Eisenhüttenstadt hatten wir vor einigen Aus-
gaben berichtet. Weil die PDS einen Kandi-
daten der SPD nicht mitgetragen hatte, hat-
te der SPD-Bürgermeister der PDS-Fraktion
sogar „Kumpanei mit rechts“ vorgeworfen,
der Berliner „Tagesspiegel“ hatte diesen
Vorwurf weiterverbreitet. Tatsächlich bilden
Mitglieder der Eisenhüttenstadt zusammen
mit Jugendlichen und einem örtlichen Pfar-
rer den aktivsten Teil einer „Plattform gegen
rechts“ in der Stadt. In der neuesten Aus-
gabe ihrer Zeitung berichtet die PDS Eisen-
hüttenstadt über die bisherige Arbeit dieses
Bündnisses.

Im Sommer des letzten Jahres konstitu-
ierte sich auf Initiative der IG Metall in
Eisenhüttenstadt,wie auch in einigen an-
deren Städten der Region die Plattform
gegen Rechts. In der Plattform können
sich Organisationen und Einzelpersonen,
die etwas gegen die Verbreitung von
rechtsextremen Gedankengut unter der
Bevölkerung und die Erstarkung von
rechtsextremistischen Parteien unter-
nehmen wollen, in dieser Frage gemein-
sam aktiv werden. Es ist der kleinste ge-

meinsame Nenner von teils sehr unter-
schiedlichen Menschen, etwas in dieser
sehr wichtigen Frage gemeinsam zu un-
ternehmen. Verschiedene Auffassungen
auf anderen Gebieten und entsprechen-
des Handeln werden dadurch nicht tan-
giert. So ist selbstverständlich auch die
Gebietsorganisation Eisenhüttenstadt
der PDS Mitglied der Plattform gegen
Rechts und nimmt regelmäßig an ihren
Tagungen teil.

Nach der Gründung und ihren ersten
Aktivitäten im 2. Halbjahr 1998 tagte am
Montag, den 18. Januar die Plattform ge-
gen Rechts zum ersten Mal im neuen Jahr.
Nach einer kurzen Auswertung der Ver-
anstaltung von 9.11.1998, dem „Frie-
densweg“ zu einigen Gedenkstätten von
verschiedenen Opfern des Faschismus im
Ortsteil Fürstenberg wandten sich die
Mitglieder der Plattform den Aufgaben
für das neue Jahr zu.

Angedacht sind bisher verschiedene
kleinere Ausstellungen zu Themen, die
mit der Nazidiktatur oder dem Frieden-
serhalt in Verbindung stehen,Vorführun-
gen von Videos mit anschließender Dis-
kussion, evt. ein Vortrag durch eine ent-

Ein Klage der Hohenzollern-Familie auf Rückgabe enormer Vermögenswerte,
die nach dem Zweiten Weltkrieg von der sowjetischen Militärverwaltung be-
schlagnahmt  worden waren, ist am 4. Februar vor dem Potsdamer Verwal-
tungsgericht endgültig gescheitert. Ein Nachlaßverwalter der Familie hatte im
Auftrag der gesamten Sippe auf die Rückgabe von 244 Grundstücken und Ge-
bäuden in der brandenburgischen Landeshauptstadt geklagt. Die Grundstücke
umfassen zusammen ca. 1 Million Quadratmeter, zu den Gebäuden zählt u.a. das
berühmte Schloß Cecilienhof (Bild), verschiedene Villen, das Schloß Lindstedt,
der Schloßpark Sanssouci, ein Exerzierplatz und die frühere Ulanenkaserne in
der Stadt. Das Gericht entschied, die Beschlagnahme der Hohenzollerngüter sei
eine „glasklare Sache“ gewesen und rechtmäßig. Eine Revision wurde nicht zu-
gelassen. Nun müssen die Kläger noch 300000 DM Gerichtskosten zahlen. rül

Eisenhüttenstadt (Brandenburg)

Plattform gegen Rechts tagte
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KOMMUNALFINANZEN:
Hannover. Die Fraktion der

Grünen im niedersächsichen
Landtag hat beantragt,den vor-

gelegten Entwurf zum Finanzausgleich
zurückzuziehen und stattdessen die
Zahlungen an die Kommunen für 1999
in einem Vorschaltgesetz zu regeln, mit
dem das bisherige Verteilungssystem für
ein weiteres Jahr gilt. Das damit ge-
schaffene Moratorium soll genutzt wer-
den, „•um einen Konsensdialog mit den
Kommunen und anderen betroffenen
Gruppen ohne Zeitdruck zu führen,•um
die massiven inhaltlichen Einwände ge-
gen den vorgelegten Gesetzentwurf und
die Alternativen dazu zu prüfen und zu
erörtern, •um die erneuten verfassungs-
rechtlichen Bedenken auszuräumen und
damit die Bestandskraft des Gesetzes zu
verbessern, •um den Prozeß der Aufga-
benkritik bei den Kommunen voranzu-
treiben und damit neue Finanzspielräu-
me zu eröffnen.“

EINKAUFSRING: Aichach/Friedberg.
Auch die Kommunen wollen günstigen
Strom. Deshalb ruft der Rehlinger Bür-
germeister  in einem Schreiben an die
Gemeinden des bayerischen Landkrei-
ses zur Bildung einer Art „Einkaufs-
ring“ auf, um beim jeweiligen Strom-
versorger „durchgreifend positive Ver-
handlungen“ führen zu können. Mit ein-
beziehen möchte er den Landkreis
Aichach-Friedberg mit seinen zahlrei-
chen Liegenschaften (Verwaltungsge-
bäude, Schulen und anderes).

SB-MÄRKTE: Frankfurt/Main. Der
kommunale Planungsausschuß billigte
jetzt mit den Stimmen von SPD und
CDU einen Magistratsbericht, wonach
15 neue Standorte für den großflächigen
Einzelhandel ausgewiesen werden sol-
len. In der Begründung wird behauptet,
daß „die bisherige restriktive Politik ei-
ne ausgewogene Versorgungsstruktur
nicht mehr gewährleiste“. Die Grünen
lehnten den Bericht ab.

KOMMUNALWAHLEN: Markneukir-
chen. Auf 16 Abgeordnete soll mit der
Kommunalwahl am 13. Juni der Stadt-
rat in Markneukirchen reduziert wer-
den. Nur eine Stadträtin der PDS
stimmte dagegen; sie kritisierte die Ein-
schränkung der Mitsprachemöglichkei-
ten: Obwohl die Einwohnerzahl mit der
Eingemeindung von Landwüst um 360
auf etwa 7.800 anstieg, werden Stadträ-
te von 19 auf 16 reduziert.Zwar hat Bür-
germeister Hoyer (Freie Wähler) die Ge-
meindeordnung des Freistaates Sachsen
auf seiner Seite (sie schreibt für Kom-
munen zwischen 5.000 und 10.000 Ein-
wohnern 16, 18 oder 20 Stadträte vor),
doch die Entscheidung liegt bei den
Kommunen. Und hier besteht offen-
sichtlich Furcht vor der nächsten Wahl.
Bei der Bundestagswahl im September

1998 sackte die CDU in der Wählergunst
von 49,9% (1994) auf 37,1%. Die SPD
legte deutlich zu: von 27,3% auf 32,0%
und die PDS legte kräftig nach: von 8,3%
auf 12,3%. Die FDP verlor leicht: 5,9%
statt 6,0%. In Landwüst lag im Septem-
ber 1998 die CDU hinter der SPD, und
die PDS als drittstärkste Kraft brachte
es auf mehr als 10%. Die Angst, daß mit
der Wahl im Juni eine Verschiebung des
Kräfteverhältnisses verbunden sein
könnte, sitzt tief.

OFFENE LISTE: Mannheim: „Die PDS
Basisorganisation Mannheim wird sich
nicht als Organisation an den Kommu-
nalwahlen 1999 in Mannheim beteiligen.
Sie stellt ihren Mitgliedern die Beteili-
gung an einer linken Kandidatur zu den
Kommunalwahlen frei. Sie legt ihren
Schwerpunkt auf die Europawahlen,auf
das Ziel des Einzugs der PDS in das Eu-
ropaparlament und auf die Konkretisie-
rung und Entwicklung der PDS-Posi-
tionen für eine linke Politik vor Ort.“
(Beschluß der BO) Damit wird es aller
Voraussicht nach links von der SPD und
Grünen eine offene Liste der DKP ge-
ben. Ausschlaggebend für die Entschei-
dung war einerseits die Selbsteinschät-
zung der für die Entfaltung einer eigen-
ständigen Kommunalpolitik zur Verfü-
gung stehenden Kräfte der BO, anderer-
seits die Feststellung, daß sonstige örtli-
che Kräfte, die an unterschiedlichen
Punkten linke politische Arbeit betrei-
ben, offensichtlich kein Interesse an ei-
ner Kandidatur-Beteiligung haben. In-
wiefern eine tragfähige inhaltliche
Grundlage für eine gemeinsame offene
Liste möglich wäre, ist eine Frage, die
nicht weiter vertieft wurde.

LITERATURHINWEIS: Dresden. Das
Kommunalpolitische Forum Sachsen
(KFS) hat beim Institut für ökologische
Raumentwicklung e.V. Dresden eine
Studie erarbeiten lassen, die nun er-
schienen ist: „Zu Voraussetzungen und
Auswirkungen der Entwicklung regio-
naler Kreisläufe“. Regionale Kreisläufe
umfassen insbesondere •die stofflichen
Austauschbeziehungen zwischen den
Wirtschaftssubjekten, zwischen Produ-
zenten und Konsumenten in der Region,
•die arbeitsteiligen, kooperativen Be-
ziehungen zwischen den Wirtschaftsak-
teuren der Region, sowie •Ware-Geld-
und Kapitalbewegungen innerhalb der
Region. In der Studie wird der Fra-
gestellung nachgegangen, welche Vor-
aussetzungen und Chancen für die Re-
vitalisierung regionaler Kreisläufe be-
stehen.Zugrunde gelegt sind empirische
Falluntersuchungen aus dem Gebiet
Weinböhla-Coswig in der Randzone des
Verdichtungsraumes Dresden und dem
Gebiet um Bad Schandau in der Sächsi-
schen Schweiz.Preis: 12 DM.Bezug über
KFS, Tel. 0351/8045663, Fax 8045664.

Zusammenstellung: baf
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sprechend bekannte Persönlichkeit aus
Politik, Kultur o.ä. und eine Veranstal-
tung zum 1. September. Für die Realisie-
rung der Vorhaben wird die Logistik der
Mitglieder, bzw. der Organisationen, die
sie vertreten genutzt. Eine entsprechen-
de Initiative über den Kultusausschuß
der Stadtverordnetenversammlung ist
ebenfalls vorgesehen. Ideen gab es genug,
die Realisierung wird in den nächsten
Monaten in Angriff genommen. Beson-
ders interessierten Fragen, wie eine mög-
lichst breite Öffentlichkeit und insbeson-
dere Jugendliche durch die Aktivitäten
der Plattform erreicht werden können.

Die Plattform kritisiert die Unter-
schriftenaktion der CDU gegen die dop-
pelte Staatsbürgerschaft als eine objek-
tiv Ausländerfeindlichkeit und rechte
Parteien begünstigende Aktion. Zur Fra-
ge der doppelten Staatsbürgerschaft
selbst gibt es dagegen in der Plattform
unterschiedliche Auffassungen.

Weitere Mitstreiter mit dem verschie-
densten gesellschaftlichem Hintergrund
sind dem Selbstverständnis der Platt-
form nach herzlich zur Mitarbeit einge-
laden. Die nächste Tagung findet am
Montag,den 15.Februar um 18.00 Uhr im
Gemeindezentrum der evangelischen
Friedenskirchgemeinde statt.
Jörg Mernitz, in: „Links der Oder“
(LDO), Zeitung der PDS Eisenhütten-
stadt 2/99

Geldstrafen wegen Unterstützung
eines Totalverweigerers
Weil sie am 3. Juli 1995 die Räume des
Truppendienstgerichts Nord in Potsdam
vorübergehend besetzt hatten, um gegen
eine neuerliche Verlängerung der Arrest-
strafen für einen Totalverweigerer zu
protestieren, hat das Amtsgericht Pots-
dam am 12. Februar zwei Mitarbeiter der
„Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs-
dienste und Militär“ zu Geldstrafen ver-
urteilt.

Der Totalverweigerer Lothar Leh-
mann hatte zum Zeitpunkt der Pro-
testaktion bereits 84 Tage ununterbro-
chenen Arrest verbüßt, hatte die Kampa-
gne ihre Aktion 1995 gemacht.„Noch nie-
mals hat in der Bundesrepublik ein To-
talverweigerer unter dem Eindruck des
Arrests seine Gewissensentscheidung re-
vidiert“, begründete Christian Herz, ei-
ner der Beschuldigten, die damalige Ak-
tion. Der Arrest sei faktisch Beugehaft.
Die Aktion sei ein Protest gegen die un-
sinnige und rechtswidrige Arrestverhän-
gung durch die Bundeswehr gewesen.

Das Gericht erkannte die Motive an,
verhängte aber dennoch Geldstrafen.
Christian Herz von der Berliner „Kam-
pagne …“wurde wegen Hausfriedens-
bruch zu 15 Tagessätzen à 20 DM verur-
teilt, Lutz Böde von der Potsdamer
„Kampagne …“ zu 40 Tagessätzen à 20
DM wegen Hausfriedensbruch und Ver-
unglimpfung von Staatssymbolen. Der
Staatsanwalt will gegen die „milden Ur-
teile“ Berufung einlegen. rül 
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Zu dden BBildern vvon ooben
nach uunten: Warnstreik bei
océ in Poing bei München am
4.2. (rechts oben) • Am 10.2.
beteiligten sich trotz grim-
miger Kälte über 9000 Men-
schen an einer IG Metall-
Kundgebung in Schwein-
furt, die größte Aktion der
IG Metall in den letzten 15
Jahren. Nach der Kundge-
bung kehrte ein großer Teil
der Streikenden nicht mehr
an die Arbeit zurück. Bild
(l.o.): Vor dem Hauptwerk
der Mannesmann Sachs AG
am 3.2. • Auch im Rhein-
Main-Gebiet wurden gegen
das provozierende Angebot
der Arbeitgeberverbände
Warnstreiks durchgeführt:
im Bild (l.) Aktion in Darm-
stadt • Warnstreik am  4.2.
bei der Widia GmbH in Es-
sen (r.) • Zwei Kundgebun-
gen fanden am 7.2. in Mann-
heim statt mit 1300 und 8000
Teilnehmern • In Köln (Bild
l.) beteiligten sich insgesamt
28 große und mittlere Be-
triebe • Am 29.1 und 1.2.
nahmen im Bereich der IG
Metall Küste 53.000 an den
Aktionen teil (Bild r.) • Auch
in  ländlichen Regionen war
die Beteiligung hoch: Pro-
testkundgebung am 29.1. in
Teningen (Südbaden) mit an
die tausend Metallerinnen
und Metaller.

Tarifauseinandersetzung IG Metall

Aktueller Stand
Bayern: „Die Stimmung ist aufgeheizt“,
sagte ein Sprecher der IG Metall-Be-
zirksleitung in München. Das Ergebnis
schlug sich am Donnerstag in einem ein-
deutigen Votum der großen Tarifkommis-
sion nieder: Der Vorstand soll das Schei-
tern der Verhandlungen erklären und Ur-
abstimmung zulassen. Die würde dann
von 22. bis 24. Februar stattfinden. Ein
Arbeitskampf könnte somit ab 1.März
losgehen. „Unser Arbeitskampfkonzept
steht“, über 100 Betrieben seien schon
arbeitskampffähig. Dennoch soll die Tür
für eine Lösung am Verhandlungstisch
nicht zugeschlagen werden. „Ich hoffe,
daß es noch eine Lösung wenige Minuten
vor zwölf gibt“, sagte Bezirksleiter Wer-
ner Neugebauer. Mit über 77.000 Teil-
nehmern an Warnstreiks hatten die
bayerischen Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen am Mittwoch ihre Forde-
rung nach 6,5% mehr Lohn und Gehalt
Nachdruck verliehen.
Berlin, Tarifgebiete I und II: Die vierte Ver-
handlungsrunde am 5. Februar hatte kei-
ne Lösung gebracht. Nach nur einer Vier-
telstunde wurden die Verhandlungen ver-
tagt, ohne einen neuen Termin zu verein-
baren. Die Arbeitgeber hatten ihr Ange-
bot – wie zuvor in Baden-Württemberg –
lediglich um 0,3 Prozent erhöht (auf 2,3
Prozent plus 0,5 Prozent ertragsabhängi-
ger Einmalzahlung). IG Metall-Bezirks-
leiter Hasso Düvel: „Ganze 0,3 Prozent
mehr als bisher können wir nur als einen
schlechten Scherz bezeichnen.“ 
Hamburg, Schleswig-Holstein, Unterweser,
Nordwestliches Niedersachsen: Nur eine
Stunde brauchte die große Tarifkommis-
sion, dann stand ihr einstimmiges Votum
fest: sie stellt die Anträge auf Scheitern
der Verhandlungen und Urabstimmung
(für den 22. bis 24.2.) Die bisherigen
Warnstreikaktionen hatten alle Erwar-
tungen der IG Metaller an der Küste
weitaus übertroffen. Das Tarifgebiet
Mecklenburg-Vorpommern ist von dieser
Entscheidung ausgenommen worden.
„Ich bedauere, daß der Nordverbund
nicht in der Lage ist, einen Tarifkompro-
miß am Verhandlungstisch zu finden“,
hatte Frank Teichmüller, Bezirksleiter
der IG Metall Küste, nach dem Abbruch
der Verhandlungen Mitte der Woche ge-
sagt.
Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland: Bei der
dritten Verhandlungsrunde am 2. Febru-
ar hatten die Arbeitgeber wieder kein
neues Angebot vorgelegt. Stattdessen
hatten sie die IG Metall zu Abstrichen an
der 6,5-Prozent-Forderung aufgefordert.
IG Metall-Bezirksleiter Klaus Mehrens
hält das für eine „groteske Situation“.
Nun hat die große Tarifkommission ein-
stimmig das Scheitern der Verhandlun-
gen beantragt, weil keine Aussicht beste-
he, in Verhandlungen zu einem akzepta-
blen Ergebnis zu kommen. Die Urab-
stimmung soll vom 22. bis 24. Februar
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Eine „Initiative für Beschäftigung“
für den Rhein-Neckar-Raum hat kürz-
lich besonders in der Mannheimer Ver-
waltung und im Mannheimer Monopol-
blatt für Aufregung gesorgt.

Grund war schlicht der,daß das Mann-
heimer Stadtoberhaupt nicht gebeten
worden war, Mitglied des illustren Krei-
ses zu werden. Dies schien ganz beson-
ders diskriminierend zu sein,da doch den
Ober- oder Bürgermeistern von Lud-
wigshafen, Heidelberg, Viernheim und
Neustadt eine Mitgliedschaft angetragen
wurde (die sie natürlich auch annahmen).

Da OB Widder nun ein weiteres Mal
kandidieren wird, ist die Chance noch
nicht vertan. Die BASF ließ nämlich ver-
lauten, daß die Initative für mehr Ar-
beitsplätze auf Kontinuität angelegt sei
und das Nichteinladen des Mannheimer
OB keineswegs etwas mit „mangelnder
Effizienz“ in der Mannheimer Stadtver-
waltung zu tun hätte,sondern nur mit der
Unklarheit, ob er ein weiteres Mal für ei-
ne Kandidatur zur Verfügung stehe.

Ins Leben gerufen wurde die Initiati-
ve am 8. Dezember 1998 von Hubertus
Schmoldt, dem Vorsitzenden der IG BCE,
Dr. Strube, dem Vorstandsvorsitzenden
der BASF AG, und Reinhard Mohr, Vor-
standsmitglied der Bertelsmann Stif-
tung.

Geboren wurde die Idee bereits im Ok-
tober in den IGBCE-Etagen, als es nach
den Bundestagswahlen darum ging, ein

Bündnis für Arbeit auf die Beine zu stel-
len. Bekanntlich zeigten sich Teile des
Unternehmerlagers zunächst nicht be-
sonders begeistert von der Idee.Von Che-
miegewerkschaftsseite her war man der
Ansicht, sollte es gelingen, auf regionaler
Ebene ein solches Bündnis zu zimmern,
könnte dies Signalwirkung auf Bundes-
ebene in das Arbeitgeberlager hinein ha-
ben.

Der BASF-Vorsitzende machte mit;
schließlich hat er in den letzten Jahren
Tausende von Arbeitsplätzen bei der
BASF in Ludwigshafen beseitigt, da ist
es durchaus imagefördernd, sich über ein
solches Bündnis als ein tatkräftig ar-
beitsplätzeschaffender Konzernmanager
in der Öffentlichkeit zu präsentieren.Für
einige Arbeitnehmervertreter bei der
BASF ist wiederum genau das der Grund,
daß sie die regionale Bündnisidee nicht
für sehr gelungen halten.

Für die BASF macht dieses Sache auch
insofern einen Sinn, als sie bestrebt ist,
immer mehr Dienstleistungs- und Hand-
werkertätigkeiten, die sie bisher von ei-
genem Stammpersonal durchführen ließ,
nach außen zu vergeben; d.h. diese Ar-
beiten möglichst billig von Selbständi-
gen, kleinen Handwerksbetrieben, Lea-
singfirmen  u.ä. durchführen zu lassen.
Diese Menschen und Betriebe sind dann
auf Gedeih und Vertreib von der Auf-
tragslage und den angebotenen Ein-
kaufspreisen des Chemieriesen abhän-

stattfinden.
Niedersachsen : „Ich bin sicher, daß wir
urabstimmen und einen Streik führen
und auch erfolgreich beenden können“,
sagte der niedersächsiche IG-Metall-Be-
zirkleiter, Hartmut Meine, am Mittwoch.
Durch die Absage der Gespräche durch
die Arbeitgeber sei „eine mögliche Lö-
sung für Niedersachsen über den Kopf
der Leute hier hinweg zerschlagen“ wor-
den. Auch im Hintergrund würde nicht
mehr verhandelt. Nun hat die große Ta-
rifkommission am Donnerstag bean-
tragt, daß der Vorstand das Scheitern der
Verhandlungen erklärt und grünes Licht
für die Urabstimmung gibt – gestützt von
rund 64.000 Warnstreikenden in den letz-
ten Tagen.
Nordrhein-Westfalen: Einstimmig und oh-
ne Enthaltungen votiert die große Tarif-
kommision in Nordrhein-Westfalen für
einen Antrag auf Urabstimmung. „NRW
denkt an ein Streikkonzept, das beson-
ders auf kleine und mittlere Betriebe
zielt“, sagte Bezirksleiter Harald
Schartau. Gerade diese Betriebe hätten
sich in den Tarifauseinandersetzungen
als Bremser gezeigt. 200.000 Teilnehmer
waren bei den Warnstreiks in Nordrhein-
Westfalen dabei – „eine Granate“, so hieß
es in der Tarifkommission.
Nord-Württemberg/Nordbaden, Südwürt-
temberg/Hohenzollern, Südbaden: Diens-
tag um 10.00 Uhr beginnt in der Kon-
greßhalle von Böblingen der Schlich-
tungsversuch. Als Schlichter tritt Hans-
Jochen Vogel, früherer Bundesjustizmini-
ster (SPD),auf. Ist bis Mittwoch um 24.00
Uhr keine Einigung erzielt, beginnt am
kommenden Montag die Urabstimmung
über Streik.

Bezirksleiter Berthold Huber ist „ver-
halten optimistisch“, daß es zu einer Lö-
sung ohne Streik kommt. Er hat die Me-
tallarbeitgeber davor gewarnt, ohne ein
erhöhtes Angebot in die Schlichtung zu
gehen. „Sonst wäre die Schlichtung von
Anfang an als Showveranstaltung ge-
plant gewesen“, sagte er, „wir sind an ei-
ner Lösung ernsthaft interessiert.“
Osnabrück-Emsland: Kurzfristig war die
dritte Verhandlungsrundevertagt wor-
den, die für den 2. Februar geplant war.
Einen neuen Termin hatten IG Metall und
Arbeitgeber nicht vereinbart.
Sachsen-Anhalt: Verwirrung hatte es zu
Beginn der Verhandlungen gegeben: Die
Arbeitgeber wollten gar nicht über Löh-
ne und Gehälter verhandeln, weil durch
das Spitzengespräch vom September oh-
nehin klar sei, daß ein West-Abschluß im
östlichen Bundesland übernommen wer-
de. Die IG Metall will in allen Tarifge-
bieten eigenständig verhandeln. Einig-
keit bestand darin, den Tarifvertrag zur
Beschäftigungssicherung zu verlängern.
Die IG Metall will die Übernahme der
Ausgebildeten von sechs auf zwölf Mo-
nate ausweiten.Ein für den 27.Januar ge-
plantes Gespräch über die wirtschaftli-
che Lage in Sachsen-Anhalt wurde von
den Arbeitgebern abgesagt. (Stand
Dienstag, 16.2., 10 Uhr, www.igmetall.de)

Auch im öffentlichen Dienst fordern die Arbeitgeber Lohnverzicht. Am 3. Februar star-

tete die ÖTV in 20 nordschwäbischen Kliniken dagegen eine Flugblattaktion. Am Augs-

burger Zentralklinkum wurden 2000 Blätter verteilt (siehe Foto). Darin und auf ihren

Plakaten machten sie auf die Folgen der Sparpläne aufmerksam: Eine Kranken-

schwester würde 7000 DM im Jahr weniger verdienen, ein junger Arzt 9000 DM ver-

lieren.

„Initiative für Beschäftigung“ im Rhein-Neckar-Dreieck

Große Arbeitsplatz„abbauer“
als Arbeitsplatzschaffende?
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Übertarifliche Zahlungen

Spaltung bis jetzt 
verhindert
TORNESCH. Das hatte sich die Geschäfts-
leitung für die Vordruckabteilung der
Panther Wellpappe schlau gedacht.
Nachdem im November letzten Jahres
auf einer Betriebsversammlung heftige
Kritik an der Anrechnung der tariflichen
Lohnerhöhung von ca. 43 Pfennige von
seiten der Lohnabhängigen geübt wurde,
sollte jetzt mit den Januargehältern eine
Weitergabe erfolgen, aber verbunden mit
einer kompletten Neuverteilung der frei-
willigen Lohnzulage. Diese freiwillige
Lohnzulage liegt bei allen Gewerblichen
seit einer Betriebsvereinbarung von 1991
gleich und beträgt zur Zeit 1,56 DM.
Nach Vorstellung der Geschäftsleitung
sollten nun ein Drittel der „Mitarbeiter“
Kürzungen von 1 DM bis kompletter
Streichung hinnehmen um dieses dann
einem weiteren Drittel draufzusatteln,
das letzte Drittel sollte durch Weitergabe
der tariflichen Lohnerhöhung neutrali-
siert werden. Nachdem sich unter den
Verlieren dieses miesen Spiels Unmut
breitmachte,mußte auch der Betriebsrat,
der anfänglich „nichts dagegen machen
konnte“ (er sollte auch 2 DM mehr be-
kommen),einsehen,daß hier kreative Ge-
genwehr anstatt heftiger Streit unter den
Kollegen angebracht ist. Ein Gespräch
mit dem Gewerkschaftssekretär und ein
nachträglicher Blick in die damalige Be-
triebsvereinbarung brachte die Ge-
wißheit: Neue Verteilungsgrundlagen der
freiwilligen Lohnzulagen nur unter Ein-
haltung des Mitbestimmungsrechtes. In
zwei Versammlungen während der Ar-
beitszeit,an der weder Geschäftsführung
noch Vorgesetze, dafür aber sogar einmal
der Gewerkschaftssekretär teilnahm,
wurde von allen klar formuliert: „Keine
Lohnerhöhung für einige auf Kosten an-
derer.“ Offensichtlich hat sich durch die
jahrelange gleiche Bezahlung doch ein
Wert eingeschliffen, der solche Art Spal-
tung, auch wenn es einigen im Schuh
drückt, entgegensteht. Dieser Wert des
solidarischen Handelns mußte sich in den
Jahren immer wieder bewähren, und ist
das einzige, was bei dieser schmutzigen,
schweren Industriearbeit, die nichts mit
Selbstverwirklichung aber viel mit
Selbstbehauptung gegen Anordnung von
Oben und durchgeplantem Tagesablauf
zu tun hat, übrig bleibt. Ein erneuter Vor-
stoß der Geschäftsleitung, eine Bewer-
tung, wie der einzelne seine Lohngruppe
ausfülle vorzunehmen, wurde von den
Kollegen nicht lange diskutiert, sondern
gleich an den Absender zurückgeschickt.
Damit ist klar: Die diesjährigen  Lohnta-
rifverhandlungen werden laut, bunt und
lustig.Auf der letzten Versammlung wur-
de auch noch der letzte Kollege, der noch
nicht gewerkschaftlich organisiert war,
in den Kreis der Beitragszahler aufge-
nommen. rua

gig. In der Standortvereinbarung 2000
der BASF ist u.a. geregelt, daß Beschäf-
tigte gegen die Gewährung eines Exi-
stenzgründungsdarlehens ausscheiden
können. Die Großbetriebe reduzieren ihr
Stammpersonal  und schaffen um sich ei-
nen Gürtel kleiner, kostengünstiger Ar-
beitsleistungszulieferer,deren Beschäfti-
gungsverhältnisse sind dann oft von Un-
sicherheit und Rechtlosigkeit geprägt.

BASF tut was fürs eigene Image

Der bundesweite Initativkreis besteht
aus 15 „hochkarätigen“ Mitgliedern
führender deutscher Großkonzerne
(Daimler-Chrysler, BMW, VEBA, Hew-
lett-Packard,Hapag Lloyd,Robert Bosch
GmbH etc.) plus dem Präsidenten der
Bundesanstalt für Arbeit, dem Regie-
rungspräsidenten von Leipzig, dem IGB-
CE-Vorsitzenden Schmoldt und dem
Oberkreisdirektor des Landkreises Os-
nabrück.

Im Januar 1999 ludt Dr. Strube dann
rund 40 Vertreter aus Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft aus dem Rhein-Neckar-
Dreieck ein, die sechs Arbeitsgruppen
bildeten mit dem Ziel, im „Rahmen kon-
kreter Projekte“ Beschäftigungslösung-
möglichkeiten zu entwickeln. Nach wel-
chen Kriterien die Personen ausgewählt
wurden, wird wohl immer im dunkeln
bleiben.

Neben den bereits genannten OBs

gehören u.a. zu den regionalen Mitglie-
dern: Aufsichtsrats-Vorstandsmitglieder
und Geschäftsführer folgender Unter-
nehmen und Konzerne: BASF,AG,Sprin-
ger Verlag Heidelberg, Landesbank Ba-
den-Württemberg, SAP AG Walldorf,
Heidelberger Druckmaschinen, Deut-
sche Bank AG Mannheim, Friatec AG
Mannheim, Holiday Park GmbH
Haßloch, Mannheimer AG Holding, Kehl
Gmbh Ludwigshafen, Roche Diagnostics
GmbH, Südzucker Mannheim, LION
bioscience AG Heidelberg, Engelhorn &
Sturm,des Kuratoriums der Freudenberg
Stiftung darüber hinaus die Präsidenten
bzw. Direktoren der IHK Pfalz aus Kai-
serslautern, der Handwerkskammer
Mannheim, des Arbeitsamts Ludwigsha-
fen, der FHS für Wirtschaft Lu, Karl Feu-
erstein als offenbar einziges Betriebs-
ratsmitglied, der Abt des Benediktiner-
kolsters Neuburg, der Kirchenpräsident
der Evangelischen Landeskirche Speyer,
der Landesarbeitsminister von Rhein-
land-Pfalz sowie ein Staatssekretär aus
dem baden-württembergischen Arbeits-
ministerium, ein Professor der Uni
Mannheim, der Rektor der FHS Technik
und Gestaltung Mannheim sowie IGB-
CE-Landesbezirksleiter aus Mainz  und
der Bezirksleiter aus LU.

Diese „tatkräftigen“ Menschen, unter
denen sich immerhin  ganze zwei Frauen
– neben Beate Weber (OB HD) auch Chri-
stine Lambrecht (MdB) aus Viernheim –
befinden, wollen mit „neuen Ideen und
einer Bündelung aller Kräfte“ Möglich-
keiten suchen, die Massenarbeitslosig-
keit zu bekämpfen.

„Angesichts von vier Millionen Ar-
beitslosen in Deutschland kann sich nie-
mand mehr seiner gesellschaftspoliti-
schen Verantwortung entziehen. In unse-
rer Zeit kann der Anstoß zum Fortschritt
nicht mehr allein von der Politik oder der
Spitze einer Großorganisation erwartet
werden … engagiertes und kreatives
Handeln im eigenen Umfeld… die Arbeit
in neu zu schaffenden regionalen Netz-
werken verspricht ein geeigneter Weg zu
sein, um… neue Lösungen für die Pro-
bleme am Arbeitsmarkt zu entwickeln“,
erklärte Mohn das Engagement.

Nach einer Presseerklärung wurden
bereits mehr als 50 erfolgversprechende
Projekte im Deutschland „identifiziert“.

Inzwischen wurden sechs Arbeitgrup-
pengebildet: 1.Verbesserung der Per-
spektiven für Ausbildung und Berufsein-
stieg Jugendlicher, 2.Integration und
Qualifikation benachteiligter Personen,
3.Schaffung neuer Beschäftigungsmög-
lichkeiten im Dienstleistungsbereich, 4.
Entwicklung neuer Kompetenzzentren
in der Region (Vorbild BioRegio-Akti-
vitäten), 5. Suche nach neuen
Arbeits(zeit)formen (Achtung: weitere
Flexibilisierung!), 6. Förderung der
Selbständigkeit und des Unternehmer-
tums  in der Region.Im Juni sollen die Ar-
beitsgruppen erste Ergebnisse vorlegen.
Man darf gespannt und muß als Gewerk-
schafter wachsam sein. ede

Beschäftigte der Fa. IHS demonstrie-
ren für höhere Löhne 
Einem Demonstrationsaufruf der Ge-
werkschaft ÖTV Berlin folgten am 29.Ja-
nuar ca. 100 Beschäftigte der Fa. Indu-
strie- und Handelsschutz GmbH (IHS) .
Sie versammelten sich vor der Firmen-
zentrale in Berlin-Mitte, um ihrer Forde-
rung nach höheren Löhnen Nachdruck zu
verleihen.

Die Fa. IHS bietet bundesweit Sicher-
heitsdienstleistungen an. In Berlin sind
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
insbesondere den Fahrgästen der BVG
bekannt. In deren Auftrag gewährleisten
sie auf den U-Bahnhöfen die gewünsch-
te Sicherheit. Für ihre strapaziöse Tätig-
keit erhalten die Sicherheitsmitarbeiter
(BVG) derzeitig Stundenlöhne zwischen
DM 13,50 und DM 16.00 brutto. Der ein-
fache Wachmann wird mit Stundenlöh-
nen zwischen DM 9,00 und DM 10,50
brutto abgespeist.

In den bisherigen Tarifrunden ver-
stärkte sich der Eindruck, daß die Ar-
beitgeberseite durch ihre Hinhaltetaktik
eine Nullrunde erreichen will. Mit der
Aktion haben die Beschäftigten bei der
Fa. IHS eindrucksvoll bekundet, daß ih-
re Geduld nicht unendlich ist. „Wenn die
Fa. IHS in der folgenden Tarifrunde An-
fang nächster Woche nicht ein seriöses
Angebot vorlegt, sind Warnstreiks unver-
meidbar“,sagte die ÖTV-Vorsitzende Su-
sanne Stumpenhusen. (Presseerklärung
der ÖTV Berlin v.29.1.99)
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Der nachfolgende Vortrag lag dem Arbeits-
ausschuß des Forums kommunistischer Ar-
beitsgemeinschaften am 6.2. zur Beratung
vor. In der Diskussion wurde darauf hinge-
wiesen, daß die Situationsbeschreibung vie-
le Bezüge auf teils lang zurückreichende De-
batten enthalte, die einem breiteren Publi-
kum nicht zugänglich seien. Es müsse ein
Weg gefunden werden, mit solchen Problem
umzugehen. Wenn es zu einer Art Ge-
schichtskonferenz der Westlinken käme, wie
jüngst von Wolfgang Gehrcke angeregt, sei
das vielleicht ein Weg.

Ferner war man sich einig, daß eine Po-
litik, die versucht, Reforminteressen, die
zunächst notwendig partikulär bzw. schich-
tenspezifisch vorgebracht werden, allge-
mein, solidarisch und antiimperialistisch zu
formulieren, eine Partei braucht, in der ein
solcher Diskurs gepflegt wird. Der Ansatz
steht und fällt damit, ob sich die PDS weiter
in Richtung einer solchen Partei entwickelt.
Einig war man sich darin, die Politischen Be-
richte als an die Aktualität gebundenes Or-
gan weiterführen zu wollen und den Ar-
beitszusammenhang mit dem Forum Kom-
munistischer Arbeitsgemeinschaften zu ver-
bessern sowie mit der PDS-Arbeitsgemein-
schaft Konkrete Demokratie – Soziale Be-
freiung. scc

Die Politischen Berichte werden von der
„Arbeitsgemeinschaft Politische Berich-
te“ herausgegeben und von den Träger-
organisationen des „Forums kommuni-
stischer Arbeitsgemeinschaften“ geför-
dert. Bei der letzten Tagung des Forums
wurde diskutiert, daß die weitere vier-
zehntägliche Herausgabe der Zeitschrift
angestrebt wird und daß über die Kon-
zeption,die inhaltliche Arbeit und die Fi-
nanzierung eine Diskussion zwischen al-
len Beteiligten geführt werden muß. Den
angemessenen Rahmen bietet dafür die
nächste Tagung des Forums im März, die
mit der Tagung des Arbeitskreis politi-
sche Berichte verbunden werden kann.

„Frontbildung gegen die Reaktion“ und

„authentischer, solidarischer, diskursiver

Politikstil“

Die PB entstanden 1980 im Zerfallspro-
zeß der K-Gruppen als Zeitschrift des
Bundes Westdeutscher Kommunisten
(BWK), der aus dem KBW hervorgegan-
gen war. Die Zeitschrift stand und steht
im Zusammenhang von Überlegungen zu
„Parteibildung“ und „Parteiaufbau“,
wobei unter Parteibildung der soziale
und kulturelle Prozeß, unter Parteiauf-
bau die Schaffung einer Parteiorganisa-
tion verstanden wird. Die publizierte
Meinung ist eine sehr wichtige Art der
Vermittlung zwischen beiden Prozessen.
Die strategische Konzeption der „Front-
bildung gegen die Reaktion“ entstand
1980, als der politische Sieg des Konser-

vatismus abzusehen, wenn auch noch
nicht vollzogen war und, jedenfalls im
BWK, das Scheitern der demokratisch-
zentralistischen Parteiaufbaukonzepti-
on klar war. Frontbildung gegen die Re-
aktion geht davon aus, daß die Personen
und Personengruppen, die von Ausbeu-
tung und Unterdrückung betroffen sind
und sich zu Widerstand in irgendeiner Art
genötigt fühlen, sich über ihre Lage und
Ansichten diskursiv auseinandersetzen
und verständigen müssen, also direkte,
authentische Verständigung der sozialen
Subjekte. Die übergreifenden Einsich-
ten, die wissenschaftliches Arbeiten und
parteimäßige Klärungsprozesse bieten,
bieten dafür eine Hilfestellung; dem ent-
gegengesetzt ist die Ansicht, daß die Par-
tei die Inhalte der Verständigung ermit-
telt und Anhänger findet. Die Vorstellung
der authentischen Verständigung hat
weitreichende Folgen für die publizisti-
sche Konzeption. Die Redaktionskriteri-
en „Parteilinie“, „Wissenschaftliche
Wahrheit“ etc. verblassen, bedeutsam
wird, ob die geäußerte Meinung authen-
tisch ist und solidarisch ist. Authentisch
meint Argumente, die die handelnden
Subjekte zur Begründung ihres Handelns
anführen. Solidarisch bedeutet, das
Emanzipationsbedürfnis anderer minde-
stens nicht zu mißachten.

Aus derartigen Vorstellungen folgte ein
Vielzahl von Bestrebungen, einen hetero-
genen Trägerkreis für Parteiarbeit und
für die Publizistik zusammenzubringen.
Es war und ist dies sehr schwierig.

Die Druckverhältnisse in der prakti-
schen Politik erzeugen einen Bedarf an
Sicherheit, der auf Geschlossenheit von
Organisationen drängt und immer wie-
der Abschließungsprozesse auslöst.

Im Ergebnis: Vor dem Zerfall des rea-
len Sozialismus gab es eine Reihe von An-
sätzen zur praktischen Zusammenarbeit,
vor allem in der örtlichen Politik, aber
auch in den Gewerkschaften, die zwar
nicht zu einer diskursiven Partei führten,
aber doch zu einer Veränderung des Kli-
mas zwischen den Organisationen und
Richtungen, die – wie ich meine – gar
nicht hoch genug eingeschätzt werden
kann. Die linke Bewegung im Westen be-
fand sich zu Beginn der 90er nicht mehr
im Zustand eifernder Sekten, sie erar-
beitete sich praktische und theoretische
Zusammenhänge.

Mit dem Zerfall des realen Sozialismus
ging aus der SED die PDS hervor, deren
Programm und Satzung Raum für die
Entwicklung einer diskursiven Partei,
die in sich offene Widersprüche aushält,
zuläßt. Dagegen stand allerdings eine
Praxis der Parteiarbeit,die in vielen Hin-
sichten traditionsgeprägt zentralistisch
blieb.

Im publizistischen Bereich haben wir

feststellen müssen, daß das Interesse, ei-
nem Leserkreis das ganze Argumentati-
onsfeld linker Politik vorzulegen,
schwach ist. Die Zeitschriften, mit denen
wir Zusammenarbeit suchten (und mit
wem suchten wir sind nicht!) zogen und
ziehen bei aller Sympathie für den dis-
kursiven Gedanken vor, pointiert zu wir-
ken, sie pflegen eine meist scharf kontu-
rierte Redaktionslinien, sehen den Dis-
kurs zwischen den Organen, nur aus-
nahmsweise in ihnen.

Auch bei den örtlichen Publikationen,
die in dem oben ausgeführten Konzepti-
onszusammenhang entstanden, ist diese
Hürde nur tendenziell überwunden.

Der diskursive Ansatz,der sich aus den
Erfahrungen des Scheiterns der linken
Bewegung im Westen und des Scheitern
des Realsozialismus im Osten sehr gut be-
gründen läßt, lebt zwar, aber eher gerade
noch.

Redaktionelle Konzeption der 

Politischen Berichte

Die redaktionelle Konzeption der Politi-
schen Berichte hat sich aus Überlegun-
gen und dem Wirken von Tatsachen erge-
ben. Von den wirkenden Tatsachen war
die wesentliche, daß bald nach 1980 die
Mehrheit an die Konservativen und Neo-
liberalen fiel, so daß die im gesellschaft-
lichen Leben Herrschenden auch die He-
bel der Gesetzgebung und der Exekutive
in der Hand hatten.

Diese Grundkonstellation besteht seit
der Ablösung der Regierung Kohl durch
eine rot-grüne Mehrheit nicht mehr. Was
ist Rot-Grün? Bestandteil der Front ge-
gen die Reaktion? Einfallstor der Reak-
tion? Beide Meinungen und Zwi-
schenmeinungen kommen vor. Sicher ist:
Vor der Ablösung konnte sich „Frontbil-
dung gegen die Reaktion“ auf eine reale
Konstellation beziehen, bei der die Re-
gierung und die wirtschaftlich Herr-
schenden auf der gleichen Seite standen.
Damals traten in der oppositionellen
Kritik von Rot/Grün gegenüber
Schwarz/Gelb die Bezüge der SPD und
der Grünen auf Arbeit und Umwelt her-
vor. Jetzt, im Vollzug der Regierung-
stätigkeit, werden die Bezüge jener Par-
teien auf soziale Privilegien, auf Wirt-
schaftsexpansion, Ordnungspolitik
sichtbar. Eine Ähnlichkeit mit der Situa-
tion der siebziger Jahre der BRD scheint
auf. Die damalige, vielgeschichtete Lin-
ke versuchte,das Phänomen als Differenz
zwischen „Führung und Basis“ durch
Mobilisierung der „Basis gegen die
Führung“ zu handhaben, wer es miter-
lebt hat, wird das nicht wiederholen wol-
len. Es entstand ein Strudel unvorherge-
sehener Ereignisse, verbunden mit
äußerster Verschärfung der Auseinander-
setzung zwischen den politischen Strö-

Aus der Diskussion des Forums Kommunistischer Arbeitsgemeinschaften

Zur Konzeption der Politischen Berichte
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mungen, die sich auf die Emanzi-
pation der Arbeit bezogen (Be-
rufsverbote im öffentlichen
Dienst, Unvereinbarkeitsbe-
schlüsse der Gewerkschaften,
brutale Polizeieinsätze gegen De-
monstrationen, auf die mit An-
schlägen geantwortet wurde, de-
nen eine scharfe staatliche Re-
pression folgte, und vieles andere
mehr).

Das Problem besteht darin, daß
vorher die Repräsentanten der
staatlichen Unterdrückung mit
den Repräsentanten der wirt-
schaftlichen Ausbeutung argu-
mentativ und weitgehend
auch personell identisch wa-
ren, während diese Identität
jetzt nicht mehr besteht. Da-
mit haben sich die Tatsachen, die
auf die authentische, diskursive,
solidarische Konzeption der PB
wirken, wesentlich geändert.Wir
müssen den neuen Tatbeständen
gerecht werden.

Dies geht nur, indem wir die
funktionalen Unterschiede zwi-
schen den Faktoren der Herr-
schaft wahrnehmen.

a) Im Wirkungsbereich des
Geldes, verstanden als Recht von
Privaten,mit Eigentum zu dispo-
nieren und in ihren Wirtschafts-
unternehmen unwidersprechba-
re Anweisungen geben zu kön-
nen, hat sich durch den Ausgang
der Bundestagswahl nichts
geändert. Die Verfassung der
neuen europäischen Zentral-
bank unterstreicht die gefestigte Herr-
schaft des Privateigentums. Es ist von al-
lergrößter ideologischer Bedeutung, daß
der Euro einer politischen Union voraus-
geht. Die Menschen in Europa werden –
was immer sie tun, um sich demokratisch
zu konfigurieren – immer noch ausbau-
en, was das Kapital schuf. Europa grün-
det sich auf eine Art Selbstverwaltung
der Reichen, die darin nach dem Gewicht
ihres Vermögens wiegen.

b) Im Wirkungsbereich der öffentli-
chen Meinung, in dem Argumente zählen
und Mehrheiten sich bilden, hat die Kri-
tik an den Privilegien des Eigentums das
Übergewicht errungen. Arbeit und Um-
welt zählen. Dem entspricht eine Mehr-
heit im Parlament, die Gesetze geben
kann und die eine Regierung bilden kann.
In der öffentlichen Meinung wird die ge-
setzgebende Funktion des Parlaments,
die die eigentlich wichtige ist, wenig be-
achtet, es ist fast nur von der Regierung-
stätigkeit die Rede. Die gesetzgebende
Mehrheit stößt in ihren Möglichkeiten
auf viele Schranken, die eine ist, daß das
Parlament in das Regierungshandeln nur
selten unmittelbar eingreifen kann, die
andere, daß Gesetze, die privilegierte
Rechte verletzten, vor das Bundesverfas-
sungsgericht geraten und – wie erinner-
lich – ausgehebelt werden können. (Hier
wäre das Institut des Volksentscheides

von großer Wirkung.) Meistens wird die
Funktion des Parlaments als gesetzge-
bende Kraft nicht wahrgenommen, jetzt
z.B. erscheint in der Einbürgerungsfrage
der Innenminister als entscheidender
Faktor.

c) Im Wirkungsbereich des Regierens.
Regieren bedeutet nicht Gesetze aus-
führen, sondern auf Grundlage von Ge-
setzen handeln. Im täglichen Regie-
rungsgeschäft stoßen die Regierenden
nicht auf die große Zahl der Wähler, wohl
aber auf die Repräsentanten großer pri-
vater Interessen. Eine Regierung, die in
Sachen Wirtschaftstätigkeit keine prak-
tische Alternative weiß, ist gezwungen,
ihr Handeln so auszurichten, daß die
Wirtschaft der Privaten floriert. Denn
daß die Wirtschaft funktionieren könne,
wird ihr von der überwältigen Mehrheit
als Aufgabe zugeschrieben. Die Regie-
rung muß also nach einem Pfad suchen,
auf dem das Kapital gedeihen kann. Das
Kapital hat eine Vielzahl gesetzlicher
Möglichkeiten, die Installation wirt-
schaftlicher Alternativen durch den
Staat zu unterbinden.

Wo die Rechte des Eigentums konstant
und fix sind, muß mit der Arbeitskraft
und ihren Ansprüchen variabel verfah-
ren werden. Eine Alternative zur Regres-
sion der sozialen Ansprüche und damit
der Repression der sozialen und demo-

kratischen Bewegungen
bietet eine Politik des
Wachstums, der Konjunk-
tur, der Wirtschaftsexpansi-
on.

In dieser Situation ist
zweierlei klar: Der wirt-
schaftlich herrschende Ka-
pitalistenclub kann der Re-
gierung Fakten vorsetzen,
ist in seinen konkreten In-
teressen durch eine Vielzahl
von Gesetzen geschützt und
darüber hinaus in der glück-
lichen Lage, über Ausbau
und Abbau der „Arbeits-
plätze“ verfügen zu können,
was der Prüfstein der Regie-
rungspolitik in der öffentli-
chen Meinung ist. Das Heer
der Menschen hingegen, die
von der Lohnarbeit abhän-
gen, muß unmittelbare ge-
werkschaftliche Aktionen
gegen das Kapital an der
Meßlatte „Arbeitsplätze“
legitimieren, was nicht ein-
fach ist,ähnliches gilt für al-
le öffentlichkeitswirksamen
Widerstandsaktionen.

Aus dem Gesagten läßt
sich die Folgerung ziehen,
daß der Konflikt, der zwi-
schen den kritischen, eman-
zipativen Bewegungen und

der Regierungsmehrheit
programmiert ist,vor allem
konstruktiv bearbeitet
werden muß.

Das heißt, die Bewegun-
gen werden ihre Ziele nur behaupten
können,wenn sie diese als allgemeine Ge-
setze zu formulieren imstande sind.Dann
können sie in der öffentlichen Meinung
das Übergewicht gewinnen, und das ist
ein mächtiger Hebel zur Einwirkung auf
die Parteien und Parlamentarier der Lin-
ken.

Für die Konzeption der PB folgt dar-
aus, daß von der analytischen Kritik des
Handelns der Herrschenden übergegan-
gen werden muß zur Propaganda von
Maßnahmen,d.h.Gesetzen,die diese Kri-
tik oder Teile dieser Kritik praktisch wer-
den lassen.

Die Auseinandersetzung mit der Re-
gierung und den Zwängen, in denen sie
handelt, gewönne so sachlichen Charak-
ter,sie würde dabei nicht stumpf,sondern
schärfer, die Aufdeckung der wirkenden
Zwänge, die Abfallprodukt solcher Poli-
tik ist, fällt als Kritik auf die ganze Ord-
nung.

Auseinandersetzung mit

dem Imperialismus

Im gesellschaftlichen Raum, wie er sich
zwischen den Lebensmittelpunkten „Ar-
beit“ und „Eigentum“ ausspannen läßt,
stützt sich die Regierung auf Zustim-
mung aus dem Lager der „Arbeit“, aber
auf die Arbeit, wie sie durch die moder-
ne Wirtschaft strukturiert ist.

Titelbild der Politischen Berichte Ende September 1982
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Die SPD bezieht sich auf Arbeit, wie
sie durch das Konzernwesen und die
Großverwaltungen strukturiert wird,
d.h. auf Arbeit als hierarchisch geglie-
derten und autoritär bestimmten Prozeß.

Die Grünen beziehen sich auf Arbeit
nach dem Vorbild der freien Berufe, die
ihre Ansprüche durch Verweis auf das bei
ihnen aufgehäufte Wissen legitimieren.

Beide Orientierungspunkte über-
schneiden sich im Berufs- und Lebens-
bild des modernen Dienstleisters, der
teils wie Freiberufler alter Prägung, teils
aber mit klarer Anlehnung an eine ge-
sellschaftliche Großorganisation wirkt,
dessen Entlohnung über das Reproduk-
tionsbedürfnis hinausgeht und der im
Arbeitsprozeß als Vorgesetzter steht. So
ist ein einheitliches theoretisch-ideologi-
sches wie auch politisch-praktisches Be-
zugssystem entstanden, das Rot-Grüne
dazu befähigt, ihre Interessen im be-
grenzten Konflikt mit den Systemvor-
aussetzungen zu verfolgen.

Das Staatswesen der BRD stellt sich in
diesem Bezugssystem als eine geglieder-
ter Zusammenhang dar, auf den ver-
schiedene gesellschaftliche Kräfte von
innen und auch von außen einwirken.Von
innen wirken die Kräfte des Eigentums,
denen der politische Wille der Mehrheit
mit seinen sozialen und ökologischen
Grundwerten entgegensteht. Die soziale

Orientierung des Reformismus ermög-
licht eine Kritik der Arbeitsorganisation
und des Lebensstandards, die ökologi-
sche Orientierung ermöglicht eine Kritik
der Investitionstätigkeit und der Lebens-
qualität. Aber: Beide Orientierungen be-
lassen die Aufgabe der Arbeitsorganisa-
tion und der Festlegung der Produkti-
onsrichtung bei Eigentümern und Markt,
die sie nur punktuell angreifen.

Eine Alternative zur Formulierung ge-
sellschaftlicher Bedürfnisse haben sie
nicht hervorgebracht, SPD und Grüne
haben vielmehr sogar die Suche danach
eingestellt.Die Lösung des traditionellen
Sozialismus – Staatsplan – ist durch die
vorgefallenen Versuche diskreditiert.

In dem von der Kritik freigelassenen
Raum setzten die Fakten Normen. Fakt
ist die begünstigte Stellung der BRD-
Wirtschaft in der internationalen Arbeit-
steilung. Die BRD-Gesellschaft hat sich
einen Anteil der Produktionsmittel der
Weltgesellschaft angeeignet, der viel ab-
wirft. (Augenscheinlich wird das an der
Tatsache, daß die Lebensweise, die sich
in der BRD herausgebildet hat,nicht ver-
allgemeinerbar ist, sondern den Aus-
schluß großer Teile der Menschheit zur
Voraussetzung hat.) Zu fragen bleibt,was
bedeutet heute schon noch angesichts
EU, Nato, Weltmarkt die „BRD-Gesell-
schaft“. Wie kann sie angesichts der ni-

vellierenden Wirkungen des Marktes ei-
ne Sonderstellung behaupten?

Die BRD-Gesellschaft ist ein Kultur-
zusammenhang, d.h. ein sozialer Orga-
nismus, in dem durch dauernden Ge-
brauch verfestigte Sitten und Normen
bestehen, die das hoch vergesellschafte-
te Handeln prägen. Die große Bedeutung
dieser kulturellen Vorprägung scheint
sich gerade in den international auftre-
tenden Unternehmungen herauszustel-
len. Fast unbeachtet von der Öffentlich-
keit verschoben sich die Begriffe vom
„Multinationalen Konzern“, der seinen
nationale Herkunft transzendiert, zum
„Global Player“, der fest in seiner Her-
kunft verwurzelt bleibt.Die Konzerne, so
scheint es aus der Praxis, werden nicht
„multinational“, sie entwickeln vielmehr
eine „Unternehmenskultur“, die sich aus
einer konkreten Nationalkultur heraus-
entwickelt und in ihr wurzeln bleibt. Mit
Spannung wird daher die Entwicklung
des „Daimler-Chrysler“ Projektes beob-
achtet. Wird das ein „amerikanischer“
oder ein „deutscher“ Konzern? Hält das,
oder fliegt das auseinander? Wird es ein
einheitliches Unternehmen, oder gibt es
eine Allianz.

Gegenwärtig kann man die BRD-Ge-
sellschaft sehen als kulturelle, politische
und wirtschaftliche Ausgangsbasis welt-
weit operierender Konzerne, denen sie
rechtlichen, politischen und militäri-
schen Rückhalt bietet.

Expansion des in diesem Sinne natio-
nalen Kapitals bedeutet eine Aufwertung
des „kulturellen Kapitals“ deutschen
Stils, des altbekannten deutschen We-
sens. Die Aufwertung ist doppelt: indem
ein beträchtlich übergroßer Teil der Welt-
produkts zum Verbrauch als Konsummit-
tel oder Investitionsmittel in der BRD
landet und die höheren Hierarchieebenen
des weltweit vergesellschafteten Produk-
tionsprozeß überproportional von
„Deutschen“ besetzt werden.

Auf dieser Basis entsteht eine Verbin-
dung von rot-grünen Bestrebungen und
Kapitalinteressen, die durch die Mög-
lichkeit, auf Basis von Arbeit Kapital zu
akkumulieren, noch zusätzlich geklam-
mert wird.

So wird in außenpolitischen Belangen
eine Interessenidentität von Rot-Grün
bis Schwarz-Braun denkbar und auch
gedacht.

Die Frontstellung von Rot-Grün gegen
Schwarz-Braun ist in wichtigen Fragen
nicht trennscharf. Darauf deutet die
außenpolitische Kontinuität hin, die die
neue Regierung mühelos praktiziert,dar-
auf deutet auch die undeutliche Bürger-
rechtspolitik hin, die das Paradigma der
Eindeutschung nicht aufgibt.

Die Expansion des Kapitals ist un-
friedlich. Dies gilt schon für die „un-
friedlichen Übernahmen“,mehr noch für
den Ausschluß von Menschen aus der
Wirtschaftsverwaltung wegen kulturel-
ler Herkunft. Die Investitionsbewegun-
gen des modernen Kapitals stellen sich
als Kolonisationsbewegungen dar. Im

Beschluß der Fraktionsklausur vom
24./25. Januar 1999
Die Fraktion wird folgende größere par-
lamentarische Initiativen erarbeiten
und in den Bundestag einbringen:
Bis zur Sommerpause: 
1. Entschließungsantrag zur Ökosteuer 
2. Entschließungsantrag zum Haushalt
1999 
3. Antrag Europäische Beschäftigungs-
und Sozialunion/EU-Gipfel 
4. Antrag „Bilanz Bundesverkehrswe-
geplan und Grundlinien für einen al-
ternativen Bundesverkehrsplan (AVP)“ 
5. Antrag Wertschöpfungsabgabe 
6. Antrag Gleichstellungs- und Nach-
teilsausgleichgesetz 
7. Antrag Reform des Wohngesetzbu-
ches und des Wohngeldes 
8. Große Anfrage zu Ostdeutschland im
Jahre Zehn des Mauerfalls 
9. parlamentarische Forderung zur An-
gleichung der Lebensverhältnisse in
beiden Teilen Deutschlands 
10. Anträge Schließung der Lücken in
der Rentenüberleitung/ Beseitigung des
Versorgungsunrechts 
11. Antrag Reform der Kommunalfi-
nanzierung 
12. Antrag zur NATO-Strategie, nicht-
militärische Konfliktbewältigung 
13. Antrag Einführung einer dreistufi-
gen Volksgesetzgebung/ Schaffung des
Amtes eines Bürgerbeauftragten 
14. Antrag „Gleichstellung aller Le-
bensweisen“ 

15. Antrag „Übergang zur Individual-
besteuerung“ (Konsequenzen aus
BVerfG-Urteil) 
In der 2. Jahreshälfte 1999:
1. Antrag bzw. Gesetzentwurf zur No-
vellierung des Arbeitszeitgesetzes: Ar-
beitszeitverkürzung 
2. Antrag Rahmengesetz zur Förderung
regionaler Wirtschaftskreisläufe und
Wertschöpfungsketten, Schaffung von
Modellregionen 
3.Antrag: Rahmengesetz zur Förderung
von Existenzgründungen 
4.Antrag Strukturreform Gesundheits-
wesen/Krankenversicherung 
5. Antrag Abschaffung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes 
6. Antrag Sozial- und umweltfreundli-
che Kommunalabgaben 
7. Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes (Mitbestimmungsrechte,
Betriebsrats- Wahlen) 
Zu Beginn des Jahres 2000: 
1. Antrag: Öffentlich geförderter Be-
schäftigungssektor (in Auswertung er-
ster praktischer Erfahrungen) 
2. Konzept zur Rentenreform/eigen-
ständige Alterssicherung von Frauen 
3. Erhebung einer Einmalabgabe auf
große Vermögen 
4. Antrag bedarfsorientierte soziale
Grundsicherung 
5. Antrag zur Reform des Länderfinan-
zausgleichs 

Quelle www.pds-online.de

Parlamentarische Initiativen der PDS 1999/2000
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Neben- und Miteinander der Völker wird
eine Tendenz spürbar, Unterordnung aus
kultureller Unterlegenheit zu legitimie-
ren.

Fazit: Es ist zu befürchten, daß die po-
litischen Parteien, die sich auf die Lohn-
arbeit beziehen, in der praktischen Poli-
tik versuchen werden, soziale Probleme
der BRD-Gesellschaft durch imperiali-
stische Expansion verbunden mit kultu-
reller Abschottung zu regieren. Ein
Alarmzeichen dafür war der jüngste
Konflikt im Bundesvorstand der PDS, in
dem die Zustimmung der Partei zur Be-
teiligung der BRD an Militäreinsetzen als
„ultima ratio“ zur Sprache gebracht
wurde.

So bedeutsam es ist, an dieser Politik
Kritik zu üben, ihre Untauglichkeit auf-
zuzeigen, so klar ist auch, daß ohne Al-
ternativen die Verfestigung der BRD-Ge-
sellschaft zu einer expansionistischen
Kraft in Europa nicht aufzuhalten ist.

Eine emanzipatorische Lösung

Soweit die öffentliche Meinung, die sich
auf emanzipatorische Ziele bezieht, sich
nicht direkt auf dem Wege der Gesetzge-
bung ins Geschäft der Regierung mengt,
bleibt sie den Erwartungen, die sie an die
Regierung richtet, ausgeliefert. Sie muß
dann nämlich der Regierung überlassen,
wie diese jene Erwartungen erfüllt.

Die wirtschaftlichen und politischen
Widerstandsbewegungen können in die-
ser Situation nur wirken, so weit sie sich
in die Lage versetzen, ihre Ziele als all-
gemeine Ziele der Regierung, d.h. als Ge-
setz zu formulieren. Das ist ein großer
Schritt von der Haltung,Bedürfnisse ein-
zuklagen und die politische Verwirkli-
chung den Herrschenden zu überlassen.

Welche Gesetze sind das?
Qualitativ sind das jene Gesetze, die

das internationale Zusammenleben soli-
darisch strukturieren,

d.h. international formulierte, im je-
weiligen Land verwirklichte Gesetze
zum Schutz von Arbeit und Umwelt (in
der wirren Vielfalt der Arbeits- und Le-
bensbedingungen bietet sich hier vor al-
lem die Arbeitszeitgesetzgebung an. Hier
besteht auch die Möglichkeit, in die sog.
Unternehmenskultur einzugreifen, die
besonders Leute auf etwas höheren Hier-
archieebenen vollständig, mit all ihren
Lebensäußerungen in die Firmenwelt
einbinden will);

d.h. Gesetze, die den Kommunen, Re-
gionen und Staaten gegenüber den Kon-
zernen Einspruchsrechte einräumen,d.h.
Wendung der Kritik am M.A.I. ins Posi-
tive;

d.h. Gesetze, die Menschen, die in be-
sonders üblen Segmenten des Weltmark-
tes ausgebeutet werden, das Recht zubil-
ligt, das Weite zu suchen, damit solche
Verhältnisse auch auf diesem Wege aus-
gehöhlt werden;

d.h. Gesetze, die ein Recht auf Flucht
besiegeln und auf diese Weise dem Kon-
zept der Aufrechterhaltung einer privile-
gierten Situation durch Interventions-

kriege entgegenwirken.
In der Innenpolitik wären vor allem

Ansätze aus der Kommunal- und Genos-
senschaftswirtschaft herauszustreichen
sowie im Bereich der Privatwirtschaft die
Neuverteilung der Arbeitszeit und die so-
ziale Grundsicherung.

Für die PB würde es also bedeuten,daß
sie neben der Kritik des Handelns der
Herrschenden, bei der es darauf an-
kommt, die unerfreulichen Folgen zu zei-
gen, die Ansätze des Neuen in der Ge-
sellschaft herausstreichen und die nor-
mativen Inhalte, die in diesem Neuen
stecken, darlegen müßte.

Der Parteibildungsprozeß, in dem die
PDS eine tragende Rolle spielen wird,
wird durch antiimperialistische Kritik/
solidarische Reformpolitik zusammen-
gehalten.

Folgerungen aus dem Ganzen für die PB

1. Wir müssen uns darauf einstellen, daß
das Interesse an der Entwicklung dis-
kursiver Politik nicht sprunghaft zu-
nimmt. Wir müssen das Konzept im Be-
reich einer niedrigen Auflage entwickeln.
Die Politischen Berichte organisieren ei-
nen Diskurs von Leuten, die in der poli-
tischen Praxis stehen und in deren Pra-
xis die Diskussionsergebnisse wirksam
werden. Die Machart der PB erlaubt es
den Beteiligten, ihre Meinung bereits in
einem frühen Stadium der Überlegung
öffentlich zu machen. Diese Offenheit für
den Kreis der Beteiligten führt aber auch
zu einer Abschließung gegenüber Lese-
rinnen und Lesern, soweit sie nämlich in
den jeweils angesprochenen Praxiszu-
sammenhängen nicht stehen. Diese Ten-
denz zur Abkapselung läßt sich nur
durchbrechen, soweit gezielt Beiträge er-
arbeitet werden, die einen Gegenstand
für die breitere Öffentlichkeit er-
schließen wollen.

Trotz der niedrigen Auflage können
wir in den PB eine beachtliche Band-
breite von Beiträgen vorstellen. Daran
müssen wir weiterarbeiten.

2. Ebenso müssen wir uns bemühen,
die Bindung der PB an die Aktualität zu
erhalten, die, wenn man sich umschaut,
abreißt, wenn man langsamer als vier-
zehntäglich wird.

3. Ferner müssen wir den Finanzie-
rungsproblemen Rechnung tragen da-
durch,daß wird die ehrenamtliche Arbeit
an den PB erleichtern und die redaktio-
nelle Arbeit effektiver gestalten.

Redaktionsarbeit effektivieren

1. Es sollen diskussionsfähige Redakti-
onsgruppen gebildet werden, die aus den
im Impressum genannten Redaktions-
mitgliedern und weiteren Interessierten
bestehen und einmal im Jahr zusammen-
treten. Das jetzige Verfahren mit seinen
„Einzelredakteuren“ entstand, als die
Redaktion noch räumlich nebeneinander
stand und an Diskussionsmöglichkeiten
kein Mangel war. Bei der jetzigen räum-
lichen Trennung müssen Zusammenhän-
ge gesetzt werden, Zweiergruppen sind

richtig, weil das Telefon wichtiges Mittel
für den Meinungsaustausch ist. Zweier-
gruppen sind auch inhaltlich möglich.
(An der Betreuung des Redaktionsab-
schnittes,wie sie im Impressum steht und
letztlich verantwortet wird, soll sich
nichts ändern, es geht um Verfestigung
von Diskussions- und Arbeitszusammen-
hängen.)

Solche Gruppen wären:
a) Aktuelles / Internationales
b) Kommunales / Genossenschaftli-

ches  /Gewerkschaftliches
c) Diskussion / Dokumentation / Par-

teien / Termine
2. Projektierung.
Es wird (umschichtig) eine Produkti-

onsleitung ausgeübt, die die Redaktions-
mitglieder zur Ausprojektierung ermun-
tert und für notwendige Abstimmung
sorgt.

3. Für die Redaktion und die Autorin-
nen und Autoren wird ein Computer-
netzwerk eingerichtet, das die Projektie-
rung erleichtert.

4. Der Gesamtumfang der PB wird auf
24 Seiten reduziert.

5. In den einzelnen Bereichen soll ein
Schema eingehalten werden, das unter-
scheidet zwischen

a) regelmäßige Meldungsübersichten,
b) Schwerpunktthema,
c) weiteren Berichte.
6. Die Untersuchungen zur Nutzbar-

machung des Internets haben folgenden
Zwischenstand ergeben:

a) Unser Leserkreis liest nicht am Bild-
schirm.

b) Das Angebot hat v.a. dann einen
Sinn, wenn es die von uns bearbeiteten
Gegenstände für die breitere Netzge-
meinde auffindbar macht.

Die Darbietung muß deswegen darauf
abgestellt werden, die Seiten durch
Suchbegriffe auffindbar zu machen. Er-
ste Versuche in dieser Hinsicht sind er-
folgreich verlaufen.

7. Ausbildungsmaßnahmen
Hier soll nicht von der wissenschaftli-

chen und Bildungsarbeit geredet werden,
die durch die Redaktion vielleicht durch
verbesserte Bearbeitung Termine/ An-
kündigungen/Rezensionen erschlossen
werden kann, sondern von der techni-
schen Ausbildung, bei der ein Zuviel und
ein Zuwenig möglich ist.Vorweg: Die Re-
daktion muß in der Lage bleiben, Ma-
nuskripte angemessenen Inhalts in jeder
Form weiterverarbeiten zu können.
Nichts Inhaltliches darf aus technischen
Gründen wegfallen. Aber die Redaktion
muß auch Ausbildungsangebote machen.
Solche sind:

a) Internet. Quellensuche und arbeits-
teilige Auswertung.

b) DFÜ-Netzwerk: Arbeitsteilige Pro-
jektierung und Kooperation bei räumli-
cher Entfernung.

c) Konzeptionserarbeitung, d.h. Sich-
tung von Themenfeldern, vorbereitete
Berichte für Konferenzen etc.

Martin Fochler
•
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Rainer Roth hat ein Buch
veröffentlicht, über das
sich zu streiten lohnt

Die Linke
und die
Staatsschuld
Der Frankfurter Verein „Klartext e.V.“ hat ein
verdienstvolles Anliegen. Er tritt dafür ein,
die Staatsfinanzen nicht zu Lasten der Lohn-
abhängigen, der Arbeitslosen und Armen zu
sanieren, sondern zu Lasten der Banken,
Konzerne und der Reichen in diesem Lande.
Sein Vorsitzender, Rainer Roth, Professor für
Sozialwissenschaften an der Fachhoch-
schule Frankfurt, arbeitet zudem in der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Sozialhilfe-
initiativen mit und hat zahlreiche Leitfäden
der Sozialhilfe herausgegeben. Im Oktober
letzten Jahres hat Rainer Roth nun ein Buch
herausgegeben: „Das Kartenhaus. Staats-
verschuldung in Deutschland“.

Auf über 400 Seiten hat der Autor darin
viele Zahlen und Fakten zum Thema
Staatsverschuldung, Steuereinnahmen,
Besteuerung von Lohn und Kapital,Sub-
ventionen, staatliche Sozialleistungen,
Schuldendienst, Zinsbelastung der öf-
fentlichen Haushalte, internationale Ka-
pitalanlagen und -Spekulationen zusam-
mengetragen. So beschreibt und doku-
mentiert Rainer Roth z.B., wie die effek-
tive Besteuerung der Unternehmen seit
Jahren sinkt und seit 1991 von den staat-
lichen Subventionen an Unternehmen
sogar übertroffen wird.

Am Ende findet sich eine kurze Be-
schreibung der keynesianischen und der
neoliberalen Wirtschaftslehren und ein
Ausblick.In diesem Ausblick gibt der Au-
tor deutlich zu erkennen, daß er kein
Freund der Staatsverschuldung ist, son-
dern für deren Abbau eintritt.Gegenüber
den bei Grünen und SPD weiter gepfleg-
ten staatsinterventionistischen Positio-
nen in der Wirtschaftspolitik und der da-
mit verbundenen Theorie, Schuldenauf-
nahme z.B.aus konjunkturellen Gründen
sei schon in Ordnung, ist das eine erfreu-
lich staatskritische Position.

Die vielen Zahlenreihen und statisti-
schen Auswertungen und die Thesen, die
der Autor darauf gestützt zu den Grün-
den, Hintergründen und Folgen der
Staatsschulden entwickelt, weisen aber
auch zahlreiche Mängel auf – Mängel, die
auf der marxistischen Linken verbreitet
sind. Das Buch ist deshalb vor allem ei-
ne Anregung zur Diskussion des schwie-
rigen Themas „Die Linke und der Staat“
bzw. „Linke und Staatsschuld“. Zu die-
ser Diskussion im folgenden ein paar An-
merkungen.

Wer macht wie welches Geschäft mit der

Staatsschuld?

Der Autor untermauert seine Ablehnung
staatlicher Schuldenmacherei unter an-
derem damit, daß er auf das „Riesenge-
schäft“ hinweist, das z.B. die Banken in
diesem Land mit der Staatsschuld ma-
chen (S. 184). Leider beginnen da aber
auch die Probleme. Denn wie die Banken
und andere ihre Geschäfte mit der
Staatsschuld machen,wird nicht geschil-
dert, dokumentiert. Welche Banken ma-
chen nach welchen Gesetzen oder Regeln
welche Geschäfte mit welchen Staats-
schulden? Wie hoch sind die Provisions-
einnahmen, Gebühreneinnahmen usw.
aus dem Handel mit Staatsschuldpapie-
ren? Wieviel Papiere werden Jahr für Jahr
gekauft, verkauft etc.? Was treibt eigent-
lich die Bundesschuldenverwaltung? Wie
heißt der Bankenausschuß, wie die Ban-
ken,die Waigels bzw.Lafontaines Staats-
schuldpapiere unter die Leute bringen,
was verdienen sie daran? 

Das konkrete Geschäft mit der Staats-
schuld, die Wechselreiterer, die Erpres-
sungen, die Finten und Gemeinheiten
dieses Gewerbes, Finanzschwindel,
Hochstapelei und ähnliches, Dinge also,
denen Marx schon vor über 120 Jahren
z.B. im Zusammenhang mit der französi-
schen Republik Napoleons II. so manche
bissige Polemik gewidmet hatte, das fin-
det keine Beachtung. Damit bleibt viel
kritischer Stoff unbeachtet. Selbst auf
bürgerlicher Seite gibt es eine Diskussi-
on, warum eigentlich der Bund seine
Schuldpapiere über Banken emittiert.
Warum verkauft er sie nicht direkt? Wie-
so müssen die großen Banken allein am
Kauf und Verkauf dieser Papiere fette Ge-
winne einstreichen?

Wer kassiert die Zinseinkünfte aus

Staatsschuld?

Zweitens: wer besitzt die Staatsschuld-
papiere wirklich? Wer kassiert am Ende
wirklich den Zins? Für Rainer Roth kas-
sieren „die Banken“.Und gemeinsam mit
ihnen andere Kapitalisten, Konzerne,
Firmen.

Wobei – das nur nebenbei – diese Kri-
tik Kapitalisten und Banken vermutlich
gar nicht irritieren würde.Für sie sind die
Staatsschulden ein reelles Geschäft wie
jedes andere auch, einfach eine Disposi-
tionsentscheidung über ihr eigenes Ka-
pital. Sie leihen dem Staat Geld, stellen
ihm also Teile ihres liquiden Kapitals
leihweise zur Verfügung und kassieren
darauf den vereinbarten Zins. Was soll
daran schlecht sein? Was regt sich wer
darüber auf? Schließlich leihen andere
Leute – ihre eigenen Beschäftigten zum
Beispiel – auch wem Geld (zum Beispiel
der Sparkasse xyz) und kassieren dafür
Zins. So what?

Ökonomisch interessant wird die Sa-
che aber da, und so wird sie auch auf der
bürgerlichen Seite diskutiert und sollte
auch von Marxisten diskutiert werden,
wo sie die Verteilung der Revenuequellen
der Gesellschaft tangiert. Bekanntlich

speist sich die Revenue der bürgerlichen
Gesellschaft – also die Einkünfte der ver-
schiedenen Klassen – aus drei Quellen:
Lohn, Profit und Grundrente. Der Profit
wiederum teilt sich in industriellen Pro-
fit und Zins.

Mindert nun ein steigender Zins – z.B.
wegen exzessiver Staatsschulden – den
industriellen Profit? Die Kapitalisten
schreien: „Ja!“ und verlangen immer hef-
tiger eine Rückführung der Staatsschuld.
Rainer Roth vertritt – etwas vergröbert
gesagt – die Meinung: Nein! Denn auch
die Zinsen fließen an die Kapitalisten.

Das stimmt aber nicht ganz.
Denn vor allem die deutsche Mittel-

klasse verdient an der Staatsschuld kräf-
tig mit.

Diese Klasse hat sich seit dem verlore-
nen Zweiten Weltkrieg dick und fett –
auch sozial, mit ihren Vermögen – reor-
ganisiert. Die Mittelklasse hat traditio-
nell eine gemischte Revenue: Einkommen
aus Grundrente (Eigenheim,Vermietung,
Verpachtung), Einkommen aus Profit
(Aktien u.a.) und Einkommen aus Lohn.
Wäre es möglich,die Geheimnisse z.B.der
Steuerstatistik zu lüften, würde sich her-
ausstellen, daß die deutsche Mittelklasse
spätestens seit der sog.„Bildungsreform“
und der damit verbundenen drastischen
Ausweitung der auf Hochschulabschluß
beruhenden Beschäftigungen in der Ge-
sellschaft jahrzehntelang erheblich mehr
Lohn kassierte, als ihrer Arbeitsleistung
entsprach. Damit wurden enorme gesell-
schaftliche Vermögen aufgehäuft – Ver-
mögen, die zum Teil direkt in Grundren-
te abwerfenden Objekten (Eigenheim
usw.) angelegt wurden, zum Teil indirekt
(z.B. über Lebensversicherungen, die
dann in Immobilien investierten), zum
Teil in Aktien, Unternehmensbesitz, und
zum Teil eben in Staatsschuld.

Diese Vermögensbildung aber hat gra-
vierende Folgen.

Wer sein Geld in Aktien anlegt, den
zieht’s auch ideologisch näher heran an
die Firma. Aktien, Dividende, Zukunfts-
aussichten der Firma werden auf einmal
auch unter ganz anderen Gesichtspunk-
ten als denen des persönlichen Arbeits-
platzes interessant, Streiken für mehr
Lohn eine Angelegenheit, die auch unter
solchen Gesichtspunkten überlegt sein
will. Das wissen die Kapitalisten genau
und geben z.B. gern verbilligte Beleg-
schaftsaktien.

Nichts anderes geschieht, wenn wer
sein Geld in Staatsschuld anlegt. Den
zieht’s dann näher heran an den deut-
schen Staat.

Ein Großteil dessen, was so in der Öf-
fentlichkeit unter „Rechtsentwicklung“
z.B. der Partei der Grünen gehandelt
wird, dürfte in solchen sozialen Prozes-
sen seine Begründung haben. Zumal,
wenn dies Vermögen der Mittelklasse we-
gen des Abbaus öffentlicher Versicherun-
gen zunehmend größere Bedeutung be-
kommt dafür, wie es im Alter aussehen
mag und welche Zukunftsaussichten die
eigenen Kinder haben werden.
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Ein Großteil der bürgerlichen Polemik
gegen die Staatsschuld dürfte deshalb
zum reellen Kern haben, daß die bürger-
liche Rechte diese Bindung der Mittel-
klasse an den deutschen Staat zumindest
teilweise ersetzen will durch eine Bin-
dung an die Firmen. Zumal mittels staat-
licher Apparate auch Herrschaftsabsich-
ten verfolgt werden können, während bei
der Bindung an die Firma über die Aktie
eindeutig klar ist, wer hier Chef ist und
wer weisungsgebunden.

Nicht so viel in Staatsschulden, mehr
in Aktien soll die Mittelklasse investie-
ren. So wie in Amerika. Die bürgerliche
Rechte will die Vermögen, die die Mittel-
klasse in Staatsschuldpapieren angelegt
hat, in die Kassen der Konzerne umlen-
ken.Sie will über diese Vermögen im Rah-
men ihrer industriellen Dispositionen
verfügen können, sie auf dem Weltmarkt
direkt einsetzen und eventuell auch ver-
pulvern können. Und so auch die Bin-
dung der Mittelklasse an die Konzerne
enger gestalten.

Diesen wichtigen Gesichtspunkt be-
achtet Rainer Roth leider nicht. Wie er
auch der Frage, wer wirklich die Staats-
papiere besitzt, nicht nachgeht, sich mit
der vordergründigen Auskunft „die Ban-
ken“ begnügt. Ein analytischer Fehler,
der politische Fehler nach sich zieht.

Alles nur „Fall der Profitrate“?

Für Rainer Roth ist der Anstieg der
Staatsschulden im wesentlichen ökono-
mischer Reflex auf eine zunehmende Ten-
denz der kapitalistischen Wirtschaft zur
Stagnation und den „tendenziellen Fall
der Profitrate“. Nun ist dieses von Marx
erkannte Gesetz sicher eine wichtige
Entdeckung.Aber erstens ist hier die Re-
de von einer „Tendenz“,und zweitens gilt
auch für dieses Gesetz der von vielen an-
deren wirtschaftlichen Gesetzen be-
kannte „ceteris paribus“-Vorbehalt, auf
deutsch: „alle anderen Umstände als
gleichbleibend vorausgesetzt“. Alle Um-
stände aber bleiben in imperialistischen
Gesellschaften bekanntlich selten gleich.

Zudem: Wer von Staatsschulden redet,
sollte auch von ihrer materiellen
Deckung sprechen. Genau dies hatte
auch die große Koalition Ende der 60er
Jahre getan, als CSU, CDU und SPD den
Grundgesetz-Artikel zur Staatsschuld
änderten, um den geplanten steilen An-
stieg der Staatsschuld rechtlich möglich
zu machen, und dafür festlegten, neue
Schulden dürften die staatliche Investi-
tionssumme nicht überschreiten. Damit
war aus ihrer Sicht für eine materielle
Deckung der Staatsschuld gesorgt. Stei-
genden Schulden stand ein steigendes
staatliches Vermögen – an Gebäuden,Au-
tobahnen,Bergwerken,Fernmeldenetzen
usw. – gegenüber. Dem tendenziellen Fall
der Profitrate und Tendenzen der Sta-
gnation,wie sie etwa in der zweiten Hälf-
te der 60er und in den 70er Jahren
tatsächlich zu beobachten waren, konn-
te so begegnet werden, indem ein be-
trächtlicher Teil der für große industriel-

le Produktionen er-
forderlichen Infra-
struktur staatlich
finanziert wurde.

Leider bleibt dies
bei Rainer Roth
außen vor. Welche
Sachen der Staat
bezahlt mit den
Schulden, die er
macht, scheint ihn
nicht zu interessie-
ren. Das ist falsch
und leitet in einen
weiteren Fehler
über.Die Produktiv-
kraft-Revolutionen
etwa rund um die
Computerisierung,
die Verbilligung von
beträchtlichen Tei-
len des konstanten
Kapitals, die tech-
nologischen Um-
wälzungen im Da-
tenaustausch, Rech-
nungswesen, Infor-
mationssektor, beim
Transport und Ver-
kauf der Waren,
schließlich die ko-
lossale räumliche
und personelle Aus-
dehnung des impe-
rialistischen Welt-
markts durch die
Zerschlagung des
RGW und die Einbe-
ziehung Chinas in
den imperialistischen Weltmarkt werden
von ihm nicht beachtet.

Für ihn kämpft die imperialistische
Wirtschaft seit dem Ölpreisschock von
1974/75 gegen eine anhaltende Stagnati-
on: „Alle verfügbaren Angaben zeigen,
daß die Profitraten sich bis heute nicht
von dem Schock erholt haben, den sie in
der ersten großen Krise der Nachkriegs-
zeit, der Krise 1974–75, erlitten haben.“
(S. 45) Seitdem häuft sich ein immer
größerer Kapitalüberschuß an, der an-
geblich zwangsläufig in Staatsschuld an-
gelegt werden muß. Von „Vergreisung“
und „Rentnerkapitalismus“, gar von
„Massenarbeitslosigkeit des Kapitals“
(S. 60) ist die Rede. Da stört auch nicht,
wenn gleich auf der nächsten Seite eine
Verdreifachung der aus Unternehmen
entnommenen Gewinne in der ersten
Hälfte der 90er Jahre gegenüber den 70er
Jahren dokumentiert wird. Egal: „Die
Staatsverschuldung ist Folge des hilflo-
sen Versuchs, mit verschiedenen Metho-
den die Wirtschaft wieder anzukurbeln.“
(S. 79) Auch „weltweit wird die Ökono-
mie von Finanzanlagen dominiert und
angetrieben“ (S. 296). Arbeit als Quelle
des Reichtums kommt kaum noch vor in
seinem „globalen Rentnerkapitalismus.“

Überall dominiert der Fall der Pro-
fitrate. Selbst in der Computerindustrie,
wo ja auch wirklich neuerdings Preise
und Gewinnmargen wieder sinken. Aber

aus welcher Höhe? Und nach welchem
jahrelangen Anstieg? Wieso werden Fir-
men wie Microsoft, Sun, SAP u.a. heute
an den Börsen höher bewertet als z.B.
Krupp oder Thyssen? Doch wohl nicht
aus Versehen?

So ist es auch kein Wunder,daß der Au-
tor den Anstieg der Aktienkurse seit 1980
zwar konstatiert (S.201),aber nicht wirk-
lich erklären kann.„Die Ursachen für die
Explosion der Aktienkurse liegen im we-
sentlichen im Wechselverhältnis zwi-
schen Zins und Aktienkurs“, schreibt er.
Das erklärt aber keine Verzehnfachung
der Kurse. Diese hat vielmehr ihre Ursa-
che in dem enormen Zugewinn an aus-
beutbarem Land und Leuten, den die im-
perialistische Wirtschaft mit der Zer-
störung des RGW und der fast zeitglei-
chen Öffnung Chinas für imperialisti-
sches Kapital erreichen konnten.

Noch einmal: Wer von Staatsschulden
spricht, muß auch über ihre materielle
Deckung sprechen. Hier bestand seit den
späten 60er Jahren ein Verfassungskon-
sens von SPD, FDP, CSU und CDU, der
da lautete: steigende Staatsschulden ja,
aber Deckung durch öffentliche Investi-
tionen, also steigenden öffentlichen
Reichtum. Und hier hat sich in den letz-
ten Jahren Wichtiges geändert. Der ra-
biate Privatisierungskurs, wie er seit der
Regierung Kohl dominiert und auch von
der jetzigen Regierung fortgesetzt wird,

Rainer Roth, Das Kartenhaus. Staatsverschuldung in Deutschland.
DVS, Frankfurt, Oktober 1998. ISBN 3-932246-13-6, 430 Seiten, Pa-
perback, 25 DM.
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untergräbt diesen Verfassungskonsens.
Wenn staatliches Eigentum verkauft
wird, Post, Lufthansa, Energienetze usw.
– dann fällt die materielle Deckung der
Staatsschulden weg. Dann wird das
ganze auch unter bürgerlichen Gesichts-
punkten ein „unsolides Geschäft“. Dann
wird die steigende Staatsschuld irgend-
wann nur noch finanziert durch Tribute,
Steuern eben. Und wo ist da die Grenze?
Zumal, wenn es z.B. wieder zu einem
Krieg kommt?

Deshalb ändert sich seit einiger Zeit
die öffentliche Meinung zur Staats-
schuld. „Schlanker Staat“ ist nicht nur
eine Drohung der Rechten. Steigende
Staatsschuld wird nicht mehr akzeptiert
– zu Recht. Ein lange bestehender breiter
Konsens gerät ins Rutschen. Wie soll es
weitergehen?

Das Verdienst der Studie von Rainer
Roth liegt deshalb vielleicht ungewollt
gerade darin, daß er mit seinen eigenen
Schwächen auch die Schwächen von vie-
len anderen Linken – gerade auch mar-
xistischen Linken – bloßlegt. Vielleicht
löst das eine notwendige Debatte aus.

Zum Beispiel darüber, was Staat und
Steuer eigentlich ökonomisch sind (woll-
te nicht auch Marx einen vierten Band
schreiben zum Staat?). Und darüber, wie
die Linke sich zu beidem verhalten soll-
te.Gar keine Staatsschulden aufnehmen,
kann nicht vernünftig sein. Aber was
dann? Wieviel Schulden? Unter welchen
Bedingungen? Bis zu welchen Grenzen?
Alles Fragen, denen sich die Linke stel-
len muß. Schon allein, weil sie sonst ge-
genüber der rechten Kampagne für einen
„schlanken Staat“ und gegen die auch
auf der politischen Rechten zunehmen-
den Stimmen, die für eine Rückführung
der Staatsschuld plädieren, keine eigene
Position hat. In den USA hat bekanntlich
die Rückführung der Staatsschulden
schon begonnen.

Bei Gelegenheit dieser Debatte könn-
te dann auch ein anderer Fehler, der in
der Studie an vielen Stellen zu Tage tritt,
korrigiert werden.Immer wieder ist näm-
lich die Rede von der „Logik des Kapi-
tals“.Vermutlich aber ist die damit ver-
bundene Theorie von den „hinter dem
Rücken“ wirkenden und auch die Kapi-
talisten übermächtig beherrschenden
Gesetzen, wie sie Marxisten lange vertre-
ten haben, ein Irrtum.

Wenn man die konkrete Entwicklung
der Klassenkämpfe in der BRD,in der EU,
auf der Welt, wenn man Sieg des impe-
rialistischen Westens über den RGW be-
achtet, wirkt das Festhalten an dieser
Idee einer die konkreten Kapitalisten be-
herrschenden „Logik des Kapitals“ auch
irgendwie komisch.Wir sollten besser da-
von ausgehen,daß wir es auch auf der Ge-
genseite von bewußt handelnden, plan-
vollen Subjekten zu tun haben. Kohl,
Reagan, Thatcher, Henkel, Stihl,
Schrempp und wie sie alle heißen, waren
und sind planvolle Täter, Subjekte, nicht
von der „Logik des Kapitals“ Getriebe-
ne. rül

Lektüreempfehlung

Über die Achtung und
Würdigung der Opfer
In Ergänzung zu dem Artikel in den letz-
ten Politischen Berichten „... grenzt an
eine Verhöhnung der Opfer“ möchte ich
über das Buch Abschied von Bert Hellin-
ger berichten, in welchem Familienauf-
stellungen von Nachfahren von Tätern
und Opfern dokumentiert werden.

Bert Hellinger hat in seiner Arbeit mit
Kranken eine besondere therapeutische
Methode entwickelt: In einer Gruppe
wählt die betroffene Person für die le-
benden und auch die toten Mitglieder ih-
rer Familie Stellvertreter aus dem Kreis
der Anwesenden und stellt sie dann auf-
merksam,ganz nach dem inneren Gefühl,
in Beziehung zueinander. Sobald die
Stellvertreter ausgewählt und aufgestellt
sind, fühlen sie wie die wirklichen Per-
sonen der Familie, ohne daß sie über die-
se Personen etwas wissen. Für die Le-
benden ist das nachprüfbar, für die Toten
nicht. Doch die Wirkung, die von den To-
ten ausgeht, was sie empfinden, legt na-
he, daß sie in dem System anwesend sind.
Bert Hellinger hält sich bei diesen Auf-
stellungen strikt an das, was wahrnehm-
bar ist, er geht rein phänomenologisch
vor und enthält sich jeder Versuchung,
diese Phänomene zu erklären. Marx hat
in seinen frühen Schriften einen ähnli-
chen Rat gegeben: „Das gesellschaftliche
Leben ist wesentlich praktisch. Alle My-
sterien, welche die Theorie zum Mysti-
zismus verleiten, finden ihre rationelle
Lösung in der menschlichen Praxis und
im Begreifen dieser Praxis.“ Dies nur,um
Vorurteilen, die möglicherweise unter
den Lesern der Politischen Berichte ver-
breitet sind, etwas entgegenzusetzen.

„Seit Jahren bin ich in meinen Kursen
für Kranke den Folgen von Schicksal und
Schuld im Leben von Tätern und Opfern
aus der Zeit des Nationalsozialismus be-
gegnet. Mit ihnen mußte ich mich den Tä-
tern und Opfern in ihren Familien stellen
und versuchen, im Einklang mit ihnen
das Leid für ihre Nachkommen zu mil-
dern und vielleicht zu beenden. Dieses
Buch dokumentiert diese Versuche.Dabei
kommen sowohl die Überlebenden und
die Nachkommen zu Wort als auch die
Schuldigen und die Toten.Denn diese Be-
gegnungen werden hier nicht nur erzählt,
sondern wie in einem Drama auch dar-
gestellt ...“ (aus der Einführung)

Da ist oft eine Krankheit von Überle-
benden oder ihren Nachkommen – völlig
unbewußt – eine Solidarität aus tiefer
Verbundenheit und Liebe mit den Umge-
kommenen. Hellinger nennt dies die sog.
magische Liebe, die meint, sie könne
durch eigenes Opfer die Toten wiederer-
wecken, ihr Schicksal teilen und dadurch
erleichtern. Bei den Aufstellungen zeigt
sich, daß die Toten voller Liebe auf die
Lebenden blicken und traurig sind,wenn
aus ihrem schweren Schicksal immer

weiteres Unglück folgt. Oft ist aber die
Krankheit leichter auszuhalten als die
Trauer und der Schmerz, der aber löst
und die Opfer versöhnt.

Nachfahren von Tätern ertragen
manchmal eine Krankheit,um die Schuld
mitzutragen, statt sie bei dem zu lassen,
der in diese Schuld verwickelt ist und
dem dieses Schicksal zuzumuten ist, der
selber dazu stehen und die Konsequen-
zen tragen muß (Ausschluß aus dem Sy-
stem), wenn er seine Würde als Mensch
bewahren will. Es kommt auch vor, daß
Nachfahren von Tätern aus Solidarität
mit diesen ähnliche Haltungen einneh-
men, „ich bin wie Du“, sagen sie inner-
lich und völlig unbewußt zu einem
Großvater etwa.

Die Schuld oder der Tod der Opfer
kann aber nicht dadurch abgemildert
werden, daß ein Nachfahre leidet, das ist
unmöglich. Bei den Aufstellungen zeigt
es sich, daß das Sich-Stellen der Wirk-
lichkeit, wie sie war, ohne sie beschöni-
gen zu wollen, heilsam ist. Heilsam auch
im Hinblick auf die Entwicklung von
Kraft für Neues.

Rache statt Trauer hat auch schlimme
Folgen. Rache fühlt sich völlig im Recht,
stellt sich über andere und geht wieder
„über Leichen“, unterbricht die unheil-
volle Geschichte nicht. In einer faschisti-
schen Gesellschaft zu leben und als
Mensch zu überleben, ist extrem schwer.
Sich dann aber heute über die Täter zu
entrüsten,als sei man selber ihr Opfer ge-
worden, statt auf die Toten zu schauen
und ihnen die Ehre zu geben und um sie
zu trauern,übersieht,daß es auch schick-
salhafte Verstrickungen in Schuld gibt.
Durch den Hinweis auf den Widerstand
und den einen oder anderen mutigen
Wehrmachtsoffizier (siehe Bundestag)
läßt sich die Schuld der Täter auch nicht
mindern.

Die Trauer um die Opfer ist etwas Per-
sönliches, und es entsteht dann in den
Personen die Kraft zum guten Handeln.
Wenn das als nationale Aufgabe abge-
handelt wird, verschwindet die Trauer.
„Wenn ein Deutscher in die Gedenkstät-
te für die Opfer des Holocaust in Jerusa-
lem geht und sieht, was den Opfern an-
getan wurde, dann ist er in der Regel so
erschüttert, daß er weint. Das ist so
schrecklich,daß er gar nicht anders kann,
als um die Opfer zu weinen. Wenn aber
jemand zu ihm sagt: ,Du bist ein Deut-
scher‘, kann er nicht mehr weinen, selbst
wenn er persönlich völlig unschuldig ist.“
(S. 25) Das Mahnmal in Berlin z.B. sollte
dem trauernden Gedenken an die Opfer
dienen, das wäre fortschrittlich, und
nicht eine Manifestation von leerer „na-
tionaler Verantwortung“ für die Greuel
des Faschismus werden, die den Blick
statt auf die Opfer auf die Nation richtet
und dadurch zur Fortsetzung dieser Ge-
schichte beiträgt. sul

Bert Hellinger, Der Abschied. Nachkommen
von Tätern und Opfern stellen ihre Familien,
Carl-Auer-Systeme, Verlag 45,- DM
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20. Februar: 13 Uhr: Jahrestreffen von Re-
daktion und Herausgabekreis „Kurdi-
stan-Rundbrief“ in Köln, Jugendgäste-
haus. Nähere Infos bei GNN-Verlag Ber-
lin.

20. Februar: Freiheit für Mumia Abu-Ja-
mal. Bundesweite Demonstration in
Hamburg.

27. /28. Februar: Bundesweite Konferenz
der Karawane für die Rechte der Flücht-
linge  und Migrantinnen in Oldenburg.
Kontakt: The Voice (Africa Forum) Jena –
Tel: 03641-449304 – Fax: 03641-420270

6./7. März 1999: Bundesparteitag der
PDS in Suhl (Thüringen) stellt Liste für
die EU-Wahl auf

13./14. März 1999: Frühjahrskonferenz
des Forums Kommunistischer Arbeitsge-
meinschaften in Köln

23. Mai 1999: Bundesversammlung wählt
Bundespräsidenten

28. Mai 1999: 50. Bundesparteitag der
F.D.P in Bremen

4./5. Juni 1999: EU-Rat in Köln. Die Bun-

desregierung führt dort den Vorsitz. Ak-
tionen der Euromarschbewegung.

6. Juni 1999: Bürgerschaftswahl in Bre-
men

13. Juni 1999: Europawahl, Kommunal-
wahlen in Rheinland-Pfalz, Saarland,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-An-
halt, Sachsen und Thüringen

18./20. Juni: Weltwirtschaftsgipfel in
Köln. Ein bundesweites Bündnis bereitet
Protestaktionen vor.

5. September: Landtagswahl in Branden-
burg

12. September: Kommunalwahlen in
NRW, Landtagswahl in Thüringen

19. September: Landtagswahl in Sachsen

10. Oktober: Wahlen zum Abgeordneten-
haus und den BVVen in Berlin

24. Oktober: Kommunalwahlen in Baden-
Württemberg

Herbst: Landtagswahl im Saarland
•

Forum Kommunistischer Arbeitsgemeinschaften

Einladung

zur Frühjahrskonferenz, 13./14. März 1999

in Köln, Jugendgästehaus

Beginn: Samstag 13. März 1999, 13 Uhr

Ende: Sonntag, 14. März 1999, 13 Uhr

Vorbereitet werden folgende Themenkreise:

Für das Plenum:

Europapolitik: Welche Chancen und Aufgaben bestehen für eine anti-
militaristische Außen- und Friedenspolitik in Europa
Politische Berichte: Zusammen mit dem Arbeitskreis Politische Be-
richte, Konzeptdiskussion

Für die Arbeitskreise: 

Bildungsarbeit: Diskussion eines Kursangebotes, wie es sich aus prak-
tischen Erfahrungen der letzten Jahre abzeichnet.Vorbereitung Chri-
stiane Schneider, Jörg Detjen
Friedenspolitik: Die Expansionspolitik der Westmächte in Ost/Süd-
osteuropa und die Folgen.Vorbereitung Hardy Vollmer, Emil Hruska
Wirtschaftspolitik: Wertlehre und subjektivistische Preistheorie. Eine
theoretische Frage und seine Bedeutung für die Konzeption reforme-
rischer und alternativer Wirtschaftspolitik.Vorbereitung Martin Foch-
ler, Rüdiger Lötzer

Detaillierter Tagesordnungsvorschlag

in der nächsten Ausgabe.

Organisatorische Hinweise: Am Samstag besteht um 12 Uhr die Möglichkeit zu ei-
nem Mittagessen (nur nach Anmeldung). Die Arbeitsgemeinschaften werden gebe-
ten, umgehend eine Liste der Teilnehmenden an Jörg Detjen, (c/o GNN-Verlag, Post-
fach 260 226, 50515 Köln, Tel. 02 21 / 21 16 58, Fax : 02 21 / 21 53 73) zu schicken, da-
mit Materialien verschickt werden können. Außerdem muß auf der Liste die Anzahl
der Übernachtungen und der Essenswünsche gemledet werden.

Für das Präsidium 
Brigitte Wolf


